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über die 11. ordentliche Sitzung des Gemeinderates der Stadt Steyr 
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TAGESORDNUNG 

Eröffnung der Sitzung, Feststellung der ordnungsgemäßen Einberufung, der 
Beschlußfähigkei t und Bekanntgabe der Protokollprüfer 

Behandlung von a ll fälligen Anfragen 

Mitteilungen des Bürgermeisters 

Kenntnisnahme von Beschlüssen des Stadtsenates gern. § 51 Abs. 3 StS 

Verhandlungsgegenstände 

Aktuelle Stunde 

Besch I üsse des Stadtsenates: 

Ha-5688/ 86 

GHJ2-4609/ 85 

Wa-2000/ 86 
K- 8100/ 85 
SH-648/ 86 
Bau3-266/ 80 

GHJ 1 -3903/ 85 

Bau5-2180/ 86 
Bau5-877/ 84 

GHJl-5980/ 86 
Ge-1277/ 86 
Ha-5879/ 86 

Ha-5611 / 86 

GHJ2-7426/ 85 
VerkR-3915/ 86 

VerkR-5112 / 86 

Bau2-2456/ 86 

Bau3- 1240/ 84 

Bau5-3 71 7/85 
Bau6-884/ 86 

Verein "Ferienheim der OÖ. Gemeindebediensteten"; Gewährung 
einer Subvention. 
Ob jekt Michaelerplatz 2 (Bürgerspital); Adaptierung von Woh­
nungen. 
Gesamtgestaltung Wehrgraben; energiewirtschaftl iche Nutzung 
des Stey r-Flusses im Stadtgebiet; Erstellung eines Rahmenplanes. 
Kuraktion für Steyrer Pensionisten in Bad Gastein. 
Abstieg Tomitzstraße - Schwimmschulstraße; Grundeinlösung 

(Restzahlung); Ergänzung zum GR-Beschluß vom 3. 4 . 1986. 
Ankauf einer drahtlosen Mikrofonanlage; Ergänzung zum StS-Be­
schluß vom 7. 11. 1985. 

Umbau Rathaus Steyr im Bereich des Stadtbauamtes. 
Feuerwehrzeughaus Münichholz; Übernahme der Kosten für die 
Kleiderablage. 
Ankauf einer Registrierkasse für die städt. Zentralbücherei. 
Cafe-Konditorei Klaus Berrer, Ste yr; Gewerbeförderung. 
Touristenverein "Die Naturfreunde"; Gewährung einer außeror­
dent I ichen Subvention. 
Verein "Gemeinsam für Gerechtigkeit" - 3. Welt-Laden, Steyr; 
Gewährung einer außerordentlichen Subvention. 
Kindergarten PI enk lberg; Dacherneuerung; Auftragserweiterung . 
Aktion "Minus 10 Prozent"; Durchführung von Veranstaltungen und 
sonstigen Aktivitäten. 
Err ichtung einer Schutzwegsicherungsanlage an der Kreuzung 
Sch i l lerstraße - Arbeiterstraße - Adlerstraße - Kammerma yr­
straße. 
Ankauf einer e xternen Hochleistungsbatterie für Z wecke des 
Stadtbauamtes. 
Herstellung der Grundbuchsordnung im Bereich der Steiner Straße; 
Durchführung vermessungstechn ischer Arbeiten. 
Alois Puchner bzw. Puchner GesmbH, Stey r; Gewerbeförderung. 
Fa. Lötsch GesmbH , Gewerbeförderung. 
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Bau6-1782/76 

San-62'37/86 
F-395/73 

Ha-1479/84 

Bau4-1251 / 85 

Bau4-1251 / 85 

ÖA G-7953/85 
Städt. Wi-Hof 

Reinhaltungsverband Steyr und Umgebung; Zentrale Kläranlage -
Schlammentwässerung und Mülldeponie der Stadt Steyr; chemi­
sche Untersuchungen. 
Ankauf eines Lungenfunktionsmeßgerätes für die MA X. 
Aktion "Essen auf Rädern"; Ankauf eines Fiat Ducato-Kasten­
wagens 10 (Ersatzbeschaffung) . 
Verein "Arbeitslosen-Selbsthilfe Steyr"; Sanierung Distlberger­
gut ; Kostenüberschreitung. 
Neubau der Inneren Reiterbrücke; Detailprojekt ; Ergänzung des 
StS-Beschlusses vom 7.2.1985. 
Neubau der Inneren Reiterbrücke; Errichtung des rechten Wider­
lagers. 
Ankauf eines Schneepfluges für den neuen Lkw des Städtischen 
Wirtschaftshof es. 

Verhandlungsgegenstände 

BERICHTERSTATTER BÜRGERMEISTER HEINRICH SCHWARZ : 

1) Präs-579/ 85 

2) Sport-1922/86 

Bericht des Rechnungshofes über das Ergebn is der Überprü­
fung der Gebarung des Jahres 1984; Äußerung der Stadt; 
Gegenäußerung des Rechnungshofes; Prüfungsergebnis hin­
s ieht! ich der inneren Revision; Kenntnisnahme. 

Verleihung des Sportehrenzeichens der Stadt Steyr an 
Sportler und Funktionäre. 

BER I CHTFRST A TTER V I ZEBÜRGERME I STER LEOPOLD W I PPERSBERGER: 

3) Ha-5744/86 

4) Ha-5776/86 

5) Ha-4935/86 

6) H a-4761 / 86 

7) Ha-6435/ 86 

8) Ha-3136/ 74 

Aufnahme eines Kommunaldarlehens bei der Sparkasse Steyr. 

Aufnahme eines Kommunaldarlehens be i der Creditanstalt 
Bankverein. 

Gewährung von Gemeindedarlehen an die Mieter der Wohnhaus ­
anlage Steinfeldstraße 6 und 8. 

Wirtschaf tsverei11 A rbe iterhe im Steyr; Gewährung einer 
außerordentlichen Subvention bz w. eines Darlehens zur Re­
novierung der Casino-Säle. 

Jugendinformationszentrum Steyr, Eisengasse 3; Gewährung 
einer außerordentlichen Subvention. 

Abw asserbeseitigungsanlage der Stadt Steyr, Bauabschnitt 05; 
Darlehen des Wasser wi rtschafts fonds ; Annahmeerklärung. 
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BERICHTERSTATTER STADTRAT ·RUDOLF P ·I MSL: 

9) Bau3-2830/ ~6 Errichtung eines Geh- und Radweges Ennser Straße. 

BERICHTERSTATTER STADTRAT ERICH SABLIK: . 

10) Bau3-3982/86 

11) Bau3-941 / 86 

12) Bau3-6277 / 85 
Bau6-6278/ 85 
Bau3-3858/ 86 
Bau6-3859/ 86 

13) SH-4771 / 76 

Straßenbau Wehrgrabengasse und Fabrikstraße - 1. Teil­
abschnitt. 

Verlegung der Winkl inger Straße infolge Kantenabbruchs 
an der I inksufrigen Konglomeratbank. 

Aufschl ießung der Gewerbegründe Ennser Straße; Tei 1 

und 2; Straßen- und Kanalbau. 

Seniorenpaß; Gutscheine für kulturelle Veranstaltungen; 
Erhöhung des Bonwertes. 

BERICHTERSTATTER STADTRAT ING. OTHMAR SCHLOSSGANGL: 

14) Ges-15/86 Zufahrt zu den Neubauten der Ersten Gemeinnützigen Woh­
nungsgenossenschaft "Am Dachsberg 11

; Straßenbenennung. 

BERICHTERSTATTER STA DTRAT RUDOLF STE I NMASSL: 

15) ÖAG-6209/ 86 Bundesstraßenbau los Bad 1 - Haratzmül lerstraße; Verle­
gung einer Gashochdruckleitung und Neuverlegung des Tr ink­
wasserversorgungsstranges im Bereich Pumpwerkberg. 

BERICHTERSTATTER STADTRAT JOHA NN Z ÖCHL ING: 

16) Bau2-3950/ 63 

17) Bau3-3956/ 81 

1 nfangsiedlung; Übernahme der Aufschl ießungsstraßen in 
das öff ent I i ehe Gut. 

Übernahme der Auf schl ießungsstraße F el I inger-Siedl ung 
in das öffent I i ehe Gut. 
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BÜRGERMEISTER HEINRICH SCHWARZ: 
Meine Damen und Herren des Gemeinderates, ich eröffne die heutige Sitzung 

des Gemeinderates und darf feststellen, daß sie ordnungsgemäß den Statuten 
entsprechend einberufen V\urde und daß die Besch·lußfähigkeit gegeben ist. 1 eh 
bitte die Gemeinderäte Hermann Bachner und Roman Eichhübl um Übernahme der 
Protokollprüfung für die heutige Sitzung. Entschuldigt sind Kollege Wieser und 
unser Vizebürgermeister Wippersberger, der allen Mitgliedern des Gemeinderates 
seine besten Grüße übermitteln läßt. Er befindet sich auf dem Wege der Besse­
rung. 1 eh habe Gelegenheit gehabt, ihn einmal zu besuchen und habe selbstverständ-
lich d ie Grüße aller Mitglieder des Gemeinde r ates übermittelt und ihm bald i ge 
Besserung gewünscht. 
Meine Damen und Herren, bevor wir zu den Mitteilungen des Bür germeisters kom­
men, darf ich Sie bitten, sich von den Sitzen zu erheben. 
Meine Damen und Herren des Gemeinderates, es ist mir eine ehrende Verpf I ich­
tung, an dieserStelleeines Mannes zu gedenken, de r durch 25 Jahre dem Gemein­
derat unserer Stadt angehört hat. Am 7. Oktober dieses Jahres ist August Moser 
im 91. Lebensjahr stehend verstorben. Mit seinem Tod ist nicht nur ein Stück der 
Steyrer Arbeiterbewegung, sondern auch ein Stück der Geschichte unserer Stadt 
von uns gegangen. 
Da er sicher vielen Mitgliedern des Gemeinderates, des heutigen Gemeinderates nicht 
persönlich bekannt war, darf ich mit einigen Sätzen sein Wirken in Erinnerung 
rufen. August Moser, der schon in jungen Jahren als Arbeitervertreter engagiert 
war, mußte nach den Ereignissen des Februar 1934 seine Heimat verlassen und 
lebte bis nach Ende des 2. Weltkrieges in der aufgezwunger,en Emigration. Nach 
seiner Rückkehr entsandte ihn im Jahre 1946 die kommunistische Partei, der er 
sich mittlerweile zugewandt hatte, in den Gemeinderat der Stadt Steyr. Aufgrund 
der damaligen Stärkeverhältnisse erhielt er im Jahre 1952 einen Sitz im Stadtsenat, 
den er bis zum Jahre 1961 inne hatte. Er blieb aber auch dann noch im Gemeinderat 
und machte im Jahre 1971 einem jüngeren Nachfolger Platz . August Moser zählte, 
wie man es heute gerne zu bezeichnen pflegt, zu den Männern der ersten Stunde. Er 
war mit dabei, als in der schweren Nachkriegszeit zu den vorrangigsten An/ iegen 
ein täglich gedeckter Tisch und ein Dach über dem Kopf zählten, t:Jnd es darum ging, 
die Trümmer des großen Krieges zu beseitigen. Seinen politischen Vorstellungen 
folgend, war sein Sinnen und Trachten au.f die.,Verbesserung des Loses der arbeitenden 
Menschen ausgerichtet, ohne dabei jemals das Maß für das Gesamtwohl der Stadt aus 
dem Auge zu ver/ ieren. Er war in zahlreichen gemeinderätl ichen Ausschüssen un­
ermüdlich tätig und brachte dort stets in konstruktiver Form sein Wissen und seine 
Ideen ein. Als Stadtrat trug er 9 Jahre lang zu zahlreichen für die Stadt zukunfts­
weisenden Entscheidungen und Beschlüssen bei. Die Stadt Steyr hat August Moser in 
Anerkunnung seines langjährigen verdienstvollen Wirkens als Mitglied des Gemeinde­
rates und des Stadtsenates zum Wohle der Stadt Steyr und ihrer Bewohner durch die 
Verleihung der Ehrenmedaille der Stadt Steyr geehrt. Die Stadt und der Gemeinderat 
werden August Moser stets ein ehrendes Andenken bewahren. 

1 eh danke Ihnen. 
Meine Damen und Herren, so wie fast bei jeder Sitzung darf ich Ihnen auch diesmal 
einige Mitteilungen übermitteln. Zunächst eine Mitteilung über die Wirtschafts- und 
Arbeitsmarkt I age. 
Aus dem letzt en Bericht des Arbeitsamtes Steeyr über den Monat September 1986 
ergibt sich folgendes: Ende September waren beim Arbeitsamt Steyr 1. 178 Männer 
und 911 Frauen, gesamt also 2.089 Personen arbeitslos gemeldet. Gegenüber dem 
Vormonat sind dies um 10 (- 0,5 %) weniger, wobei allerdings bei den Männern weiter ­
hin ein Zuwachs(+ 30 oder 2,6 %) zu verzeichnen i st , bei den Frauen dagegen eine 
Senkung um 40 oder 4,2 %. Hauptgewicht des Rückganges liegt bei den Büroberufen, 
hier ist bei den weiblichen Arbeitslosen ein Rückgang um 20, 1 o/o (das sind 45 
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Frauen) zu ve;'zekhnen. 1 n allen anderen Berufsabtei I ungen besteht jedoch sowohl 
bei Männern als auch bei Frauen ein zwar kleines, aber stetiges Ansteigen der 
Vorgemerktenzahlen.Der Jahresvergleich fällt auch im abgelaufenen Berichtszeit­
raum sehr schlecht aus: gesamt waren im September 1986 um 462 oder 28,4 % mehr 
Personen als 1985 gemeldet . Davon entfallen auf männliche Vorgemerkte 353 (42,8 %), 
auf weibliche 109 (13,6 %). Wie sich die Lage verschlechtert hat, zeigt vielleicht 
folgender Vergleich: Heuer sind alleine in den Produktionsberufen in Industrie und 
Gewerbe mit 819 soviele Männer vorgemerkt, wie es im Vorjahr insgesamt, also in­
klusive Handel, Dienstleistung, technischer und Büroberufe waren. Die Lage der 
Metal I wi rtschaf ti st weiterhin durch Personal überhänge in der Fahrzeugindustrie 
gekennzeichnet . Die bereits getätigten und die noch kommenden Freistellungen prägen 
ganz wesentlich das wirtschaftliche Bild der Region und lassen für die Zukunft kei­
nerlei optimistische Aussichten zu. 
Am Ende des Berichtszeitraumes wurde von der Fahrzeugindustrie eine Anzeige ein­
gebracht, wonach 600 Personen wegen sch I echter Auftrags I age ab November 1986 
freizustellen sind. Diese Meldung spiegelte sich deutlich in einer Anfang Oktober 
gemachten Umfrage wider: nur 25 % der befragten Betriebe glauben, daß die weitere 
wirtschaftliche Entwicklung ohne deutliche Einbrüche verlaufen wird. Alle anderen 
sehen der Zukunft, und hier speziell dem nahenden Winter,mit größter Sorge entge­
gen. 
Soweit der Bericht der Arbei"tsmarktverwaltung in Steyr, der sicher alles andere 
als erfreulich für unsere Stadt und für unsere Region ist. 

Eine kurze Mitteilung zum Stand bezüglich der Erreichung eines Sonderförderungs­
abkommens für die Krisenregion Steyr. Trotz der vom Gemeinderat in der Sitzung 
vom 30. Jänner 1986 einstimmig beschlossenen Resolution wurde bisher das im 
Jänner 1984 zwischen dem Land Oberösterreich und dem Bund abgeschlossene Son­
derförderungsabkommen nicht wieder verlängert. Die in der Zwischenzeit entstandene 
Krisensituation - und ich meine die Kündigungen in der Steyr-Daimler-Puch AG - ha­
ben mich zur abermaligen direkten Kontaktnahme mit der Bundes- und Landesverwal­
tung veranlaßt. Aus Gesprächen mit dem Bundesminister für äff entl iche Wirtschaft 
und Verkehr, Dr. Streicher, ist zu entnehmen, daß seitens des Bundes an ähnliche 
Unterstützungsmaßnahmen, wie sie für die Obersteiermark in Aussicht genommen 
wurden, gedacht wird. Demonstrativ ist dabei zu verweisen auf die Aktion 50/ 55, die 
Anhebung der Arbeitsplatzförderung von S 100.000,- auf S 200.000,-, die Ein­
setzung besonderer Kreditaktionen, Gewährung von günstigen ERP-Krediten, die 
Einsetzung der Elektronikförderung, die Anhebung der Investitionsprämie oder 
schließlich alternativ die Einräumung einer mehrjährigen Steuerbefreiung. Am 14. 
10. 1986 habe ich gemeinsam mit Vizebürgermeister Holub einen Besuch bei dem für 
Wirtschaftsförderung zuständigen Landesrat Dr. Leibenfrost vorgenommen und es 
wurden auch von dieser Seite durchatis positive Zusagen gemacht. Aufgrund dieser 
Situation kann zwar nicht mit einer Verlängerung des Sonderförderungsabkommens 
gerechnet werden, aber doch mit anderen wirtschaf tsfördernden Maßnahmen für un­
sere Region. Die Stadt hat sich in diesem Zusammenhang erlaubt, ihrerseits auf 
mögliche Förderungsmöglichke i ten hinzuweisen und hat Herr Landesrat Dr. Leiben­
f rost diese Vorschläge grundsätzlich gebilligt bzw. deren nähere Prüfung zuge-
sagt. 
1 eh habe mich diese Woche noch einmal telefonisch im Büro des Herrn Landesrates 
Leibenfrost erkundigt, es ist damit zu rechnen, daß in allernächster Zeit zwischen 
Bund und Land die Verhandlungen nicht nur fortgesetzt werden in dieser Richtung, 
sondern daß auch damit zu rechnen ist, daß es zu einem positiven Abschluß kommt. 

Meine Damen und Herren, schließlich möchte ich Ihnen noch einen Brief des Herrn 
Bundeskanzlers Dr. V ranitzk y zur Kenntnis bringen, der aufgrund unseres Schrei-
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ben gekommen ist. 
Der Br ief i st vom Oktober 1986 und I autet: 
"Sehr geehrter Herr Bürgerme ister, die Österreichische Bundesregierung hat aus 
dem Un f al I von Tschernobyl die Konsequenzen gezogen und erklärt, auf d ie fr ied-
1 iche N utzung de r K e rnenergie z u verzichten. Die Nachbarstaaten Österreichs ha­
ben eine derar t ige Schlußfolgerung auch auf grund der zu Österreich untersch ied! i­
chen Gegebenhe iten n ich t gezogen. E inige von ihnen haben erk lä r t, daß ein Aus s t i eg 
aus der Kernenerg ie unter den gegebenen wirtschaftlichen und versorgungstechni­
schen Umständen fü r s ie nicht denkbar se i . Die Bundesregie r ung i s t daher best r eb t, 
die Gefährdung der ös ter r eichischen Bevölkerung durch Atomenergieanlagen im Aus­
land so weit wie möglich zu verhindern , und hat m i t al Jen d i e K ernenergie nutzenden 
N achbar.staa ten V erhandlungen für A bkommen über Fragen der K ernenerg ie aufgenommen. 
Mi t der Tschechoslowake i i st e in solches Abkommen be r e i ts se it Juni 1984 in Kraft. 
E s ist damit gewährle i stet, daß Öster reich alle notwendigen Informationen erhält, 
um se ine Vorschläge zur Reaktorsicherhe i t an kompetente r Stelle anbringen zu kön­
nen. Mit Ungarn, Jugoslawien und der Bundesrepubl ik Deutschland wird noch ver­
handelt. Im le tzteren Fall bereits in einem sehr for t geschr i ttenen Stadium. In d i e­
sen Gesprächen macht Österre i ch seine Verhandlungspartner auf seinen Standpunkt 
zur Frage der f r i edlichen Nutzung der Kernenergie aufmerksam , kann jedoch einen 
Vertragsabschluß nicht davon abhängig machen, daß sich der Ver t ragspartner z u 
einem Ausstieg aus der Kernenergie verpflichtet. Österreich beruft sich bei diesen 
Gesprächen insbesondere auf d ie einschlägigen Pr in z ipien der OECD und macht so­
wohl se inen Wunsch nach Zurückstel Jung des Pro j ektes Wiederaufbereitungsanlage 
Wackersdorf als insbesondere auch Bedenken im Hinbl i ck auf die Auswirkungen der 
Wi ederauf bereitungsanl age auf Österreich geltend. Die Bundesregierung wird im 
Rahmen der völkerrechtl i chen Möglichkeiten auch weiterhin alles zum Schutz der 
ös terreichischen Bevölkerung und ihrer natürlichen Lebensgrundlagen unternehmen. 
Mi t f.- reundl i chen Grüßen - 1 hr V r anzitzky. 
1 eh habe diesen Brief zur Kenntnis gebracht . Man sieht, daß unsere Aktivitäten in 
diesem Z usammenhang doch auf fruchtbaren Boden ge fallen sind . 

Damit, meine Damen und Herren, bin ich am Ende me iner Mitteilungen. 
1 eh bitte Sie nun um K enntnisnahme der Beschlüsse des Stadtsenates gemäß § 51 
Abs. 3 StS . Danke . Dami t kommen w i r zu den V erhandlungsgegenständen und i ch 
bitte dazu Kollegen Holub um Übernahme des Vorsitzes. 

VIZEBÜRGERME I STER KARL HOLUB: 
Ich übernehme den Vorsitz und bitte Herrn Bürgermeister um seine Berichte. 

BERICHTERSTATTER BÜRGERMEISTER HEINRICH SCHWARZ: 
Meine Damen und Herren des Gemeinderates! 
In meinem ersten Antrag geht es darum, daß ich Sie ersuchen darf, den Bericht des 
Rechnungshofes zur Kenntnis zu nehmen . 1 eh möchte darauf hinweisen , daß der 
Rechnungshof für den Bereich der Stadt Steyr eine Überprüfung der Gebarung für 

das Jahr 1984 vorgenommen; außerdem er folgte eine Überprüfung der Gebarung der 
Stadt Ste y r hins i eht! ich der inneren Revision. Dem Magistrat ist zunächst ein Roh­
ber icht zugegangen, der im Zuge einer Sch lußbesprechung mit den Prüfungsorganen 
des Rechnungshofes i n den einzelnen Punkten genau erör tert wurde . Z um endgültigen 
Prüfberich t wurde der Stadt abermals ein Ä ußerungsrecht e ingeräumt und der Prü­
f ungsvorgang schlie ß I ich durch e ine Gegenäußerung des Rechnungshof es abgeschlos­
sen. D er R echnungshof bemängelte mehrere B ereiche , wovon j edoch nach abermaliger 
Ä ußerung der Stadt ledig! ich die Punk t e 4 und 5 übrigblieben. Der Punkt 4 betrifft 
die Reisegebührenvorschr i ft. Hier wurde bereits die A nordnung ge troffen , sich den 
We isungen bz w . Empfehlungen des Rechnungshofes anz uschl i eßen. Der Punk t 5 be­
t rifft das Bauvorhaben der Eishalle. Dieser Punkt blieb in der K r i tik des Rech-
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nungshofes als offen übrig. Es wird sicherlich noch Gelegenheit sein, in der 
Debatte darauf einzugehen. Der Rechnungshof bemängelte dabei im wesentlichen 
die Vergabe der Planung an eine ausführende Unternehmung, da für die Planungs­
leistungen in der Regel Ziviltechniker zu beauftragen seine . Auch in diesem Punkt 
kann sich die S tadt nicht der Meinung des Rechnungshof es anschließen, da es 
nach der derzeitigen Gesetzeslage den Auftraggebern (auch äff entl ichen) f reisteht, 
Planungsaufträge sowohl an Ziviltechniker als auch an Bauunternehmungen (Bau­
meister) zu vergeben. Darüberhinaus wurden im gegenständlichen F al I die besonders 
günstigen Konditionen (Anwendung der GOA 1976 mit geringeren Gebührensätzen 
als die GOA 1980, Nachlaß von 20 %, Verzicht auf das Planungshonorar bei der 
Auftragserteilung für die Bauausführung) vom Rechnungshof nicht entsprechend be­
rücksichtigt. Gemäß Art, 127 a Abs. 5 des B-VG idF. von 1929 und§ 18 Abs. 7 des 
Rechnungshofgesetzes 1948 muß das Prüfungsergebnis, die Äußerung der Stadt und 
die Gegenäußerung des Rechnungshofes dem Gemeinderat vorgelegt werden; das 
gleiche gilt für die Überprüfung der Gebarung hinsieht! ich der inneren Revision. 
Die Prüfberichte des Rechnungshof es wurden in der Sitzung des gemeinderätl ichen 
Prüfungsausschusses vom 25. 9 . 1986 erörtert. A uf dieser Grundlage ist nunmehr 
die Vorlage an den Gemeinderat erforderlich. 
Der Antrag I autet: 

1) Präs-579/85 
Bericht des Rechnungshof es über das Ergebnis der Überprüfung der Gebarung 
des Jahres 1984; Äußerung der S tadt; Gegenäußerung des Rechnungshofes; 
Prüfungsergebnis hinsichtlich der inneren Revision; Kenntnisnahme. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Der Bericht des Rechnungshofes über das Ergebnis der Überprüfung der Gebarung 
des Jahres 1984, die Äußerung der Stadt, die Gegenäußerung des Rechnungshofes 
und das Prüfungsergebnis hinsichtlich der inneren Revision werden nach vorheri­
ger Behandlung im gemeinderätl ichen Prüfungsausschuß zur Kenntnis genommen. 

1 eh bi t te Sie um die Beschlußfassung. 

VI ZEBÜRGERME I STER KARL HOLUB: 
1 eh danke für die Berichterstattung und eröffne die Debatte über diesen Punkt. Zu 
Wort gemeldet hat sich Kollege Spöck. 

GEMEINDERAT WILHELM SPÖCK: 
Geschätztes Präsidium, meine Damen und Herren des Gemeinderates! 
Gestatten Sie mi r ein paar Worte zum vorliegenden Bericht des Rechnungshofes 
über das Ergebnis de r Überprüfung von Teilgebieten des Jahres 1984. ich möchte 
da bezüglich der Höhe der Repräsentationsausgaben unter Berücksichtigung der 
nicht ros igen Budgetsituation unserer Stadt zu mehr Sparwillen auffordern. Wenn 
man bei den Repräsentationsausgaben des Jahres 1984, also des Prüfungszeitraumes , 
die Pro-Kopfquote bei den Städten über 20. 000 Einwohner in Österreich betrachtet, 
ist Steyr mit S 30,84 - zum Vergleich einige oberösterreichische Städte, Linz 
S 10,91, Wels S 17,37, Traun S 13,98 - negativ führend in ganz Österreich. 
Der Rechnungshof schwächt zwar i n der Beurteilung der Kopfquoten ab und gibt 
zu bedenken, daß auch die Anzahl der kulturellen Ve ranstaltungen, Kongresse , 
der Fremdenverkehrs usw., zu berücksichtigen sind. Aber ein sorgsamer Umgang 
mit den Steuergeldern der Bürger wäre s icherlich angebracht. Wir könnten uns 
da beim Land Oberösterreich ein Beispiel nehmen, das m i t S 5,09 pro Kopf an 
zwei ter Stelle hinter Niederösterreich mit S 4,50 liegt. Der Durchschnitt der 
Rep räsentationsausgaben von 1980 bis 1984 betrug in unserer Stadt S 923.000,-. 
1984 lagen die Ausgaben um rund 30 Prozent höher als der Durchschnitt. 
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Gegenüber 1983 betrug die Steigerung sogar 60 Prozent. Diese gewaltige Stei­
gerung der Repräsentationsausgaben wird seitens des Magistrates mit der 
Amtseinführung des neuen Bürgermeisters und der damit verbundenen außerordent-
1 ichen zusätzlichen Verpflichtungen begründet. Überdies ist durch das Jubiläums­
jahr 1980 der Bekanntheitsgrad der Stadt erhöht worden, so daß unsere Stad t 
vermehrt als Tagungsort gewählt wurde und wird. Trotzdem, geschätzte Damen 
und Herren des Gemeinderates, unter Berücksichtigung der genannten Zahlen 
nochmals mein Appell zum Sparen. Insbesondere . wenn ich mir die Zahlen des 
Voranschlages 1985 bzw. des Nachtragsvoranschlages 1985, verglichen mit dem 
Rechnungsabschluß 1985 und der darin enthaltenen gewaltigen Steigerungen an­
schaue . Zu den Empfängen hat der Rechnungshof beanstandet, daß die Kosten der 
K I ausurtagung der Bundesregierung im Jänner 1984 von S 140. 000, - , die zunächst 
von der Stadt getragen aber vom Bund ersetzt wurden, im Februar 1985 - also 1 
Jahr später, noch nicht rückverrechnet worden waren. 1 eh hoffe, dies ist mittler­
we i I e geschehen. 
Zur Reisegebührenbemängelung, großzügige Vollziehung der Reisegebührenvor­
schrift, was bei uns im Bundesdienst, wo ich tätig bin, zum Teil zu Disziplinar­
verfahren geführt hätte, hat die Magistratsdirektion Konsequenzen für die Zukunft 
gezogen durch An! egung strengerer Maßstäbe. 
Zum Bauvorhaben Eishalle, Bemängelung der Vergabe der Planung, hält ja der 
Magistr·at, wie wir von Bürgermeister Schwarz gehört haben, an der Meinung fest, 
daß mit dem PI anungsauf trag aufgrund der gesetzlichen Bestimmungen sehr wohl 
eine Sauf irma und nicht nur ein Ziviltechniker beauftragt werden kann. 
Alle anderen im Rechnungshofbericht angezogenen Punkte können aufgrund der 
Äußerungen der Stadt als gegenstandslos betrachtet werden. Danke. 

VI ZEBÜRGERME I STER KARL HOLUB: 
1 eh danke für den Beitrag. Als Nächster gemeldet ist Kollege Ramoser. 

GEMEINDERAT FRANZ RAMOSER: 
Meine Damen und Herren des Gemeinderates! 
1 eh möchte noch einmal auf den Rechnungshofbericht eingehen, und zwar auf die 
Darstellung des Herrn Bürgermeisters. 1 eh finde es sehr wichtig, daß der Rech­
nungshofbericht für den Bereich der Stadt Steyr eine Überprüfung der Gebarung 
für das Jahr 1984 vorgenommen hat. Außerdem erfolgte eine Überprüfung der Ge­
barung der Stadt Steyr hinsichtlich der inneren Revision. Daraufhin ist dem Ma­
gistrat ein Rohbericht zugegangen, der im Zuge einer Schlußbesprechung mit den 
Prüfungsorganen des Rechnungshofes in einzelnen Punkten genau erörtert wurde. 
Anschließend zum endgültigen Prüfungsbericht wurde der Stadt abermals ein 
Äußerungsrecht eingeräumt und der Prüfungsvorgang schließ I ich durch eine Gegen­
äußerung des Rechnungshofes abgeschlossen. Der Rechnungshof gibt hier bekannt, 
daß es unterschiedliche Auffassungen gibt hinsichtlich des Begriffes Repräsen­
tation. Es gibt auch keinen Begriffsinhalt hinsichtlich des Wortes Repräsentation. 
Für den Bereich der Bundesländer und der Gemeinden fehlt eine derartige Rechts­
vorschrift generell. Der Rechnungshof hielt es daher für geboten, seine auch für 
internationale Gepflogenheiten gestützte Auffassung zum Begriff der Repräsentation 
darzulegen. Unter Repräsentationsausgaben ist daher der Auf wand zu v erstehen, 
der einer Gebietskörperschaft, Magistrat Ste y r, bei der Erfüllung dieser Auf gaben 
erwächst. Der Rechnungshof führt an, was grundsätz I ich nicht unter Repräsen­
tationskosten verstanden werden kann. Z. 8. wenn der Magistrat Steyr zu seinen 
Bediensteten in Ve rbindung tritt und hiefür Gelder verwendet werden. Verfügungs­
berechtigte Personen des Magistrates Steyr dürfen Ehrenkarten, Spenden, Trink­
gelder, Blumenspenden, kleine Einladungen sowie sonstige Spenden und Gaben 
ähnlicher Natur nicht als Repräsentationsausgaben rückvergütet bekommen. Frei­
willige Sozialleistungen, das sind Ausgaben des Magistrates an die eigenen Be-
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diensteten, Ausgaben für Ehrungen und Auszeichnungen sowie für Städtekontakte 
und Partnerschaften, sind zwar im weitesten Sinne als Repräsentation anzusehen, 
sollten jedoch gesondert ausgeworfen werden. Dies allein bringt der Rechnungshof 
vor nur zum Begriff Repräsentat ion. Die GAL Steyr hat sich besonders gefreut 
über diesen Punkt, denn wir haben schon in unserer letzten Budgetrede gesagt, 

daß das Budget unklar ist. Auch der Rechnungshof ist dieser Auffassung, daß eine 
gewisse Budgetklarheit sich ergeben sollte bei den Ausgaben von Repräsentationen. 
Demnach fordert der Rechnungshof die Vertretung der Stadt Steyr auf , daß begründete 
Repräsentationsverpflichtungen in den Ansätzen, bei den Ländern in der Gruppe 0, 
Abschnitt 01 und Abschnitt 011, Repräsentationen in 012, Ehrungen und Auszeich­
nungen bei den Gemeinden in der Gruppe O, Abschnitt 06, Unterabschnitt 062, 
Ehrungen und Auszeichnungen, oder Unterabschnitt 063 ,Städtekontakt und Partner­
schaften unter der Postengruppe 723,veranschlagt werden sollten. Es ist nicht so 
klar ,hier in diesem Haus, daß dies auch geschieht, ansonsten hätte der Rechnungs­

hof das ja nicht bemängelt. · B.ei meinen Ausführungen bekam ich immer nur ein Lä­

cheln, wenn ich gesagt habe, das Budget ist unklar. Jetzt stellt es der Rechnungs-
hof fest und es wird wieder gelächelt. 1 eh denke mir, da gibt es eigene Auff assun-
gen und der Rechnungshofbericht wird wahrscheinlich auch nicht so genommen, wie 

er genommen werden sollte, nämlich ernsthaft. Der Rechnungshof gibt außerdem eine 
Statistik bekannt, wonach jede r Österre ichers 2, 92 bezahlt für Repräsentat ionsaus­
gaben. Die Stadt Steyr ist wohl das Unerfreulichste überhaupt. D i e SPÖ mit ihrer 
Zweidrittelmehrheit bestimmt, wieviel Geld an Repräsentationskosten ausgegeben wird. 
Und so werden eben S 30,84 pro Einwohner in einer Stadt mit über 20.000 E inwoh­

nern vergeben oder verschleudert. Die Stadt Wels, die etwas größer ist und inter­
national bekannter durch die internationale Messe, gibt ganze S 17, 37 aus. Hier ist 
doch ein ganz wesentlicher Unterschied. Man sollte sich wirklich Gedanken machen, 
warum wird in Steyr um so viel mehr Geld für Repräsentationszwecke ausgegeben. 
Die Stadt Steyr erhöhte ihre Repräsentationsausgaben vom Jahr 1983 mit 751.000,­
Schilling auf 1984 auf 1,200.100,- Schilling, das sind genau um S 550.000 Schilling 
mehr. Mi r ist unerklärlich, wie man um die Hälfte mehr Geld für Repräsentation aus­
geben konnte. Der Rechnungshof stellt hiezu fest unter Punkt 1, 7 -1, Klausurtagung 
der Bundesregierung in Steyr. 1 eh finde schon gut, wenn die Bundesregierung nach 
Steyr kommt und sich Sorgen macht um unsere Steyrer Bürger und hier K onferenzen 
abhält, mit den Leuten spricht. Nur müßte sie auch so weit sein, daß sie das be­
zahlt. Wenn die Stadt Steyr erst mit Auflage dieses Rechnungshofberichtes eine 
Forderung an die Bundesregierung gestellt hätte, daß diese Repräsentationskosten 
bezahlt werden müssen , dann frage ich mich, gibt es hier Verbindungen. Der Rech­
nungshof bemängelt bis zum Zeitpunkt der Überprüfung. Hier der Te xt.. Der Rech­

nungshof bemängelt :bis zum Zeitpunkt der Überprüfung wurden die Kosten von 
S .140.000,- nicht in Rechnung gestellt. Ein anderer Punkt, Punkt 2, Zulage für 
·leit~nde Bedienstete. Die Zuerkennung der Ve rwaltungszulage, Verwendungszulage, 
ist eine Geldzuwendung für qualitative Mehrleistung. Durch einen Stadtsenatsbe­
schluß getroffen. Hier fordere ich den Stadtsenat auf, künftig das Recht in Ge­
brauch zu nehmen, den § 44/2 anzuwenden des Stadtstatutes, Anträge, die eine 
finanzielle Zuwendung, Verwendungszulage oder Verwendungsabgeltung über längere 

Ze it hinweg vorsehen, selbständig an den Gemeinderat weiterzuleiten. Es ist, wie 

Ko ! lege Spöck vor mir ausgeführt hat, bei den Bundesangestel I ten ode r Landesan­
angeste 11 ten üblich ,wenn man solche Verfehlungen macht, daß disziplinäre Maßnahmen 

gesetzt we rden. Ich kann nicht v erstehen , daß Leute nach Linz in 25 Minuten hin 
und retour fahren und andere brauchen 2 Stunden. 1 eh denke mir de r mit den 25 
Mi nu ten müßte der Nick i Lauda gewesen se in, daß er das schafft. Der mit den 2 
Stunden so denke ich mir, das ist eine angemessene Zeit. Es wurde kei nes dieser 
Beispiele beanstandet von den Vo rgesetzten, das wird toleriert. In 25 Minuten von 
Steyr nach Linz zu fahren und wieder zurück, we r bringt das zusammen? 
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Der Rechnungshof stellt in diesem Zusammenhang fest, daß die Zuwendungen in 
den Statutarstädten sich wesentlich voneinander unterscheiden. 1 eh kann mir 
bei allem guten Willen nicht vorstellen, daß man solche Zuwendungen nicht kon­
trolliert, daß man diese Nebengebührenwerte einfach ausbezahlt ohne Kontrolle 
dieser Vorlagen . Der Rechnungshofshof bemängelt das Fehlen einer Nebengebüh­
renverordnung, er empfahl, eine derartige Ordnung zu erlassen. 
Zu dieser Ausführung Nebengebühren ,im Jahre 1983 wurden 5,225.000 Schi 11 ing 
ausbezahlt, im Jahre 1984 bereits S 5 , 610.000, -, also eine ganz herrliche Steige­
rung. Reisegebühren im Jahre 1983 S 303 . 000, -, im Jahre 1984 bereits S 326.000,-. 
Wie der Rechnungshof feststellt, wich die Reisegebührenregelung der Stadt Steyr 
von jener des Landes Oberösterreich in folgenden Punkten ab: Zuschuß zur Näch­
tigung bis zu 200 von 100. Ich kann mir nicht vorstellen, daß jemand eine Abwei-
chung in diesem Ausmaß überhaupt tolerieren kann; Zuschlag zu Tagesgebühren von 
30 von 100, wenn ein anderes Bundesland bereist wird , so gibt es bereits diese Zu­
lage . Wenn jemand nach Haidershofen essen fährt, so bekommt er diese 30 von 100 
Prozent an Zulagen. 

ZWISCHENRUF GEMEINDERAT DIR. DKFM. HELMUT ZAGLER: 
Zur Nächtigung dazu, weil er beim Essen schläft, oder wie? 

GEMEINDERAT FRANZ RAMOSER: 
Ich sage hier nur, was der Rechnungshof feststellt und ich lese das ja nur vor, Herr 
Gemeinderat Zagler. Nach Ansicht des Rechnungshofes widersprach diese Gebühren­
regelung der Bestimmungen des § 2 des Statutargemeindebeamtengesetzes. Hier wird das 

ja eindeutig gesagt, ich verstehe die Aufregung nicht. Der Gemeinderat beschloß die 
Übernahme der landesgesetzl ichen Bestimmungen für Reisegebühren. Aufgrund dieser 
Mängel in der Nebengebührenverordnung, da es eben keine gibt; wurde dann im Ge­
meinderat eine solche beschlossen, und zwar irr. Jahre 1985 . Der Rechnungshof über­
prüfte nun diese Reisegebührenverordmmg, die nach-trä'glich vom Gemeinderat sanktio­
ni_ert -wur<:le,,,un<l stellte wieder fest, daß z. B ~ ein Pressegespräch in Linz, das um 
9 Uhr begann und um 14 ühr endete, dafür gab es eine Auszahlung der Tagesgebühr 
von einem Drittel. Es besteht überhaupt kein Anspruch, stellt der Rechnungshoffest. 
Der Rechnungshof stellt fest, das ist wortwörtlich abzulesen, Nebengebühren werden 
ausgezahlt in der Höhe von 65 Schilling für eine Parkgebühr. Die Belege dazu sagen, 
es gab Kosten von S 25,- plus S 15,- und einen Gutschein von S 25,- für eine Sport­
ar t ikelfirma. 1 eh kann einfach nicht verstehen, daß hier anscheinend Leute am Werk 
sind, die wegen S 25,- einen Beleg vorlegen, der dann auch noch akzeptiert wird. 
Man kann den Beleg ja zurückstellen, man muß das ja nicht auch noch auszahlen. Wenn 
man einen Gutschein bekommt 

Verschiedene Zwischenrufe. 

VI ZEBÜRGERME I STER KARL HOLUB: 
1 eh würde vorschlagen, daß der Redner ausreden soll. 

GEMEINDERAT FRANZ RAMC·SER: 
Danke. Außerdem sage ich ja nur das, was im Rechnungshofbericht dezidiert steht. 
Herr Gerne inderat Zagler, lesen Sie den Rechnungshofbericht, dann kon-men Sie 
darauf ,daß das drinnen steht. Der Rechnungshof vertritt die Ansicht, daß beim 
Rechnungsleger die entsprechende Sorgfalt, und beim zuständigen Vor­
gesetzten die notwendige Überprüfung zu vermissen ist. 
Ein anderes Beispiel, der Rechnungshof stellt fest, eine Dienstreise am 5. und 6. 11. 
1984 nach Wien. Der Antragsteller ließ sich eine dreitägige Netzkarte verrechnen. 
Er war aber nur 2 Tage in Wien, ve rrechnete aber trotzdem eine dreitätige Netzkarte. 
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Herr Gemeinderat Treml hat offensichtlich den Rechnungsbericht auch nicht ge­

lesen, sonst müßte er wissen, daß die Nebengebühren nur von Steyr nach Wien 
verrechnet werden und nicht in Wien eine Netzkarte dazu. Das stellt auch der 

Rechnungshoffest und gab zu bedenken, nach der Reisegebührenverordnung wä­
re nur das bi 11 igste Verkehrsmittel von und zum Bahnhof des Bestimmungsortes 
zu verrechnen. Ich kann mir nicht vorstellen, daß man am dritten Tag diese Netz­
karte noch benöt i gt, wenn man zwei Tage fahren konnte. Der Rechnungshof stellte 
außerdem fest, eine Dienstreise am 19. 10. 1984 nach Linz, volle Tagesgebühr für 
die Zeit von 7. 30 bis 17 Uhr. Es wurden keine Angaben über das Verkehrsmittel 
oder die Zurechnungszeit vorgelegt. Es hätte nur eine Tagesrechnung von S 200,­
verrechnet werden dürfen, die die RGV nur eine Verrechnung von 2/3 vorsieht. 

Ich bin eben der Meinung, daß man hier versuchen müßte, etwas kostengünstiger 
zu wirtschaften, da der Rechnungshof ja dies nicht unbegründet festgestellt hat. 

Zum Bauvorhaben Eishai le möchte ich den Rechnungshofschlußbericht vorlesen, 
der folgendes aussagt: Die Eishalle ist der Punkt 5, 2-3~Aus dem Angebot der Fa. H. 
vom 7.9.1984 geht eindeutig hervor, daß di.e Sonderkosten Haustechnik, Elektro-, 
Sanitär-, Heiztmgs-, Kälte- und Lüftungsanlage, also die gesamten Projekt ierungs­
kosten für die genannten haustechnischen A nlagen mit S 100.000,- bewertet wurden. 
Wie im Bericht des Rechnungshofes angeführt, wurden danach Kosten für die Pro­
jektierung der Heizungs-, Kälte- und Lüftungsanlage in der Höhe von S 190.000,­
hinzugefügt, obwohl die Kosten dieser Leistung, wie erwähnt, im ursprünglichen An­
gebot für die Sonderkosten bereits enthalten waren. Wenn auch die im Angebot vom 
7. 9 . 1984 angegebenen Sonderkosten als niedrig angesehen werden müssen, vertritt 
der RH die Meinung, daß das Angebot der Fa. H. als Einheit zu sehen ist. Die zu­
sätzliche Beauftragung der Projektierungsarbeiten für die Heizungs-, Kälte- und 
Lüftungsanlage in Form des Einsatzes eines Fachplaners läßt die Frage aufkomrr.en, 
warum dies nicht auch für die ebenfalls im ursprünglichen Angebot enthaltenen Pro­
jektierungsarbeiten für die Elektro- und Sanitäranlagen geschah. Da dem RH ein 
Auftragsschreiben an die Fa. H. nicht vorliegt, kann auf die Darstellung der Stadt 
Steyr, wonach die endgültigen Planungs- und Pro jekt ierungskosten nach den ein­
schlägigen Gebührenordnungen und den tatsächlichen Netto-Herstellungskosten er­
mittelt werden, nicht eingegangen werden. Der RH vertritt die Auffassung, daß es 
in diesem Fa ll zweckmäßig gewesen wäre, die Planungsleistungen in Form einer 

Pauschale zu beauftragen. Danke. 

VI ZEBÜRGERME I STER- KARL HOLUB: 
Danke. Nächster Sprecher ist Kollege E ichhübl. 

GEMEINDERAT ROMAN EI CHHÜBL: 
Werte Herren Bürgermeister, meine Damen und Herren des Gemeinderates! 

Man könnte jetzt der Versuchung unterliegen und sagen, was soll es, das Geld, um 
das es hier geht beim vorliegenden Rechnungshofbericht ist bereits 1984 verbraucht 
worden. Was nützt also die nachträgliche I ange Diskussion. 1 eh unterliege aber 
dieser Versuchung nicht, denn der vorliegende Rechnungshofbericht beweist und 
bestät i gt die gerechtfertigte K ritik, die wi r seitens der fre iheitlichen Gemeinderats­
fraktion seit Jahren und nicht erst unter de r A mtsführung von Bürgermeister Schwarz 
im Bezug auf die überhöhten Repräsentationsausgaben der Stadt Steyr geäußert ha­
ben. Es is t ja kei n Ruhmesb latt, n icht nur in d iesem vo r liegenden Rechnungshofbe­
richt, daß Steyr unter 22 Städten mit Repräsentationsausgaben von S 30,84 pro 
Kopf , das sind immerh in S 1,2 Millionen im Jahr, an de r Spitze liegt. Auch wenn 
einige Arbeitse ssen ode r A usgaben für EhrL,ngen und Jubiläen nicht richt ig zuge­
o rdnet wurden, das Ge ld wurde jedenfa lls verb raucht. Wenn schon die Städte Linz, 
Wels und Steyr untereinander im Bezug auf die jeweilige Repräsentationsquote 
kein echtes Auswah lkriterium darstellen können, wie man meint, aber was ist dann, 
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so frage ich, mit den anderen Städten. Sind die auch nicht vergleichbar? Nicht 
umsonst, meine Damen und Herren, weist der Rechnungshof unter der Überschrift 
"Beurteilung der Repräsentationsausgaben" im Schlußsatz daraufhin, daß d ie 
Frage der Repräsentationsausgaben in ihrer Bedeutung für den gesamten Haushalt 
der Gebietskörperschaft, unter Berücksichtigung der vorliegenden Umstände, auf 
den ihr gebührenden Stellenwert zurückzuführen sei . Um d i esen Effekt zu errei­
chen, sind auch meiner Meinung nach die vom Rechnungshof empfohlenen Richtlinien 
fü r Repräsentationsveranstaltungen notwendig . Jedenfalls wären im Interesse eines 
sparsamen Umganges mit Steuergeldern unserer Bürger Einsparungen im Bereiche 
der Repräsentationsausgaben , nicht nur optisch durch eine andere Zuordnung der 
Ausgaben, notwendig, sondern auch durchaus möglich. 
Gedanken hat man sich sicherlich wegen dieser sehr hohen Ausgaben gemacht, denn 
in der Budgets der letzten Jahre waren zwar niedrige Ansätze zu vermerken, aber 
verbraucht hat man immer mehr . Da kann ich nur daran erinnern, daß nicht nur im 
Jahre 1984 man überzogen hat, da waren es ja S 307 . 100, - , sondern auch 1985 
wurde der Voranschlag der gesamten Repräsentationsausgaben um 67 % überzogen 
und S 702.000,- ausgegebeben. So gesehen ist vom Sparwillen eigentlich nicht 
rech t viel übriggeblieben. Es ist daher auch unverständlich, daß man nach 2 Jah­
ren die angefallenen Kosten von S 140 . 000,- anläßlich der Regierungsklausur hier 
in Steyr dem Bund noch immer nicht verrechnet hat. Das wurde heute schon ange­
führ t und ich kann mich dieser Meinung nur anschließen. Der Vergleich mit Reprä­
sentationsausgaben mit einer Reihe anderer Städte, in dem ja - das habe ich bereits 
gesagt - die Stadt eine sehr Vlienig schmeichelhafte Führungsrolle einnimmt, bewe ist 
jedenfalls die Notwendigkeit von Einsparungsmaßnahmen in diesem Bereich . 
Meine Damen und Herren des Gemeinderates, über die Überprüfung von anderen 
Teilgebieten der Gebarung unserer Stadt Steyr wurde bereits heute sehr viel ge­
sprochen und ausgesagt. Daher möchte ich mir das ersparen und nur grundsätzlich 
einiges dazu sagen. 
Natürlich kann man alles und jedes aus verschiedenen Blickpunkten betrachten und 
dazu Stellung beziehen. So auch den vorliegenden Rechnungshofbericht und auch 
die Äußerungen seitens des Magistrates so wie die Gegenäußerung des Rechnungs­
hofes . Die Aufgabe des Rechnungshofes ist es jedenfalls, den Einsatz von Steuer­
geldern zu überprüfen unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten und Kritik zu äußern, 
aber auch Empfehlungen abzugeben. Unter diesem Gesichtspunkt, meine Damen und 
Herren , sehe ich auch den vorliegenden Rechnungshofbericht und ersuche die ver­
antwortlichen Stellen, entsprechend zu handeln und die aufgezeigten Mängel zu be­
seitigen . Vor allem auch jene Punkte, die den Bau der Eishalle betreffen. 
Man sollte aber auch unter Einbeziehung des Kontrollamtes versuchen, Mängel von 
vornherein hintanzuhalten. Am schönsten wäre es, wenn alle Politiker die öffentl i­
chen Steuergelder so verwalten, als wäre es ihr eigenes Geld und so damit umge­
hen. Aber das ist wohl vorerst nur ein Wunschtraum von mir. 
Dem Rechnungshofbericht möchte ich, um die Zeit nicht zu verlängern, nichts wei­
ters hinzufügen, wir nehmen ihn so zur Kenntnis. Ich danke Ihnen. 

VI ZEBÜRGERME I STER KAR.L HOLUB: 
Gestatten Sie mir einige Worte als momentaner Vorsitzinhabender. 

Ich warne davor, daß Äußerungen, wie der Rechnungshof wird nicht ernst genom­
men, sich in die Sprachgepflogenheit in diesem Gemeinderat einfinden könnten, denn 
das i st eine despektierliche Betrachtung auch in der Wortmeldung des Organs 
Rechnungshof . 1 eh habe selbst schon den Eindruck gewonnen, daß der Rechnungs­
hof durchaus ernst genommen wird, wie jedes übergeordnete Organ. Wenn eine 
Diskrepanz in der Auffassung feststellbar ist, so sollte uns das, das sei ein mah­
nendes Wor t vom Vorsitz her, nicht zu Ä ußerunten veranlassen, daß der Rech­
nungshof als K ontrollorgan nicht ernst genommen wird . 

- 323 -



Zu Wort gemeldet hat $ich Kollege Treml. 

GEMEINDERAT OTTO TREML: 
Sehr geehrte Herren Bürgermeister, meine Damen und Herren des Gemeinderates! 
Das Ergebnis des Rechnungshofes, nämlich der Bericht über Teilbetriebe, wurde 
in einer Finanz- und Rechtsausschußsitzung auch vorgelegt und stand dort zur 
Diskussion. Mir ist dabei nur aufgefallen, daß neben der Berichterstattung des 
Vorsitzenden es keine anderen Fraktionssprecher gab, die über die mit Be­
rechtigung aufgezeigten Mängel, · die im Bericht beinhaltet sind, nur ein Wort ver­
loren haben. Es ist schon ein wenig verwunderlich, man kann es, das Recht steht 
zu, daß man die Öffentlichkeit abwartet und dann einen Generalangriff nicht auf 

das Wesentliche richtet, was der Rechnungshof bemängelt hat, nämlich das Bauvor­
haben Eishalle , sondern daß es hier im Gemeinderat Sprecher gibt, die sich sogar 
Vertreter bestimmter Schichten nennen, und besonders einen Generalangriff reiten 
auf die kleinen Bediensteten und Beamten dieses Hauses. Dort,wo Fehler festge­
stellt wurden im Bericht, wurden sie korrigiert. Das hat beriets Bürgermeister 
Schwarz in seinen einleitenden Worten gesagt, das brauche ich nicht besonders un­
terstreichen. Wenn man hier kritisiert, wahrscheinlich auch mit Recht, daß hier 
festgestellt wurde, daß man mit den Repräsentationsgeldern sparsamer umgehen soll. 
Kollege Spöck hat auch diese Zahlen genannt, die Steigerung, die zu ersehen ist 
atJs diesem Bericht, und gleichzeitig auch hingewiesen, daß in dieser besonderen 
Steigerung inkludiert war, aufgrund der sehr prekären Situation im Jahre 1984, 

der wirtschaftlichen Situation, es gerade der Gemeinderat hier war - ich glaube, 
ich war auch einer dieser Befürworter - der es befürwortet hat, daß die Bundes­
regierung zu diesen Problemen Stellung nehmen muß und wir haben verlangt, daß 
sie Stellung nehmen. Die Bundesregierung hat sich entschieden, daß sie nach Steyr 

kommt und ich glaube auch, daß diese Klausurtagung und auch die vorgehenden Be­
sprechungen nützlich waren. Auch wir als Fraktionssprecher haben Bundeskanzler 
Sinowatz vor der Klausurtagung einiges gesagt und das hat auch Wirkung gezeigt, 
was heute von anderen Herren sehr wesentlich kritisiert wird. Es ist keine Ver­
teidigung der Bundesregierung, ich habe ja auch öfter hier Gelegenheit, die großen 
Fehler aufzuzeigen. Ich glaube, das war notwendig. Festgestellt wurde nur, daß 
bis jetzt die Refundierung nicht erfolgte bzw. während der Prüfzeit nicht erfolgt ist, 
und wir versuchen, diesen Betrag zurückzubekommen. Auch wird immer wieder von 
bestimmter Seite, ich meine hier zwei Seiten, man traut sich nicht mehr so stark . 
wie bei der Beschlußfassung, die Pflege der Städtefreundschaft mit einbezogen. Es 
ist ja nur festgestellt worden in diesem Rechnungshofbericht, daß unter einem an­
deren Kostenpunkt bzw. unter einer anderen Post das eingesetzt wird und damit ja 
sogar in Abzug gebracht werden müßte von diesen Repräsentationen. 1 eh glaube, 
wir sind uns im wesentlichen mit der Mehrheit dieses Hauses einig, daß wir trotz 
bestimmter Kritik des Rechnungshofes alles daransetzen, und gerade die Pflege 
dieser Städtefreundschaften und gleichzeitig auch die Pf lege des Friedens und der 

Freundschaft stärker forcieren sollen. 1 n dieser Richtung wurde gerade in der 
letzten Gemeinderatsitzung, die GAL war da nicht vertreten, ein sehr wesentlicher 
Beschluß gefaßt, nämlich, daß sich alle anwesenden Parteien, unterschiedlich 
ihrer politischen Auffassung einstimmig dazu bekannt haben, daß wir uns dem Frie­
densappell unserer Nachbargemeinde St. Ulrich anschließen. Ich glaube, das ist 
sicherlich ein wertvoller Beitrag, den die Stadt leistet. 1 eh bin j a nicht der V er­
treter der Mehrheit oder der Mehrheitsfraktionen, daß ich mich hier besonders 
auseinandersetzen muß mit einigen Kollegen. 
Aber, meine Damen und Herren des Gemeinderates, 1 hr könnt mir nicht ersparen, 
daß ich doch einiges sage zu solchen A ussprüchen, die hier getätigt wurden, wir 
sollen uns mehr anpassen den Richt l inien z. B. der Länder - in einer bestimmten 
Frage haben wir es bereits gemacht - oder anderer öffentlicher K örperschaften, wie 
dies hier verlangt wurde, die so sparsam mit den Steuergeldern umgehen und mit den 



Repräsentationen und Steuergeldern. Das hat z. B. Kollege Eichhübl besonders 
deutlich am Schluß unterstrichen. Gerade seine Partei hat überhaupt kein Recht, 
aufzutreten und hier in Steyr rmeh· mehr. Sparsamkeit zu verlangen. Er kann es ma­
chen, aber da möchte ich die Tatsache feststellen, daß es gerade die Stadt Steyr 
ist, die bis heute keine Parteienfinanzierung durchführt. 1 m Gegentei 1, dort, wo 
1 hr etwas stärker mitzureden habt, wie in Steyr , • •• 

ZWISCHENRUF GEMEINDERAT ROMAN EI CHHÜBL: 
Wir F'eden hier von Steyr! 

GEMEINDERAT OTTO TREML: 
z . B. in Linz, dort unternimmt gerade diese Partei jeden Versuch, um mehr Geld 
aus den Steuerzahlern herauszureissen. Hier meine ich die Parteienfinanzierung. 
Wenn ich noch ein wenig nachhelfen kann, auch der GAL, wenn ich hier unterbro­
chen werde, möchte ich nur eines sagen •. 1 eh habe mir jetzt im Zusammenhang mit 
den Nationalratswahlen einiges anhören müssen über die Einigungsversuche der 
Grün-Alternativen Liste. Hier ging es nicht um Inhalte, sondern hier ging es vor 
al lern darum , bevor man eine Vertretung im Nationalrat erreicht, Posten und 
Pfründe aufzuteilen, die man noch gar nicht hat. Das gehört dazu, wenn man hier 
vor dem Gemeinderat auftritt und sagt, die Repräsentat ionskosten müssen gestri­
chen werden, dann möchte ich doch sagen, wie es hier manche Parteien wirk! ich 
halten . In diesem Sinne möchte ich auch sagen, daß es gerade die freiheitliche Par­
tei ist, die z.B. Millionen Schilling herauszieht vom Bund, aber auch gleichzeitig 
vom Land. Ich als kommunistischer Vertreter kann hier ganz offen auftreten, daß 
wir entschieden gegen überhöhte Repräsentationskosten und auch Parteienf inanzie­
rung immer aufgetreten sind. Nicht nur in der Öffentlichkeit, sondern auch in den 
Ausschüssen und haben damit weitgehend dazu beigetragen, daß in der Stadt Steyr 
nicht diese Ausgaben für Parteizwecke in diesem Ausmaß erhöht wurden. Das hat 
auch der Rechnungshof eindeutig und klar festgestellt. 

VI ZEBÜRGERME I STER KARL HOLUB: 
Sie haben auch diesen Beitrag gehört.Zu Wort gemeldet ist Kollege Zagler. 

GEMEINDERAT DIR. DKFM. HELMUT ZAGLER: 
Sehr geschätzte Herren Bürgermeister, sehr geehrte Damen und Herren des Ge­
meinderates; 1 iebe Zuhörerschaft! 
Unser Kollege Treml hat wieder zur Versachlichung der Diskussion des Rech­
nungshofberichtes beigetragen, obwohl er Vertreter der Opposition ist, indem 
er den Rechnungshofbericht so gelesen hat, wie er zu lesen ist, nämlich von vorne 
bis hinten und nicht nur spaltenweise, absatzweise, in Teilsätzen oder ähnlichem. 
Es wurden meist nur die negativen Teilsätze herausgegriffen. Es wäre doch, und 
das ist fast das Dümmste, was einem passieren kann oder was man hier vertreten 
kann, absurd anzunehmen, daß jemand, der sich im Straßenverkehr für den Pol i­
zisten vermeintlich falsch verhält, ein Organmandat bekommt, und er dürfte nicht 
einmal sagen, daß er viel leicht doch im Recht ist und die Situation von sich aus 
anders sieht. Wenn man hier Betrachtungsweisen anstellt , dann muß man schon nach 
dem alten late inischen li\ort audiatur et altera pars , auch den anderen Teil zu­

nächst e i nmal hören -und d-ie Konk lusion des Reti:hnwngshofes .und die Konklusion 
des Rechr.iungshofberichtes eben entsprechend betrachten. Auch wir als Mehrheit 
sind nicht begeistert von derHöhe dieser Repräsentationsaufwendungen. Das können 
Sie mir glauben, das haben wir einige Male beraten. Aber wenn man in der Geschich­
te hier nachschaut und die letzten Jahre vergleicht, und im Jahr 1980 unser Festjahr 
das Jahr der 1000-Jahr-Feier, einen Vergleich anstellt, auch hier waren die Re­
präsentationsspesen bedeutend höher als die Jahre vorher und bedeutend höher als 
die Jahre nachher. Das heißt, besondere Ereignisse werfen nicht nur Schatten 
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voraus, sondern letztendlich kosten besondere Ereignisse auch mehr. Das war, 

das wurde heute schon ausgeführt, im Jahr 1984 der Besuch der Bundesregierung, 

wobei man Wirtschaft! ichkeit und Zweckmäßigkeit oftmals nicht in direkten Zu­
sammenhang stellen kann. Gerade hier hat der Besuch der Bundesregierung da­
mals unserer Region ein Förderungspaket beschert, das sehr vielen Personen, d i e 
wir vertreten dürfen, den Arbeitsplatz gesichert und gehalten und erhalten hat. 
Auch der Bürgermeisterwechsel, wo sich ein Bürgermeister verabschiedet und 
ein neuer sich vorstellt, wird eine Erhöhung bringen. Bereits 1985 sind wir mit 
S 700 . 000,- Repräsentationsspesen wieder unter jenem Ansatz von 1983 gewesen. 
Es ist also keine kontinuierliche Steigerung, die hier viel leicht feststellbar wäre, 
sondern hier eine echte Einsparung. Sicher wird unser Herr Bürgermeister in sei­
nem Schlußwort auch auf die aktuelle Situation im Jahre 1986 noch eingehen. 
Der Rechnungshof selbst und das sind auch Zeilen, die Gemeinderat Ramoser uns 
allen verschweigen hat, hat festgehalten, wie schwer es ist, diese Ausgaben ent­
sprechend zuzuordnen und zu we rten, i nderr. er sagt, daß für die Beurte i I ung, ob 
die Mittel sparsam, wi r tschaf tl ich und zweckmäß ig aufgewendet werden, es keine 
generellen Richtlinien gibt. Es gibt Umwegrentabilität, Umwegnutzen im Fremden­
verkehr und anderes, das hier betrachtet werden muß. Außerdem ist die Reprä­
sentation auch im Ermessen des jeweiligen Organs zu sehen und hier sind oftmals 
Aufgaben zu übernehmen, die eigentlich anderswo auch hätten getragen oder verbucht 
werden können. Hie r i st das Beispiel der Stadt Wels gefallen. Nicht daß jemand mit 
dem Glauben hier weggehen sollte, Wels sei sparsamer als die Steyrer, was Re­

präsentationen anbelangt, sondern hier gibt es wiede r andere Dinge, die man be­
trachten muß, beispielsweise die Weiser Messe-AG, die nicht nur Messen veranstal­
tet, sondern auch ein entsprechendes Budget verwaltet und hier oftmals Repräsen­
tationsverpflichtungen der Stadtgemeinde mit übernimmt oder überhaupt übernimmt. 
Auch das muß man in diese Überlegungen mit einbeziehen. Wir, und auch Sie haben 
das schon öfter gesagt, sollten von einer Monostruktur wegkommen, nur eisenverar­
beitende Indus trie sei keine gesunde Basis für die Zukunft. Wenn wi r Anstrenungen 

unternehmen wollen, den Fremdenverkehr anzukurbeln, dann muß uns das bitte auch 
für manche Dinge etwas we rt sein, indem man Meinungsbildner entsprechend auf die­
sem Sektor empfängt und hier versucht, wi eder Umwegrentabi I ität hereinzubeziehen, 

und so unsere Stadt über die Grenzen hinaus bekannt zu machen. 
Der Vergleich mit dem Land Oberösterreich, Kollege Spöck, mir i st schon klar, 
warum dies so ist. Es ist ja kei n Zufall, daß im Land die ÖVP die Mehrheit hat, 
aber wenn man sich hier rühmt, Weltmeister zu sein, so möchte ich noch ei ne kleine 
Anekdote anbringen. In meiner Eigenschaft als Direktor hatte ich die Ehre, letzten 
Montag den Pfarrer Hans Huber nach L inz zu begleiten, der dort zum Oberstudien­
rat ausgezeichnet wurde . Eine Auszeichnung die, auch das darf ich sagen, mit kei ­

nerlei Mittel verbunden ist, kein Groschen mehr, den Oberstudienrat Huber mehr er­
halten wird, sondern eine Auszeichnung für seine bisher geleistete Arbeit im Dienste 
der Jugenderziehung, nicht nur in der Schule, sondern auch außerschulisch, in 
vielen Dingen, mit denen er sich beschäft i gt. Die Jause, die es nach dem Empfang 
gegeben hat, war wirk I ich den geringen Repräsentationsausgaben angepaßt. 1 eh 
wü rde mir vo rstellen als Vertreter dieser Gemeinde, daß man Personen, die man 
ehrt, die für die Stadt etwas geleistet haben, nicht mit Brot und Würstel abspeist, 
sondern vielleicht doch in einem entsprechenden Rahmen sich bedankt. 
Noch einmal, nicht mit finanziellen Zuwendungen bedankt, sondern ihnen eine Ehr­
erbietung erweist für das, was Leute leisten über die Norm anderer hinweg. 
Zu den anderen Di ngen darf ich mich insofern anschließen . Dort, wo bei den Rei ­
serechnungen Fehler gemacht wurden, sind sie beseitigt. Es sind w irklich oft nur 
Groschenbeträge und die Geschichte mit den S 25, - E inkaufsgutschein, da könnte 
ich mir nicht vors tellen, daß ich hier einen Beamten oder Vertragsbediensteten, der 
ei ne Dienstreise macht, ve rpf lichte, sich ein Spo r tgerät kaufen zu müssen, damit er 

nicht die Reisekassa der Gemei nde belastet. 
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Ich darf noch einmal feststellen, die sachliche Diskussion im Prüfungsausschuß hat 
mich heute überrascht mit etwas vehementen Angriffen vor al lern von Gemeinderat 
Ramoser. Vielleicht hätte er diese auch schon gestellt, wäre er damals beim Prü­
fungsausschuß schon zugegen gewesen. 

VI ZEBÜRGERME I STER KARL HOLUB: 
Ich danke Dkfm. Zagler für seinen Beitrag. Wünscht sonst noch jemand zum Ta­
gesordnungspunkt Rechnungshofbericht zu sprechen? Das ist nicht der F al I und ich 
bitte Herrn Bürgermeister um sein Schlußwort. 

BÜRGERMEISTER HEINRICH SCHWARZ: 
Meine Damen und Herren des Gemeinderates! 
Es i st an sich schon sehr viel gesagt worden. Ergänzungen dazu gestatten Sie mir 
in eine r sehr kurzen Form vorzubringen. 
Es wurde darauf hingewiesen, daß beim Rechnungshof bei den Überprüfungen des 
Rechnungshofes - das darf i ch hier nochmals zum Ausdruck bringen - nach dem ersten 
Grobbericht eine Art Ermittlungsverfahren einsetzte. Dieses Ermittlungsverfahren 
ergibt im Endeffekt ein Schlußergebnis und dieses I iegt heute vor und soll vom Ge­
meinderat zur Kenntnis genommen werden. In diesem Schlußergebnis, das darf ich 
sagen, sind weder die Repräsentat ionskosten angeführt, noch andere Dinge, die hier 
diskutiert wurden, von der breiten Masse diskutiert wurden, sondern hier wurden 
die Begründungen, die die Stadt zu diesen Äur~erungen des Rechnungshofes in einer 
Gegenäußerung bekanntgegeben hat, akzeptiert. 1 eh gebe zu, daß wir im Jahre 1984 
bei den Repräsentationskosten sicher! ich erheb! iche Ausgaben über das geplante 
Limit erreicht haben. Es wurde schon darauf hingewiesen, was die Ursache war, 
da möchte ich mich nicht verbreitern. Der Betrag betreff end die Regierungsklausur 
i s t abzuschreiben von den Gesamtkosten . Er wurde eingefordert und wird in Kürze 
überwiesen werden, wir haben diesbezüglich bereits einen Hinweis seitens des Mi­
nisteriums bekommen. Es hat natürlich diese Regierungsklausur dazu beigetragen , 
daß Steyr weit über die Grenzen unserer Stadt und unseres Landes hinaus bekannt 
wurde. Es wurden in diesem Jahr wesentlich mehr Tagungen abgeführt als sonst in 
einem Jahr. 
1 eh darf darauf hinweisen, daß wir bereits im Jahr 1985 wesentlich geringere Aus­
gaben in dieser Sparte gehabt haben und wir werden im Jahre 1986 eine weitere 
Reduzierung, eine maßgebliche weitere Reduzierung erreichen. 
Zu den hier vorgebrachten Dingen, die das Bauvorhaben Eishalle betreffen, darf 
ich sagen, daß der Rechnungshof bemängelt hat , daß die Vergabe der Planung an 
eine ausführende Unternehmung erfolgte, und daß die Planungsvergabe nicht an ei­
nen Ziviltechniker erfolgte . Das stellt urtserer Meinung nach - wir haben diese 
unsere Meinung nicht geändert - eine unzulässige Bemängelung des Rechnungshofes dar, 
weil nach der derzeitigen Gesetzeslage wir jederzeit in der Lage sind, solche 
PI anungsaufträge auch an Bauunternehmungen, an Baumeister, zu vergeben, wei 1 
sie dazu auch vom Gesetz her berechtigt sind. 
Im übrigen glaube ich, sind dit::: Vergaben , die h ie r erfolgt sind, zu überaus günsti­
gen Konditionen erste 11 t worden, und zwa r nach der Gebührenordnung 1976. Diese 
Gebührenordnung hat eine wesentlich günstigere Basis und hat ein wesentlich günsti­
geres Ergebnis gebracht als die Gebührenordnung 1980_. Wir haben uns allein damit 
durch diese Ve rgabe insgesamt S 364.000,- erspart. Das darf man hier mit gutem 
Recht sagen. 
Was die Reisegebührenverordnung betrifft, hier darf ich anführen, daß w ir seitens 
des Magistrates Steyr die An regungen und Empfehlungen des Rechnungshofes - das 
habe i ch bereits einleitend gesagt - zur Kenntnis genommen haben und entsprechend 
diesen Empfeh I ungen handeln. 
1 eh bitte Sie nun um Kenntnisnahme des Berichtes. 
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VI ZEBÜRGERME I STER KARL HOLUB: 
1 eh danke Herrn Bürgermeister für sein Schi uß wert. 
Wer der Meinung ist, daß der Rechnungshofbericht zur Kenntnis genommen wird, 
den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand? Danke. Ich sehe, daß der Bericht 
einstimmig angenommen wird. Danke. 
Ich bitte um den nächsten Bericht. 

BÜRGERMEISTER HEINRICH SCHWARZ: 
1 m nächsten Antrag des Stadtsenates darf ich Sie bitten, der Verleihung von 
Sportehrenzeichen der Stadt Steyr an verdiente Sportler und Funktionäre die 
Zustimmung zu geben. Der Antrag I autet: 

2) Sport-1922/ 86 
Verleihung des Sportehrenzeichens der Stadt Steyr 
an Sportler und Funktionäre. 

Der Gemeinderat wo I le beschließen : 
F o I genden Personen, die durch hervorragende Leistungen im sportlichen Wett­
kampf das Ansehen der Stadt Steyr erhöht bzw. auf dem Gebiete des Amateur­
sportes außerordentliche Leistungen erbracht haben, wird als Anerkennung 
das Sportehrenzeichen der Stadt Steyr verliehen. 
Sportehrenzeichen für Sportler: 
in Gold gemäß 111/1 a der Richtlinien ( in Betracht kommen aktive Mitglieder eines 
anerkannten Steyrer Turn- oder Sportvereines, wenn sie Österreich bei Olympi­
schen Spielen, Welt- oder Europameisterschaften vertreten haben). 
Schlager August, GR, Jahrgang 1935, Mitglied der Polizeisportvereinigung Steyr; 
wurde Bahnengolf-Europameister 1973 im Einzel und Mannschaft. 
in Silber gemäß 111 / 2 a der Richtlinien (in Betracht kommen aktive Mitglieder 
eines anerkannten Steyrer Turn- oder Sportvereines, wenn sie mindestens dreimal 
eine österreichische Meisterschaft in der gleichen Sportart gewonnen haben). 
Gugenberber Klaus, Jahrgang 1956, Mitglied der Polizeisportvereinigung Steyr, 
dreifacher Bahnengolf-Staatsmeister / Mannschaf t 1978, 1981, 1984. 
Helm Walter , Jahrgang 1940, Mitglied der Polizeisportvereinigung Steyr, 3-facher 
Bahnengolf-Staatsmeiater/ Mannschaft 1975, 1978, 1984. · 
May rhoferPaul, Jahrgang 1962, Mitglied der Polizeisportvereinigung Steyr, 
3facher Bahengolf-Staatsmeister / Mannschaft 1978, 1981, 1984. 
In Bronze gemäß 111 / 3 a der Richtlinien (in Betracht kommen aktive Mitglieder 
eines anerkannten Steyrer Turn- oder Sportvereines, wenn sie einmal eine 
österr . Meisterschaft gewonnen haben). 
Dangl Fritz, Jahrgang 1961, Mitglied der Polizeisportvereinigung Steyr, Bahnen­
golf-Staatsmeister / Mannschaft 1984. 
Sportehrenzeichen für Funktionäre: 
In Gold gemäß 111 / 4 der Richtlinien ( in Betracht kommen Männer und Frauen, die 
während einer 25jährigen Tätigkeit ohne Unterbrechung in anerkannten Steyrer 
Sportorganisationen Außerordentliches für den Sport geleistet oder sich auf dem 
Gebiete des Körpersportes (Erziehung, Unterricht, etc. besondere Verdienste 
erworben und das 50. Lebensjahr erreicht haben ) . 
B ittermann Georg, Jahrgang 1936, Obmann-Stellvertreter der Union Steyr; 35-
jähr i ge Tätigkeot. 
Draxler Franz, Jahrgang 1923, Obmann des ASV Bewegung, 25jährige Tätigkeit. 
Gill y Walter, Jahrgang 1927, Kassier des A TSV Ste y r, 37jährige Tätigke i t. 
Pötsch Rudolf, Jahrgang 1935, Vorturner des Allgemeinen Turnvereines Ste y r; 
30jährige Tät i gkeit. 
Schlader Franz, Jahrgang 1925, Obmann der K ontrolle des ATSV Stein, 25jährige 
Tätigkeit. 
Schützenhof er Otto, Jahrgang 1936, Sektions le iter der Handballsektion des 
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ATSV Steyr; 27jährige Tätigkeit. 

Seidl Ernst, Jahrgang 1936, geschäftsführender Obmann der Union Steyr; 
36jährige Tätigkeit. 

1 eh darf um Annahme dieses Antrages ersuchen. 

VI ZEBÜRGERME I STER KARL HOLUB: 
S ie haben den Antrag gehört. Wünscht j emand dazu zu sprechen ? Das ist nicht der 
Fal 1, dann kommen wir nach meiner Bemerkung, daß sich Kollege Schlager wegen 
Befangenheit der Stimme enthalten wird, aber trotzdem unseren Glückwunsch ent­
gegennimmt, zur Abstimmung. Wer mit dem Antrag einverstanden ist, den bitte ich 
um ein Zeichen mit der Hand? Danke. Stimmenthaltungen? Der Antrag ist mit einer 
Stimmenthaltung (GR August Schlager) angenommen. 
Damit sind die Berichte des Herrn Bürgermeisters abgeschlossen. 1 eh übergebe 
den Vorsitz wieder unserem Bürgermeister. 

BÜRGERMEISTER HEINRICH SCHWARZ: 
Danke. Als nächsten Berichterstatter ersuche ich anstelle von Kollegen Wippers­
berger Herrn Stadtrat P imsl. 

BERICHTERSTATTER STADTRAT RUDOLF PIMSL anstelle des abwe­
senden vizebürgermeisters Wippersberger: 
Sehr geehrte Herren Bürgermeister, 1 iebe Kolleginnen und Kollegen des Gemein­
derates! 
1 eh darf Ihnen eine Reihe von Anträgen vorbringen und bitte Sie vorweg schon um 
1 hre Zustimmung. 
Zur Finanzierung der Ausgaben des außerordentlichen Haushaltes im Finanzjahr 
1986 ist die Aufnahme von Kommunaldarlehen vo rgesehen.Der Magistrat der Stadt 
Steyr hat diesbezüglich Verbindung mit der Sparkasse Steyr, für die die Stadt ge­
mäß§ 2 Abs . 1 Sparkassengesetz 1979 haftet, aufgenommen und um Vorlage eines 
Finanzierungsangebotes über S 20,000.000,- ersucht. Die Sparkasse Steyr legte 
ein den Mindestsätzen der ordnungspolitischen Vereinbarungen entsprechendes An­
gebot. Der Zinssatz beträgt derzeit 8,5 % p. a. und ist an die Sekundärmarktrendite 
für Bundesanleihen gemäß Tabelle 2.33 der Mitteilungen des Direktoriums der Österr. 
Nationalbank gebunden.Diese Aufnahme von S 20 Mill. stellt derzeit einen sehr 
günstigen Kredit dar und dient eben zur Finanzierung von kommunalpolitischen 
A ufgaben. 1 eh bitte Sie um Zustimmung zu diesem Antrag. 

3) Ha-5744/ 86 
A ufnahme eines Kommunaldarlehens 
bei der Sparkasse Steyr. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Der Aufnahrr,e eines Kommunaldarlehens in Höhe von S 20,000.000,- bei der Spar­
kasse Steyr mit einer Laufzeit von 20 Jahren und einem Zinssatz von derzeit 
8, 5 % p. a., der an die Sekundärmarktrendite für Bundesanleihen gemäß Tabelle 
2 .33 der Mitteilungen des Direktoriums der Österr. Nat ionalbank gebunden ist, 
wi rd zugestimmt. 
Die Festlegung der übrigen Ve rtragsbedingungen anläßlich des A bschlusses des 
Darlehensvertrages bleibt der Magistratsabteilung 11 vorbehalten. 

B ÜR GERMEISTER HEINRICH SCHWARZ: 
Gibt es zu diesem Antrag eine Wortmeldung?lch sehe, daß das nicht der Fall ist. 
1 eh bitte um ein Zeichen mit der Hand, wenn Sie dafür sind? Danke. 1 st jemand 
gegen den Antrag? Der Antrag ist so beschlossen. 
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STADTRAT RUDOLF PI MSL: 
1 m Finanzjahr 1986 sind für die Durchführung verschiedenster Vorhaben außer­
bzw. überplanmäßige Mittel in nicht unbeträchtlichem Maße genehmigt worden. 
Um diese bereits genehmigten Mittel bereitstellen zu können, ist, wie auch aus 
den Einzelanträgen ersichtlich war, die Aufnahme von Kommunaldarlehen notwen­
dig. In diesem Zusammenhang wurde die Creditanstalt Bankverein ersucht, ein 
Finanzierungsangebot über S 10,000.000 ,- vorzuegen. Der Zinssatz wurde 
wieder mit 8,5 % p. a. festgesetzt. 
Aufgrund der derzeitigen Situation am Kapitalmarkt wird die Annahme des Finan­
zierungsangebotes der Creditanstalt Bankverein mit der Bindung des Zinssatzes 
an die Sekundärmarktrendite der Bundesanleihen gemäß Tabelle 2.33 der Mitteilun­
gen des Direktioriums der Österr. Nationalbank vorgeschlagen •. 
Der entsprechende Antrag lautet: 

4) Ha-5776/86 
Aufnahme eines Kommunaldarlehens bei der 
Creditanstalt Bankverein. 

Der Gemeinderat wolle beschließen : 
Der Aufnahme eines Kommunaldarlehens i n Höhe von S 10,000.000,- bei der Cre­
ditanstalt Bankverein mit einem derzeitigen Zinssatz von 8,5 o/o p. a. dekursiv, 
der an die Sekundärmarktrendite für Bundesanleihen gemäß Tabelle 2.33 der Mit­
teilungen des Direktoriums der Österr. Nationalbank gebunden ist, und einer Lauf­
zeit von 20 Jahren wird zugestimmt. 
Die Festlegung der übrigen Vertragsbedingungen anläßlich des Abschlusses des 
Darlehensvertrages bleibt der Mag. Abt. 1 vorbehalten. 

1 eh darf um Annahme ersuchen. 

BÜRGERMEISTER HEINRICH SCHWARZ: 
Sie haben den Antrag gehört. Wünscht jemand dazu das Wort? Das ist nicht der Fal 1. 
1 eh bitte um ' ein Zeichen mit der Hand, wenn Sie zustimmen? Danke. Gegenstimmen? 
Der A ntrag ist mit einer Enthaltu-ng (GR Ramoser - GAU angenommen. 

ST AD TRAT RUDOLF PI MSL: 
Die Gemeinnützige Wohnungsgesellschaft der Stadt Steyr hat an der Steinfeld-
straße eine Wohnhausanlage mit 16 Wohnungen und 14 Hausgaragen errichtet. Für 
diese Verwaltungseinheiten sind von den jeweiligen Wohnungswerbern Grund- und 
Baukostenbeiträge in nicht unbeträchtlichem Ausmaß zu bezahlen. Die Mehrzahl 
der in diese Wohnhausanlage eingewiesenen Mieter hat nunmehr die Stadt Steyr 
ersucht, für den Grundkostenbeitrag ein Gemeindedarlehen zur Verfügung zu stel­
len. Die Rückzahlung dieses Darlehens sollte monatlich mit der Miete an die Gemeinn. 
Wohnungsgesellschaft der Stadt Steyr erfolgen, die dann die Annuitätenzahlungen 
an die Stadt weiterleiten müßte. Um die für die Verrechnung von Grund- und Bau­
kostenbeiträge entstehende hohe finanzielle Belastung bei Einzug in eine der Woh­
nungen der Wohnhausanlage Steinfeldstraße 6 und 8 auf Jahre aufzuteilen, wird 
vo rgeschlagen, für die Grundkostenbeiträge der im Amtsbericht angeführten Mieter 
in Höhe von j e S 61 .000,- ein Gemeindedarlehen mit einer Laufzeit von 25 Jahren 
und einem Zinssatz von 8,5 % zu gewähren. 
I ch darf Ihnen folgenden Antrag zur Kenntnis bringen: 

5) Ha-4935/ 86 
Gewährung von Gemeindedarlehen an die Miete r 
der Wohnhausanlage Steinfeldstraße 6 und 8. 

Der Geme inderat wo lle beschließen: 
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Aufgrund des Amtsberichtes der Mag. Abt. 11 vom 11. 9. 1986 wird den im 

Amtsbericht angeführten Mietern der Wohnhausanlage Steinfeldstraße 6 und 8 

ein Gemeindedarlehen in Höhe von je S 61.000,-, insgesamt S 488.000,-, mit 

einer Laufzeit von 25 Jahren und einem Zinssatz· von 8, 5 % p. a. gewährt. 

Die Auszahlung dieser Darlehen erfolgt im Verrechnungswege mit den aushaf­

tenden Grundkostenbeiträgen an die Geme inn. \i\'ohnungsgese l lschaft der Stadt 

Steyr . Die Rückzahlung hat in der Form zu erfolgen, daß die von der Gemeinn. 

Wohnungsgesellschaft der Stadt Steyr aufgrund der jeweiligen Tilgungspläne 

mit der Miete eingehobenen Annuitäten jährlich (jeweils am 1. 7 . jeden Jahres) 

der Stadt Steyr zu überweisen sind . Für das Finanzjahr 1986 ist die Annuität im 

Dezember 1986 zu leisten. Zu diesem Zweck wird der Betrag von S 488.000,- bei 

der VA-Stelle 5/480000/242000 freigegeben. 

1 eh bitte um Annahme dieses Antrages. 

BÜRGERMEISTER HEINRICH SCHWARZ : 
Wünscht jemand dazu zu sprechen? Kollege Treml bitte! 

GEMEINDERAT OTTO TREML: 
Wertes Präsidium, meine Damen und Herren des Gemeinderates! 

Die Gewährung von Gemeindedarlehen für Mieter der Wohnhausanlage der GWG der 

Stadt Steyr, wie Sie ja wissen, müssens Leinzunehmendem Maß, damit sich die 

Mieter überhaupt eine Neubauwohnung in Steyr leisten können. Diese Erschwernis 

hat vor mir bereits Stadtrat Pimsl genau erklärt. Es müssen Darlehen in der Höhe 

zw ischen - je nach Wohnungsgrö ß e - S 60.00 und S 70.000,- für den Grundkosten­

beitrag mit einer Laufzeit, wie er sagte, von 25 Jahren gewährt werden. Warum 

so lange? Weil j a ohnedies schon die Mieten so hoch sind und viele Mieter außer­

stande sind, diese Mieten zu entrichten. Es ist auch ein wenig stark, wenn man 

sieht, daß die Stadtgemeinde hier unter die Arme greift, damit Mieter dor t einzie­

hen können, auf der anderen Seite aber diesen Betrag mit Zinseszinsen, nämlich 

mit 8,5 % Zinsen, rückerstatten müssen, a ll erd i ngs in einer Zeit von 25 Jahren. 

Meine Damen und Herren, es mußten sogar Neubauwohnungen in der Steinfeld­

straße öffentlich im Amtsblat t durch Kollegen Ke rbl ausgeschrieben werden, damit 

wir überhaupt Mieter gefunden haben, die dort einziehen. 1 st es denn in Stey r schon 

so, daß genügend Wohnungen gebaut werden oder daß es keine Wohnungssuchenden 

gibt ? Nein, dem ist nicht so. Sie wi ssen das genau so wie ich, daß wi r über 2 .000 

Wohnungswerber in der Stadt haben, aber aufgrund dieser al !gemeinen Wohnbau­

polit ik in Öster rei ch ist es eben so, daß sich ein Großteil der Menschen mit mitt­

leren Einkommen eine solche Wohnung nicht leisten kann. 

Meine Damen und Herren, bevor die sozialistische Partei Regierungspartei wurde 

vor 16 Jahren hat sie versprochen ,hundert t ausend Wohnungen pro Jahr zu bauen. 

Sie wi ssen selbst, daß in den vergangenen 16 Jahren viel weniger gebaut wurde. 

Es waren höchstens 43.000 bis 41.000 Wohnungen :m Jahr und die Wohnkosten sind 

in den letzten Jahren um 2 1 /2 mal so schnel I gestiegen wie der Verbraucherpreis. 

Die Ursache dafür I iegt nach meiner A uf f assung bei den hohen Grundkosten, die 

wir tei lfinanz ie ren müssen und auch be i den Baukosten und besonders auch bei den 

Profiten der Bauunternehmer und, wie wi r sehen, an den Banken. Die Miete r müs­

sen das ja auf den Gr oschen genau zurückzahlen. 
Meine Damen und Herren des Gemeinderates , Sie wi ssen auch, daß neben dieser 

H il festell ung , die die Stadt ge währ t und der ich sel bs tve rständlich zustimme, 
es so ist, daß ei n Gr oß tei I überhaup t der Wohnbaumittel auch in unserem Bundes­

land dazu verwendet wird, daß Wohnbeihilfen ausbezahlt we rden müssen. Zum Bei ­

spiel hat man an Wohnbeihilfe im Jah re 1971 zur Auszahlung gebracht in de r Höhe 

von S 43 Mi ll ionen, so sind dies - mir s tehen nur die Vo r j ahreszahlen zur Verfü­

gung - bereits 464 Mil l. Diese Z iffern zeigen die verfehlte Wohnbaupolitik 
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in unserem Staat. Die Wohnkosten sind so teuer, daß sie von den Mietern ohne 
Wohnbeihilfen nicht mehr aufzubringen sind. 
Die kommunistische Fraktion vertritt seit Jahren auch hier im Rathaus immer 
wieder die Forderung nach Rückkehr zum sozialen Wohnbau, zu einem Gemeinde­
wohnbau, wo eben die Stadt dementsprechend stärkere Mittel einsetzt und die 
Wohnbaugesetzgebung im al !gemeinen abgeändert werden muß, damit auch eine 
Stadtgemeinde, die einen eigenen Wohnbau durchführt, auch mehr Mittel vom Staat 
sowie vorr, Land zur Verfügung bekommt, damit wieder echte soziale Wohnungen 
den Bedürftigen und Wohnungswerbern in unserer Stadt zur Verfügung gestellt wer­
den können. 

BÜRGERMEISTER HEINRICH SCHWARZ: 
Danke. Wünscht noch jemand das Wort? Kollege Holub bitte! 

VI ZEBÜRGERME I STER KARL HOLUB: 
Herr Bür.germeister, meine Damen und Herren des Gemeinderates! 
1 eh glaube, es ist schon notwendig, daß man ein paar Gedanken zur Wohnbeihilfe 
sagt, nachdem es jetzt so dargestellt wurde, als wäre das das Almosen der öffent­
lichen Hand, das sich der Mieter erbetteln muß . Wir müssen da schon sagen, daß 
man Wohnbauten auf 2 Arten fördern kann. Zum einen gibt man öffentliche Mittel für 
die Errichtung des Baues, dann ist die Wohnung für j eden gleich bi 11 ig oder gleich 
teuer, ganz egal wie hoch sein Einkommen ist. Oder aber rr,an macht die Subjekt­
förderung, entweder ausschließlich oder zusätzlich, so wie es j etzt passiert, dann 
w ird sehr woh l unterschieden nach der F inanzkraft des Mieters. Wer finanzkräftiger 
ist, dem ist es wohl auch zumeßbar, daß er einen höheren Beitrag für die Be­
nutzung seines Wohnraumes bez-ahl-t. Genau so sind die gestaffelten Einkommensta­
rife der Wohnbeihilfe zu sehen. Ich empf i nde die Wohnbeihilfe ganz einfach nicht 
als Almosen,sondern als Bürgerrecht im Rahmen der Wohnbauförderung, wenn man 
sich schon dazu entschlossen hat, das Einkommen des Einzelnen mit in die Über­
legung des Ausmaßes der Zuwendung der öffentlichen Hand m it e inzubeziehen. 1 eh 
glaube, daß das eine durchaus gerechtfertigte Sache ist. 
Über die Überlegungen des Kollegen Treml hinsichtl i ch der Quellen der Mietzinse 
ist es müßig, darauf einzugehen, weil ja recht viel dabei rhetor ischer Schnörksel 
ist. Natürlich auch ideologisch begründet, aber so ist es nicht, daß die von Dir 
angezeigten Bösewichte die allein Schuldigen sind, das sind weder die Banken 
noch sind die Bauunternehmer schuld. Du schimpfst j a immer über die Unternehmer, 
warum sollst Du da eigentlich die Bauunternehmer auslassen, das ist mir schon 
k I ar. Die Erwähnung von Erwerbszweigen im al !gemeinen wird zur Bewältigung 
der Situation nichts beitragen. Die gewährten Gemeindedarlehen sind sicher! ich 
eine echte Begünstigung für die Mieter. Das Einzige , was einen ein wenig mit 
Sorge erfüllen muß, ist, daß nicht alle Mieter gleich behandelt we rden, nämlich 
jene, die nicht in GWG-Wohnungen sind. Das wä re das Einzige, was er we rt wäre, 
darüber zu diskutieren. 1 eh bin aber jedem Einzelnen das Gemeindedarlehen in die­
sem Fall - das wurde ja auch in anderen Wohnblocks gemacht - durchaus willig und 
ich bin froh, daß damit den Bürgern die Möglichkeit gegeben wird, Wohnungen zu 
bekommen, die sonst womöglich innerhalb ihres Einkommens oder innerhalb des 
sonstigen Förderungsmechanismus, das muß uns auch klar se in, daß Jungfamilien 
von der Wohnbauförderung oder von der Jungfami I ienförderung her den Grundan tei 1 
auf anderem Weg gefördert bekommen. Daher haben auch n icht alle angesucht um 
dieses Gemeindedarlehen , we il es eben auch noch andere Förderungs wege gibt. 
Soweit dazu. I ch bitte wi rklich um ein korrektes Ve rständnis des Begriffes Wohn­
beihilfe und ich bitte auch um eine wei tgehend entdemagogisierte Diskussion des 
Problems Wohnungsnot hier in Steyr. Es hat überhaupt kei nen Sinn, wenn w ir uns, -
je nachdem die Brille gefärbt ist, j edenfalls schattierten Brille-gegenseitig Schuld­
zuweisungen an den Kopf we rfen. Ich glaube, daß es viel notwendiger ist, daß man 

- 332 -



gemeinsam überlegt, wie man unseren Bürgern Günstigeres zur Verfügung stellen 
kann. 
Natürlich gibt meine Fraktion diesem Antrag die Zustimmung. 

BÜRGERMEISTER HEINRICH SCHWARZ: 
Gibt es noch eine Wortmeldung zu diesem Antrag? Das ist nicht der Fall, ich bitte 
um das Sch lußwort. 

STADTRAT RUDCLF PI MSL: 
Sehr geehrte Herren Bürgermeister, meine Damen und Herren des Gemeinderates! 
1 eh möchte die Diskussion nicht verlängern , aber eines ist unbestritten , daß sicher 
das Wohnen in den letzten Jahren und Jahrzehnten teurer wurde, daß die Baukosten­
preise Höhen erreicht haben, die uns zur Sorge Anlaß geben . Wir können aber fest­
stellen, daß sich der Baukostenindex in den letzten Jahren stabilisiert hat. Die 
Baupreiserhöhungen haben sieh im Rahmen anderer Indexerhöhungen gehalten. Daß 
die Stadt Steyr darüber h inaus für den sozialen Wohnbau beträchtliche Mittel zur 
Verfügung stel I t, um die vorhandene Wohnungsnot, sofern man dies in dieser Farm 
sagen kann, zu I indern, steht außer Frage. Daß, w ie schon mein Vorredner, Herr 
Vizebürgermeister Holub, erwähnt hat, es ist manchesmal schon so, daß man jene 
beneidet, die in einer gemeindegeförderten Wohnung das Glück zu haben, zu sein, ist 
sicher richtig. 
Zum Kai legen Treml kommend, er. behauJ9tet, man hätte von meiner Fraktion in den 
ersten Regierungsjahren versprochen, 100. 000 Neubauwohnungen pro Jahr zu er­
richten , so glaube ich, hat man sehr weitgehend realistische Überlegungen auch 
durchgeführt. Es wurde von ihm eines übersehen, man ist auch i n meiner Fraktion 
zur Erkenntnis gekommen, daß nicht damit gedient ist, das Erhaltungswürdige ein­
fach niederzureißen und durch Neubauten zu ersetzen, sondern daß durch die AI t­
haussan ierung auch beträcht I iche Wohnungen wieder zur Verfügung gestel I t werden 
konnten. Man kann summa summarum erklären, daß der Wohnbau in Österreich nach 
wie vor einen sehr hohen Stellenwert hat, daß aber für viele die Wohnungen begrün­
det - nicht immer - zu teuer geworden sind. 
Die A ufnahme dieses Darlehens, um den Baukostenzuschuß zu bezahlen, ist sicher-
1 ich für die betroffenen Mieter eine Angelegenhei t , die sie zu schätzen wissen. 
1 eh darf Sie bitten, diesem Antrag die Zustimmung zu geben. 

BÜRGERMEISTER HE l NR l CH SCHWARZ : 
Danke. Wir kommen zur Abstimmung. 1 eh bitte um ein Zeichen mit der Hand, wenn 
Sie dem Antrag die Zustimmung geben? Danke. 1 st jemand gegen den Antrag? Es 
ist Einstimmigkeit gegeben. 

STADTRAT RUDOLF PI MSL: 
Der Wirtschaftsverein Arbeite rheim Steyr ha t sich an die Stadt Steyr um Gewährung 
einer 5ubvention bzw. eines Darlehens in Höhe vo n S 1,5 Mill. zur Renovierung 
der Säle des Casinos, Leopo ld Werndl-Straße 10, gewandt und dies wie folgt be­
gründet: Wie bekannt ist, stehen die Räuml ichkeiten des Casi nos, im besonderen 
die beiden Säle, allen Steyrer Ve.reinen, Organisationen und Institutionen kosten ­
los zur Durchführung von Veranstaltungen zur Verfügung . Die letzte Renovierung 
der Säle fand vor rund 20 Jahren statt. Durch die zahlreichen Veranstaltungen, 
welche in diesem Zeitraum durchgeführt wurden, sind die Räumlichkeiten sowie das 
1 nventar in einem solchen Ausmaß abgenützt, daß eine grundlegende Renovierung 
unumgänglich geworden ist . Die Renovierung der Säle soll auch dazu beitragen, das 
Raumangebot der Fremdenverkehrsstadt Steyr für Ve ransta ltungen z u erweite rn und 
attraktiver zu gestalten. Aus der vorgelegten vorläuf igen Kostenaufstellung ist er­
sichtlich, daß die gesamte Renovierung einen Aufwand von rund S 3, 163.000,- er­
fordern w ird. Unter anderem ist eine Erneuerung der Fußböden, eine Entfernung 
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der nachträglich eingebauten Decke, eine Erneuerung des Be- und Entlüftungs­
systems, eine Erneuerung der t3eleuchtung, der T apez ierung und der Vorhänge, 
sowie der Garderobe nötig. Nach dem vor·gelegten Finanzierungsplan verfügt der 
Verein über Eigenmittel von S 663.200,- und über einen Kredit von S 1 Mill., während 
ein Betrag von S 1 ,5 Mill. noch ohne Deckung ist. Es wird daher vorgeschlagen, dem 
Wirtschaftsvere in Arbeiterheim eine außerordentliche nicht rückzahlbare Subvention 
in Höhe von S 750.000,- und ein unverzinsliches Darlehen in Höhe von S 250.0000,­
rückzahlbar in 5 gleichen Jahresraten, a S 50.000,-, beginnend mit dem Jahr 1988, 
zu gewähren. Im Hinblick auf die Bedeutung des Vorhabens für das kulturelle und 
gesellschaftliche Leben der Stadt soll von der Anwendung der vom Gemeinderat be­
schlossenen 20 o/oigen Kreditsperre Abstand genommen werden. 
Der diesbezügliche Antrag lautet: 

6) Ha-4 761 / 86 
Wirtschaftsverein Arbeiterheim Steyr; Gewährung einer außerordentlichen Sub­
vention bzw. eines Darlehens zur Renovierung der Casino-Säle. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: · 
Aufgrund des Amtsberichtes der Magistratsdirektion vom 23. 9. 1986 wird dem Wirt­
schaftsverein A rbeiterheim Ste yr, 4400 Steyr, Leopold Werndl-Straße 10, zur Re­
nov ie rung der Casino-Säle eine einmal i ge außerordentliche nicht rückzahlbare Sub­
vention in der Höhe von S 750.000,- sowie ein unverzinsliches Darlehen in der Höhe 
von S 250 .000,- , rückzahlbar in fünf gleichen Jahresraten zu a S 50.000,-, beginnend 
mit dem Jahr 1988, gewährt. 1 m Hinblick auf die Bedeutung des Vorhabens für das 
kulturelle und gesellschaftliche Leben der Stadt wird von der Anwendung der vom 
Gemeinderat beschlossenen 20 o/oigen Kreditsperre Abstand genommen. 
Zum genannten Zweck werden Mittel im Ausmaß von 

S 250.000,-- (zweihundertfünfzigtausend) 
bei der VA-St. 5/ 782000/ 242000 sowie eine Kreditüberschreitung im Ausmaß von 

S 750.000,-- (siebenhundertfünfzigtausend) 
bei der VA-St. 5/ 782000/ 776010 bewilligt. 
Die Deckung dieser K reditüberschreitung hat durch Darlehensaufnahme zu erfolgen. 

1 eh bitte Sie um A nnahme dieses Antrages. 

BÜRGERMEISTER HEINRICH SCHWARZ: 
Wünscht dazu j emand zu sprechen? 

GE MEINDERAT ROMANE I CHHÜBL: 
Herr Bürgermeister bitte zur Geschäftsordnung. 

BÜRGERMEISTER HEINRICH SCHWARZ: 
Bitte! 

GE MEINDERAT ROMAN EI CHHÜBL: 
Werte Herren Bürgermeister, meine Damen und Herren des Gemeinderates! 
1 eh habe mich jetzt deshalb zur Geschäftsordnung zu Wort gemeldet, wei I ich bean­
trage, daß über den vorliegenden Antrag getrennt abgestimmt we rden soll. Einerseits 
übe r die geplante Ve rgabe einer Subvention von S 750.000,- für den Ve rein Arbei ­
terheim, umd andererseits über die geplante V ergabe eines unverzins l ichen Dar le­
hens in der Höhe von S 250 . 000, -. Ich vertrete die Auffassung, daß man diese 
beiden Punkte durchaus differenziert betrachten soll und nach meiner Sicht auch 
mu ß. Man so 11 d ie Voraussetzungen dafür schaffen durch diese Trennung, daß das 
auch bei der A bstimmung entsprechend zum Ausdruck gebracht we rden k ann. 
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BÜRGERMEISTER HEINRICH SCHWARZ: 
Das war eine Wortmeldung zur Geschäftsordnung. 1 eh habe an sich nichts dage­
gen, der Antrag müßte aber neu formuliert werden. Es müßten dann zwei Anträge 
sein. Wenn eine mündliche Formulierung akzeptiert wird, wäre das denkbar , daß 
zwei Abstimmungsvorgänge <:Jurchgef ührt werden. Aber eine N'euformul ierung der 
AJ:1trä-ge rn :sehrHtffcher-- f-'.orm : wür-de jetzt zu lange dauern. 1 eh glaube, wir blei­
ben dabei . Wer ist der Meinung, daß man diesen Antrag trennt in Form einer münd­
lichen Antragstellung? Dieser Meinung ist niemand, er wird daher so akzeptiert. 

VI ZEBÜRGERME I STER KARL HOLUB : 
Darf ich dazu etwas sagen? Das ging sehr wohl. Das geschäftsordnungsmäßige 
Instrumentarium würde lauten, den Antrag zurückziehen und einen Dringlichkeits ­
antrag fassen. Es erhebt sich nun die Frage, wollen wir diesen formellen Fortgang 
machen oder können wir uns hier über Befragen des Bürgermeisters darauf befin­
den, daß wir die neue Formulierung zur Kenntnis nehmen und das so behandeln. 

BÜRGERMEISTER HEINRICH SCHWARZ: 
Dazu darf ich eines sagen, Kollegen Eichhübl geht es darum, daß sichergestellt ist, 
daß diese Rückzahlung in entsprechender Form behandelt wird. Ich glaube aber, daß 
man das trotzdem in einem Antrag beschließen müßte. 

GEMEINDERAT FRANZ RAMOSER: 
1 n der Geschäftsordnung des Magistrates steht in § 8 , daß Abänderungsanträge, 
Zusatzanträge von einem Mitglied des Gemeinderates eingebracht werden. 

BÜRGERMEISTER HEINRICH SCHWARZ: 
Das ist richtig, das wurde ja gemacht. 

VI ZEBÜRGERME I STER KARL HOLUB: 
Es wäre auch zulässig, daß der Antragsteller einen Abänderungsantrag zum 
schriftlich vorliegenden Antrag bringt . Das wäre die Methode, warum wir es doch 
machen könnten. Wenn wir das schriftlich haben wollen, müssen wir die Sitzung 
unterbrechen. 

BÜRGERMEISTER HEINRICH SCHWARZ: 
Mei ne Damen und Herren des Gemeinderates, darf ich einen Vorschlag machen. 
Kollege Eichhübl hat das sicher gut gemeint, ich glaube aber, daß wir geschäfts­
ordnungsmäß ig keine Probleme heraufbeschwören sollten, sondern wir sollten beim 
gestellten Antrag bleiben. Sind Sie damit einverstanden? 1 eh bitte um ein Zeichen 
mit der Hand, wenn Sie dem zustimmen? 

GEMEINDERAT ROMAN EI CHHÜBL: 
1 eh möchte nur fragen, ob es noch eine Diskussion darüber gibt? 

BÜRGERMEISTER HEINRICH SCHWARZ: 
Ja, selbstverständlich. 

STADTRAT RUDOLF PI MSL: 
Die Diskussion wird ja erst eröffnet. Es wurde nur festgestellt, daß der Antrag 
so bleibt, wie er gestellt wurde. 

BÜRGERMEISTER HEINRICH SCHWARZ: 
Die Mehrheit, so habe ich das verst anden, ist dafür, daß der Antrag so bleibt. 
Zu Wort gemeldet ist Kollege E ichhübl ! 
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GEMEINDERAT ROMANE I CHHÜBL: 
Meine Damen und Herren des Gemeinderates, werte Herren Bürgermeister! 
Obwohl ich grundsätzlich dafür bin, daß dem Verein Arbeiterheim in Anbetracht 
der Tatsache, daß er seine Räumlichkeiten Vereinen kostenlos und damit auch der 
Öffentlichke i t zur Verfügung stellt, stehe ich diesem Antrag nicht so kritiklos ge­
genüber. Abgesehen davon, daß man einmal das Verhältnis der Benützung durch 
andere Vereine zu den bis jetzt gegebenen Förderungsmaßnahmen stellen sollte, 
stör t mich viel mehr dieser Doppelantrag. Wohl in Erinnerung daran , daß es bereits 
vor Jahren solche Anträge gegeben hat in M i 11 ionenhöhe, wo dann immer feststellbar 
war , daß der Verein Arbeiterheim, wenn eine Rückzahlungsrate fü r dieses Darle-
hen fällig war, um eine weitere Subvention angesucht hat. Im Jahre 1982 gab es 
dann ein klares Subventionsansuchen und auch einen klaren Antrag hier im Geme in­
derat, den wir von der freiheitlichen Gemeinderatsfraktion unterstützt haben. Nun, 
meine Damen und Herren, i st man wieder angelangt bei diesen Doppelanträgen und 
dagegen bin ich. Ich betone aber nochmals , daß ich für die Subvention von S 750.000,­
an den Ve re·i n A rbeiterheim bin, mich aber an dec gleichzeitigen Vergabe eines 
Darlehens stoße und dies zustimmungsmäßig nicht begrüßen kann . · 
Meine Damen und Herren, ich nehme zur K enntnis , daß mein A ntrag zur Geschäfts­
ordnung von Ihnen abgelehnt wurde, bitte nehmen S i e aber auch zur K enntnis, daß 
Sie mir dadurch die Möglichkeit verwehrt haben, diesem Antrag die Zustimmung zu 
geben. Ich sage nochmals , ich bin für das Darlehen, aber gegen die gleichzeitige 
Möglichkeit , dem Ve rein A rbeiterheim einen zinsenfreien Kredit zu geben. 

V I ZEBÜRGERME I STER KA RL HOLUB: 
Unve rs tänd I i eher Z w i sehen ruf. 

GEMEINDER A T ROMAN EI CHHÜBL: 
Ich danke für den E inwand, es ist vollkommen r ichtig. Ich bin für cHe Subvention, 
aber gegen die gleichzeitige Vergabe eines Darlehens. Nachdem abstimmungsmäß ig 
so befunden wurde, k ann ich diesem A ntrag die Zustimmung nicht geben. 

BÜRGERMEISTER HEINRICH SCHWARZ: 
Danke. Kollege Ramoser bitte. 

GEMEINDERAT FRANZ RAMOSER: 
Ich möchte sagen, so klar, wie sich Kollege Eichhübl dafür ausspricht, so spreche 
ich mich dagegen aus. 1 eh sehe darin eine indirekte Parteienfinanzierung. Der V er­
ein A rbeiterheim wäre durchaus in der Lage, die Casinosäle in Eigenregie neu zu 
gestalten. Es ist eine riesengroße Partei die SPÖ und sie ist durchaus in der Lage, 
ihre eigenen oder von Ve reinen gemieteten Bauten herzurichten. Diese Parteienfi­
nanzierung geh t sogar so weit , oder die indirekte Parteienfinanz ierung, daß man 
gerade in einer sehr schw ie r igen Zeit - die Steyr-Werke entlassen j a bekanntlich 
600 A rbei ter - beinahe 1 Mill. Schilling an einen eigenen Ve rein, zum Teil als 
Subvention, zum Teil als Darlehen, gibt. Ich stelle mich entschieden gegen solche 
Subventionen, gegen solche Darlehen, da genau mit diesem Geld schon ein Beitrag 
geleistet werden könnte, viel leicht einem kleinen Tei I der Arbeiter, die in Zukunft 
entlassen werden, einen neuen Arbeitsplatz zu schaffen. Es gibt in Oberösterreich 

bereits einige Betriebe, die die Arbeiter selbst in das Leben gerufen haben mi t Un­
terstützung der Gemeinden, mit Unterstützung des Landes und mit Unterstützung des 
Bundes. Wenn es so lche Vo rhaben woande rs gibt, die durchführbar sind, warum gibt 
es das nicht in Steyr, warum wi rd S 1 M il l . an ein A rbeiterheim im Subventionsweg 
bz w . in iJa r lehen abgeführt? 
Zum C asino, wahrscheinlich bin ich hier der Einzige, der m it den V eransta ltungen 
der GAL Schwierigkeiten hat, in das Cas ino zu kommen. 1 eh habe vo r kurzem ange-
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fragt beim Mieter um Vermietung für einen Abend mit Freda Meissner-Blau. Es 
wurde rundherum abgelehnt. Eine Parteienwerbung gibt es nicht in den Casino­
Sälen wurde mir gesagt. Sollte es in Zukunft anders sein, so wäre ich sehr dank­
bar, doch man müßte sich das vorher m i t den Mietern bzw. Pächtern ausmachen. 
Ich glaube auch, und hier möchte i,ch noch einmal zurückgehen auf den Antrag, 
im Hinblick auf die Bedeutung des Vorhabens wird von der 20 o/oigen Kreditsperre 
Abstand genommen . 1 eh verstehe nicht, warum das eine so hohe Bedeutung hat , 
so einen hohen Stellenwert? Wenn Anträge hereinkommen von kleinen Gewerbetrei­
benden, die S 10. 000 ,- von der Gemeinde für eine einmalige Gewerbeunterstützung 
fordern, so gilt dann diese 20 o/oige Kreditsperre. Wenn der sozialistische Verein 
kommt, dann gilt diese 20 o/oige Kreditsperre nicht. Ich frage mich, was hat hier mehr 
Bedeutung? Der Kleingewerbetreibende, der einen Betrieb errichten wi 11, der einen 
Arbeitsplatz sichern will, oder der Verein Arbeiterheim, der Veranstaltungen durch­
führen wi 11? Es ist für mich sehr bedauerlich, daß dies in einem so schwierigen 
Zeitpunkt getroffen wird, daß so etwas vom Gemeinderat beschlossen wird gegen 
die Arbeiter. Ich sage das sehr bewußt, S 1 Million gegen die 600 Entlassenen. 

VI ZEBÜRGERME I STER KARL HOLUB : 
Ich übernehme den Vorsitz und erteile Herrn Bürgermeister das Wort. 

BÜRGERMEISTER HEINRICH SCHWARZ: 
Meine Damen und Herren des Gemeinderates, 1 iebe Kolleginnen und Kollegen! 
Kollege Pimsl hat schon darauf hingewiesen, das ist ein Subventionsansuchen 
mit einem verhältnismäßig großen Umfang. Ich darf aber darauf hinweisen, daß 
der Wirtschaftsverein Arbeiterheim seit eh und je, seit es diese Organisation gibt, 
die Casino-Säle jeder Organisation ,-auch die Grünen waren schon drinnen, Herr 
Gemeinderat Ramoser ,-zur Verfügung stellt und daß jene Veranstaltungen, die 
von der sozialistischen Partei oder einer ihr nahestehenden Organisation im Ca­
sino abgeführt werden, in einer verhältnismäßig kleinen Zahl sind.Rund drei Vier­
tel aller Veranstaltungen, die im Casino stattfinden, sind nicht parteiabhängig von 
der sozialistischen Partei, sondern von irgend anderen Organisationen. Jeder von 
Ihnen kennt den Casinosaal und weiß, daß die Situation dort schon mehr als uner­
träglich war und daß eine Renovierung unbedingt notwendig gewesen ist. 1 eh glaube 
auch i m Hinblick auf die Landesausstellung im Jahre 1987 müssen wir in Steyr die 
notwendigen Voraussetzungen für die Bewirtung aber auch für Veranstaltungen 
haben und deswegen scheint es mir unbedingt notwendig, diesen Saal entsprechend 
zu renovieren und diese Renovierung entsprechend zu unterstützen. Der Casinosaal 
ist aus dem Gesellschaftsleben unserer Stadt, ob das im Winter oder Sommer ist, 
nicht mehr wegzudenken. 
Kollege Ramoser, ob die sozialistische Partei oder eine nahestehende Organisation 
in der Lage ist, etwas selbst zu finanzieren oder nicht, das können Sie nicht beur­
teilen . Das möchte ich zur Kenntnis bringen. Das ist sicher allein Sache dieser 
Organisation. Ich glaube, daß wir mit der Renovierung dieses Saales dazu bei­
tragen, daß das Angebot an unsere Besucher, aber auch für unsere Steyrerinnen 
und Steyrer verbessert wird, daß wir die iv\ögl ichkeit haben, sowohl die Bai lsaison 
ohne große Probleme abzuwickeln, denn der Stadtsaal al /ein ist sicherlich zu wenig. 
Es ist notwendig, daß wir zusätzliche Räumlichkeiten haben. Ich lade Sie alle ein, 
besuchen Sie den Casinosaal, er ist wirklich in Ordnung renoviert worden. Das Ge­
wölbe wurde wieder zutage befördert und die Besucher sind davon begeistert. Außer­
dem werden mit der Mi 11 ionensubvent ion rund S 4 Mi 11. - es werden nicht 3, 2 sein, 
so w ie ursprünglich angenommen, sondern es werden rund 4 Mill. sein, die diese 
Renovierung kostet - auch dem Arbeitsmarkt zugute kommen. Eine Reihe von H and­
werksbetrieben aus Steyr und Umgebung konnten hier j a nicht unbeträchtliche 
Aufträge erhalten. 
1 eh darf Sie bitten, diesem Antrag die Zustimmung zu geben. 
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VI ZEBÜRGERME I STER KARL HOLUB: 

1 eh danke für diese Wortmeldung und übergebe den Vorsitz wieder Herrn Bürger­

meister. 

BÜRGERMEISTER HE I NR tCH SCHWARZ: 

Kollege Treml bitte. 

GEMEINDERAT OTTO TREML: 

Wertes Präsidium, meine Damen und Herren des Gemeinderates! 

1 eh glaube, bei diesem Antrag geht es darum, ob der Verein Arbeiterheim eine 

Förderung von der Stadt erhalten soll oder nicht, ob das gerechtfertigt ist. Kolle­

ge Ramoser zweifelt das an in der heutigen sehr schwierigen Situation in unserer 

Stadt und gebraucht das Argument, das ist gegen die Arbeiter. Ich glaube nicht, 

daß die ganzen Renovierungsarbeiten, die ja bereits durchgeführ t wurden im Ar­

beiterheim Casino, gegen die Arbeiter gerichtet waren, sondern gerade in der Bau­

wi rtschaft sind einige Schwierigkeiten aufgetreten . Eine Investition von S 4 Mill. 

ist sicherlich nicht gegen die Arbeiter, aber ich benütze so ein A rgument nicht dazu, 

daß man immer sagt, A rbeitsplätze werden damit geschaffen oder erhalten, aber der 

Fakt ist dies. Ich glaube, daß die Äußerung von Kollegen Ramoser ein bißchen per-

sönlich kommt,denn ich glaube nicht, die die Grüne-Alternative Liste und die 

A nhänger, die i ch kenne, gegen die Arbeiter eingestellt sind und daß halt ein kleiner 

subjektiver Beigeschmack drinnen ist. 1 eh bin ein alter Fuchs auf diesem Gebiet, 

wenn man sagt , auf der einen Seite gibt- man Förderungen, wo man die Kreditsperre 

in Anwendung bringt, auf der anderen nicht. Ich glaube, das is t eine kleine Anspie­

lung an eine Konzessionsinhaberin, die sehr nahe bekannt ist von Dir, wo man halt 

nicht S 10.000,- ausgezahlt hat, sondern nur S 8.000,-. Es gibt j a andere Metho­

den wenn man die Mehrheit hat, wenn man eine Million bekommt,so· gibt man- die 20 % 

darauf, dann w ird es wieder 1 Million. Ein Fakt ist, daß ja dieses Objekt - das ist 

das Wesentliche - nicht in erster Linie der sozialistischen Partei dient, sondern im 

1 nteresse unserer Stadt renoviert wurde. 1 eh sitze schon I änger in diesem Gemein­

derat, glaubst Du, da brauchen wir irgend jemanden, der das ein bißchen durch­

schauen könnte, wenn man da eine indirekte Parteienfinanzierung durchführt. Es war 

doch bei der ersten Renovierung, die 20 Jahre zurückliegt auch so, daß die KPÖ 

dafür war, daß man dort eine Summe bereitstel I t, aber nur aus dem Gr und wa ren 

wi r dafür, daß diese Räumlichkeiten allen Parteien zur Verfügung stehen. 1 n erster 

Linie ist es uns aber darum gegangen, daß es den Ve reinen, den kleinen Bewegungen 

zur Verfügung gestellt wird, diese ganzen Säle und Einr ichtungen, weil gerade diese 

kleinen Vereine - wir haben ungefähr 160 Vereine und dazu kommen noch viele kleine 

Bewegungen- nicht die finanziellen Mittel aufbringen, um sich einen großen Saal zu 

mieten, z. B. den Stadtsaal. Es würden hier Einengungen erfolgen und daher waren 

wir damals schon dafür, obwohl dieser Ve rein Arbeiterheim natür I ich ein Nahver-

hä I tn i s hat zur sozialistischen Partei in Steyr. Das weiß ja jeder Mensch, aber das 

Entscheidende ist, daß diese Säle der Öffent l ichkeit und vor a ll en den klei nen Ver­

einen zur Ve rfügung gestellt werden, ohne Einschränkung, das möchte ich sagen. 

1 eh bin bestimmt einer jener gewesen, der in der Bewegung für die Erhaltung des 

Wehrgrabens auch eine Rolle gespielt hat in d ieser Stadt hier im Gemeinderat. Es 

ist j a niemand anderer hier gesessen, der dafür aufgetreten is t. Gerade diese Be­

wegung, dieses Komitee hat sich eingefunden in den Casino-Sälen und auch die 

Presse war dort anwesend. Wir haben dort einen Kampf geführt gegen die Stadtge­

meinde, w i r haben den damal igen Bürgermeister aufgefordert, er sol I kommen, er 

ist o ffenbar in sein eigenes Haus nicht gekommen. 

I ch bin dafür, daß w ir diese Unterstützung in Form de r Subvention vo n S 750.000, ­

gewähren und auch das Darlehen von S 250.000, -, wie im Antrag vorgesehen, in 

fünf Jahresraten, geben. Und zwar mit der deut lichen Unterstreichung, 
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daß nach wie vor, wie bisher, d iese Säle für alle Vereine, unabhängig welcher 
politischen R ichtung s ie angehören, zur V erfügung gestellt werden. 

BÜRGERMEISTER HE I NRICH SCHWA RZ : 
Danke. Wünscht noch jemand z u sprechen zu diesem Antrag? Das ist nicht der Fall. 
Ich bitte Kollegen Pim s l um das Schlußwort. 

STADTRAT RUDOLF PI MSL: 
Geschätzte K olleginnen und Kollegen des Gemeinderates ! 
1 eh danke für die sachl iche D i skuss i on mit einer Ausnahme. 1 eh kann hier sehr 
wohl erkennen, daß Sie mi t mi r e ine r Me inung s ind , daß d i eses Darlehen und 
diese Subvention keiner le i P arteifinanzi erung darstell t , sondern dazu beitr ägt , 
um ei n echtes Bedür f nis der Öffentl i chke i t abzudecken, mehr Veranstaltungsräume 
zu haben, als dies gegenwärtig der Fall war. Daß wi r darüber durchaus unterschied­
l icher Auffassung sein k önnen , ob es sparsamer , geschickter , wirtschaftlicher i st, · 
sich direkt solche Einrichtungen als K ommune zu bauen und zu erhalten, oder durch 
en tsprechende Subvention zu solchen E inrichtungen be i zutragen. So wie wir hier im 
Gemeinderat sitzen wissen wir, daß w ir mit dem Stadtsaal und mit den damit verbun­
denen Kosten v ielfache Erhöhungen und Preise hinnehmen mußten, ohne dabei in der 
Erhaltung eine entsprechende Wi rtschaftlichkeit zu erzielen. Das wurde hier des 
ö f teren kritisiert und wir kommen nicht umhin, für unsere gemeindeeigenen Einrich­
tungen entsprechend aufzukommen. H ier wird versuch t, w i e schon des öfteren , für 
eine Einrichtung, die auf Vereinsbasis besteht oder durch private Betriebe in ande­
ren Fällen, durch einen Zuschuß und dur ch e in Darlehen diese F inanzierung und die­
se Arbeiten ausführen zu können . Es is t ungeheuer! ich von Herrn Ramoser hier zu 
behaupten, das sei eine versteck te Parteienfinanzierung. 1 eh muß mit aller Schärf e · 
für meine Fraktion eine solche Unters tellung zurückweisen . Denn, meine Damen 
und Herren des Gemeinderates, wie schon ausgeführt, werdennichtnurdie 1 , 5 Mill. 
Schilling, die wir mit dem Beschluß , der hoffentl i ch auch getätigt wird, bzw . 1 Mill. 
Schilling, ausgeben,es sind S 4 Mill. auszugeben . Damit wird auch Arbeitsplatz­
sicherung betrieben. Wenn man hier so polemisch w ie Kollege Ramoser sagt, wenn 
man heute S 1 M ill. dafür ver wendet , so wird das den Stey r-Werke-Mitarbe i tern vor­
enthalten, so erlauben Sie mir bitte die Bemerkung, dümmer, polemischer kann man 
so et was nicht machen. Es steht e i nes fest, daß wir hier dafür sorgen mit einer Sub­
vent ion von rund S 4 Millionen, daß mehrere Firmen und deren Mitarbeiter Arbeit 
haben , wenn auch nicht auf Dauer . Herrn Ramoser ist offenbar bis heute unbekannt 
geblieben , daß heute ein Arbeitsplatz , soferne er neu geschaffen wird, nicht S 1 Mill., 
sondern S 5 Mill. erfordert. Nachzulesen bei den Inv estit ionen für BMW Steyr. Aber 
das weiß K ollege Ramoser nicht , weil ihm diese Begriffe fehlen. 

GE MEINDER A T RAMOSER: 
Herr Kollege Pims l , um S 5 Millionen wurden im Mühlviertel 20 A rbeitsplätze ge­
schaffen. 

S TADTRA T RUDOLF PI MSL: 
Wir wohnen n icht im Mühl v iertel , sondern in Ste y r und die A rbeitsplätze sind auch 
in Ste yr. Herr R amoser , es i st schade um die Zeit , darüber mit D i r zu diskutieren , 
wei l es offenbar nicht mögl i ch i s t , eine objekti v e V organgs weise und vor allem eine 
ohne Emot ion zu führen. 
1 eh bitte S ie daher nochmals, meine D amen und H erren des Gemeinderates, d iesem 
meinen Antrag Ihre Zustimmung zu geben . 
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BÜRGERMEISTER HEINRICH SCHWARZ: 
Wir kommen zur Abstimmung. Wer dem A ntrag die Zustimmung gibt, den bitte ich um 

ein Zeichen mit der Hand? Danke. Wer ist dagegen? Enthaltungen? Der A ntrag ist 

mit 1 Gegenstimme (GAL - GR Ramoser) und einer Stimmenthaltung (FPÖ - GR Eich­

hübl) angenommen. 
Damit i st dieser A ntrag beschlossen. 

STADTRAT RUDOLF PI MSL: 
Das Jugendinformationszentrum, Bezirk Steyr, hat sich an die Stadt Steyr um Ge­

währung einer Subvention zur Sanierung der Räumlichkeiten und technischen Ein­

richtungen des J ugendzentrums Steyr, Eisengasse 3, gewandt und die Lage wie folgt 

begründet . 
Der Ve rein Jugendinformationszentrum stellt auf K lubbasis seine Einrichtungen allen 

Jugendlichen, ohne Ansehen deren pol itischen Herkunft, unentgeltlich zur Verfügung. 

Mit der Leitung des Betriebes ist hauptberuflich eine Absolventin de r Sozialakademie 

betraut. Die anfallenden Betriebskosten des Jugendzentrums werden teils durch 

Spenden und tei l s durch Subventionen gedeckt . Um die Weiterführung dieses Betrie­

bes zu sichern, war es unbedingt erforderlich, eine Totalsanierung der Rä umlich­

keiten und technischen Einrichtungen vo rzunehmen. Seit Ende 1985 wu rden fü r die­

sen Zweck Mittel in der Höhe von S 317 .000 ,- aufgewendet. 

Es wird daher vorgeschl agen, dem Ansuchen des Jugendinformationszentrums, 

Bezirk Steyr, zu entsprechen und eine einmal i ge außerordentliche nicht rückzahl­

bare Subvention in der Höhe von S 250. 000 , - zu gewähren. 
1 eh stelle daher folgenden Antrag: 

7) Ha-6435/86 
Jugendinformationszentrum Steyr; Eisengasse 3; 

Gewährung einer außerordent I ichen Subvention. 
Der Gemeinderat wo lle beschließen: 
Aufgrund de s Amtsberichtes der Mag. Dion. vom 16. 10. 1986 wird dem V erein 

Jugendinformationszentrum, Bezi rk Ste yr, 4400 Stey r, Promenade 2, zur Sanierung 

der Räumlichkeiten und technischen Einrichtungen des Jugendzentrums Stey r, Ei­

sengasse 3, eine einmalige außerordentliche nicht rückzahlbare Subvention in Höhe 

von S 250 . 000,- gewährt. Im Hinblick auf den Ve rwendungsz weck wi rd von der A n­

wendung der vom Gemeinderat beschlossenen 20 %igen Kreditsperre Abstand ge­

nomm:en. 
Zum genannten Zweck wi rd eine Kreditübertragung im Ausmaß von 

S 250 . 000 , -- (zwe ihundertfünfz i gtausend) 
bei der VA-St. 1/ 259000/ 777000 bewilligt. 
Die Deckung dieser K reditübertragung hat durch Darlehensaufnahme zu erfolgen. 

BÜRGER\'1E I STER HEINRICH SCHWARZ: 
Sie haben den A ntrag gehört. Gibt es dazu e ine Wortmeldung? Kollege R amoser bitte. 

GEMEINDERA T FRANZ RAMOSER: 
1 eh bin gene r el I f ür die Schaffung von Jugendinformationszentren , ich b i n aber 

n icht fü r d ie Schaffung von Jugendinformat ionszentren, wo die Jugend/ i ch en das tun 

müssen, was ihnen die Parteien v orschreiben. Es gibt in Ste y r momentan ein Ju­

gendzentrum, ausgerichtet nach der ÖVP, es gab eines, ausgerichtet von de r SPÖ 

und es gibt keines, das für Jugend/ iche da ist. Der Jugendliche i st in der Lage, 

das möchte ich be tonen, selbst zu bestimmen, in welcher Örtlichkeit er s ich auf ­

halten k ann. Er brauch t sicher nicht den Parteiapparat dazu. Daß so wenige Per­

sonen solche Jugendzentren besuchen - ich ließ mir sagen, 10 Leute von 17 - 19 Uhr 

waren in di esem großen Jugendzentrum anwesend in Steyr, das gefördert wi rd mit 
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S 250.000,-. Ich denke, das ist ein bißchen wenig an Zulauf zu diesem Jugendin­
formationszentrum. 1 eh kann mich noch gut erinnern an die Zeit, als es ein Jugend­
zentrum von der Gewerkschaft, unterstützt von der SPÖ, gab. Dort war sehr sehr 
viel los; dort versuchten Leute, ein Jugendzentrum aufzubauen nach ihren Richtl i­
nien. Es gab enorme Schwierigkeiten und oft mußte die Polizei dorthin fahren, weil 
gerauft wurde oder irgendwelche Beschädigungen am Lokal stattfanden. Ich glaube, 
man müßte einen Weg finden, damit man den Jugendlichen eine Chance gibt, ihr eige­
nes Lokal im Stadtteil einzurichten. Daß damit Schwierigkeiten verbunden s ind, ist 
mir vollkommen klar . Es müßten eben Leute dort sein, die Verständnis für- die Ju­
gend! ichen haben und für deren Probleme . Es ist doch so, daß ein Groß tei I der 
Jugendlichen die Leidtragenden unserer Gesellschaft sind. Sie müssen z. B. aus­
halten, wenn eine große Arbeitslosigkeit kommt , dann ist der Jugendliche und 
der ältere Mensch als erster betroffen. 1 eh finde, man sollte versuchen, mit den 
Jugendlichen Jugendzentren zu bauen, die dezentral errichtet sind, viel leicht in 
Stadtteilen, in jedem Stadtteil eines , und man soll eingehen auf die Jugendlichen 
und versuchen, mit diesen Leuten ein solches Zentrum zu führen. 
Ich muß auch sagen, daß die S 750.000,-plus S 250.000,- Darlehen für die SPÖ 
die Vermutung nahebringen, hier ein gesamtes Abstimmungsergebnis herbe izuführen 
und darum die S 250. 000, - für ein Jugendinformationszentrum ,der ÖVP. 
Ich sage, das ist eine Vermutung und nicht mehr. Ich wehre mich dagegen, wenn 
hier aufgeteilt wird nach der Größe der Parteien. Man müßte die Parteien hier 
herauslassen. Die Vereine sind selbständig in der Lage, ihren Betrieb zu führen, 
man braucht sie nicht ständig erinnern , an welche Organisation sie sich anschließen 
müssen. 

BÜRGERMEISTER HEINRICH SCHWARZ: 
Danke . Wünscht noch jemand dazu zu sprechen? Kollege Treml bitte. 

GEMEINDERAT OTTO TREML: 
Wertes Präsidium, werte Kolleginnen und Kollegen des Gemeinderates! 
Kollege Ramoser fordert mich eigentlich immer wieder heraus, doch einiges zu 
sagen, obwohl es in diesem Raum eigentlich eine Selbstverständlichkeit ist, daß 
unsere Stadt und auch von Seiten einer Oppositionspartei immer Anregungen ge­
macht werden sollen, wie kann man unserer Jugend in der Stadt helfen. Wenn man 
hier einfach Dinge auf den Kopf stellt, so möchte ich doch sagen, daß es z. 8. 
in Steyr kein Jugendzentrum der Gewerkschaft gegeben hat, leider. Es war näm-
1 ich im Zusammenhang mit der Errichtung der neuen Arbeiterkammer möglich, auch 
an die Jugend zu denken. Es ist zwar von der Arbeiterkammer finanziert worden, 
aber auch die Stadt Steyr hat diese Frage der Möglichkeit des Zusammenfindens 
der jungen Menschen, unabhängig der Partei und Konfession,zu gewährleisten, und 
hier haben wir eben die Arbeiterkammer gesehen. Auch als Oppositionspolitiker bin 
ich ·sehr entschieden dafür eingetreten, und habe den Beschluß der oö. Arbeiter­
kammer begrüßt. Gleichzeitig aber bin ich hier in Steyr aufgetreten, daß man das 
durchführt. Daß dieses Projekt so geendet hat, hast Du ja geschildert, nämlich 
aus dem Grund, weil man eben diese Räumlichkeiten weitgehend so zur Verfügung 
gestellt hat, daß sie tun und lassen konnten, was sie wollten. Dann ist die Sperre 
gekommen, das wollen wir aber nicht. 
Ich bin auch der Auffassung, wie Ramoser meinte, man müßte Zusammenkunfts­
möglichkeiten in den Wohngebieten schaffen. Das ist nicht neu. Wir haben Mehr­
zweckhallen us w ., aber das i st zu wenig. Das haben wir x-mal besprochen, das 
haben wi r x-mal hier im Gemeinderat besprochen, daß man solche Möglichkeiten 
schaffen muß, besonders in den neuen Wohngebieten, wie dies auch am Tabor ist. 
Aber diese berechtigte Anregung umzudrehen und zu sagen, dann schließen wir 
halt die anderen, weil ohne finanzielle Unterstützung wird sich heute kein Ve rein 
halten, auch wenn es ein katholischer Verein ist. 1 eh möchte nicht sagen, wie 
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man es hier teilweise zum Ausdruck bringt, das ist ein roter Verein, das ist ein 

schwarzer Verein oder ÖVP-Verein. Das ist das Informationszentrum, sagen wir 
es ganz offen vor al I em der katholischen jungen Menschen, die sich dort zusammen­
finden. Was machen die dort? 1 eh war selbst schon .in diesem Informationszentrum 

und dort geht es vor allem auch um eine Weiterbildung, um eine Vortragstätigkeit 

für die Jugend und dieser Verein wird auch ehrenamtlich geführt, wie viele viele 

andere Vereine und daher tritt auch die kommunistische Partei immer dafür ein, · 
daß man so ehrenamtliche Tätigkeiten unterstützt und vor al lern daß eine Möglichkeit 
besteht, daß junge 1v\enschen zusammenkommen können. Dort gibt es auch sehr viele 
Fragen, die in manchen Lokalen nicht so im Vordergrund stehen. Man kennt meine 
Weltanschauung und weiß, daß ich nicht in erster Linie einen Treffpunkt für mich 
dort suche, aber auch dort gehe ich hin. Ich komme auch in katholische Säle nach 
Garsten. Wenn es mir heute ausgeht, es ist ja ein Vortrag "Ärzte für den Frieden" 
im Garstener Pfarrsaal. Man muß solche Vereine unterstützen. Natürlich liegt es 

nahe, vor al lern in der Öffentlichkeit, anzunehmen, und noch dazu wenn sie diese 
Anträge so nahe beinander finden auf der Tagesordnung, daß hier versucht wird, 
einem nahestehenden Verein der Mehrheit oder auch der ÖVP etwas zuzuschanzen. 
Ich glaube, es ist ein Zusammentreffen der Arbeiten, die dort durchgeführt wurden 

und man kann ganz offen aussprechen, daß es berechtigt ist, wenn die Bevölkerung 
sagt, wir glauben, daß das nicht ganz mit rechten Dingen zugegangen ist. So quasi 
die SPÖ versucht mit dieser Art die Zustimmung der ÖVP zu erhalten. Sind diese 
beiden Vereine , der Verein Arbeiterheim oder dieses katholische Jugendinformations­
zentrum subventionswürdig oder nicht, nur darum geht es. Ich glaube, daß man auch 
in diesem Sinne - da kann ich sicher ganz offen reden, denn Sie können auf Jahrzehnte 
nachlesen, daß meine Partei jede Parteienfinanzierung, auch wenn sie indirekt sein 
sollte, ablehnt - sagen kann, daß meine Partei ein solches Begehren noch nie gestellt 
hat. 1 eh habe vielfach schon zugestimmt, wo es hier keine Diskussion gegeben hat. 
1 eh bin auch v oll dafür gewesen, daß man z. B. gerade im Wehrgraben bestimmte Lo­
kale fördern soll , weil es dort im argen liegt in der Richtung, daß Menschen zusam­
menkommen können. Auch hier muß ich ganz offen sagen, ich bin freudigen Herzens 
dafür eingetreten, daß man eine Förderung gegeben hat z. B. für "Knapp am Eck", 

das i st k ein Geheimnis, wir haben dort immerhin S 80.000,- gegeben. Das ist be­
rechtigt, we i I dort fortschritt I i ehe junge Menschen zusammenkommen, dort Vorträge 
hören und gleichzeitig Kulturelles geboten wird. Es würde mir nicht im Traum ein­
fallen zu sagen, das ist eine Richtung, weil dort bestimmte Menschen zusammenkom­
men, die in die Richtung der GAL gehen. Auf jeden Fall müssen w ir ganz objektiv 
auch alle anderen Vereine in die Richtung unterstützen, wo es ehrenamtliche Men­

schen gibt, die ihre Freizeit zur Verfügung stellen, daß diese V ereine überhaupt 

noch am Leben sind. 

BÜRGERMEISTER HEINRICH SCHWARZ: 
Danke. Wünscht noch jemand dazu zu sprechen? Das ist nicht der Fall. Wir kommen 
zur A bstimmung. Wer für den Antrag ist, den bitte ich um ein Ze i chen mit der Hand? 
Danke. Gegenstimmen? Enthaltungen? Der Antrag ist mit 1 Gegenstimme (GAL - GR 
Ramoser) angenommen. 

ST AD TRAT RUDOLF PI MSL: 
Meine Damen und Herren des Gemeinderates! 
De r letzte Antrag aus diesem Block bezieht sich auf die Gewährung einer A nnahme­
erklärung, die wi r brauchen, um be i unserer A b wasserbeseitigungsan lage wiede r 
einen Schritt wei terzukommen. 
Es geht darum, daß von der Stadt Steyr am 15. Dezember des ve rgangenen Jahres 
ein Ant rag gestellt wu rde, aus den Mi t tel n des Wasserwirtschaftsfonds fü r den Bau­
abschnitt 05 der Stadt Steyr, das ist die Kanalisation in den Pro jektgebie ten Steyr­
dorf-F ischhub-P lenklberg-Weinzierl und Nebenkanäle und Schlüsselhof. M it der 
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Zusicherung des Wasserwirtschaftsfonds vom 25. 6. dieses Jahres wurde der Stadt 
Steyr ein 55 o/oiges Darlehen der Baukosten, rund S 100 Mi 11., das sind S 55 Mi 11 ., 
mit einem Tilgungszeitraum von 60 Halbjahresraten für d i e gegenständlichen Bau­
maßnahmen gewährt. Um i n den Genuß dieses Darlehens zu gelangen, ist es erfor ­
der I i eh, a) eine Annahmeerk I ärung, zu der auch der entsprechende GR-Besch I uß 
gehört, und b) einen Finanzierungsplan der Anlagenteile samt den vom Bund gefor­
derten Beilagen be im Wasserwirtschaftsfonds vorzulegen. 
A ufgrund des Gesagten wird daher um Herbeiführung eines Beschlusses über d ie 
Annahme der Zusicherung vom 25. 6. d. J. ersucht. 
1 eh stelle daher folgenden Antrag: 

8) Ha-3136/74 
Abwasserbeseitigungsanlage der Stadt Steyr, Bauabschnitt 05; 
Darlehen des Wasserwirtschaftsfonds; Annahmeerklärung. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Aufgrund des Amtsberichtes der MA 111 ~ städt. Kanalverwaltung - vom 24. 9. 1986 
wird der Übernahme der Haftung durch die Stadt Steyr für ein vom Wasserwirtschafts­
fonds gewährtes Darlehen in der Höhe von S 55 Mi 11. für den t3auabschnitt 05 der Ab­
wasserbeseitigungsanlage zugestimmt. 
Wegen Dringlichkeit wird der Magistrat der Stadt Steyr gemäß§ 44 Abs. 5 des Sta­
tutes für die Stadt Steyr zum sofortigen Vollzug dieses Beschlusses ermächt i gt. 

1 eh darf um Annahme dieses Antrages bitten. 

BÜRGERMEISTER HEINRICH SCHWARZ: 
Wünscht dazu jemand zu sprechen? Das ist nicht der Fal 1. Wer ist für den Antrag? 
1 st jemand dagegen? Enthal t ungen? Der Antrag ist so beschlossen. 

BERICHTERSTATTER STADTRAT RUDOLF PI MSL: 
1 eh darf Ihnen nun den einzigen An trag aus meinem Ressort zur Kenntnis bringen. 
Es geht dabei um die Errichtung eines Geh- und Radweges entlang der Ennser Straße. 
Gemäß einem dring! ichen Wunsch vor al lern der Gleinker Bevölkerung wurden vom Stadt­
bauamt Vorbereitungen zum Bau eines Geh- und Radweges entlang der Ennser Straße 
getroffen. Dieser führt von der Gleinker Kreuzung stadteinwärts auf der rechten 
Seite bis zum Anschluß an den vorhandenen Gehsteig beim Konsum-Markt .Tabor. 
Durch diese Baumaßnahmen werden auch die Gewerbegründe Ennser Straße mit einem 
Gehsteig aufgeschlossen. Gleichzeitig ist vorgesehen, bei der Gleinker Kreuzung ei-
ne lang urgierte Busbucht stadtauswärts zu errichten. Es sind für den Bau dieses 
Rad- und Gehweges 1. 685 m2 Grundablöse vom Bist um Linz erforderlich, wobei 
durch einen wahrscheinlich möglichen Rücktausch von 480 m2 die Fläche auf 1. 205 m2 
verringert wird. 
Ich darf Sie daher bitten, folgendem Antrag Ihre zustimmung zu geben. 

9) Bau3-2830/86 
Errichtung eines Geh- und Radweges Ennser Straße. 

Der Gemei nderat wolle beschließen: 
Aufgrund des Amtsberichtes der MA 111 vom 15. 9. 1986 wird der Errichtung des 
Geh- und Radweges Ennser Straße zugestimmt. Weiters wird der Einlöse derbe­
nötigten Grundflächen aus dem Eigentum der OÖ. Kraftwerke AG im Ausmaß von 
ca. 70 m2 und aus dem Eigentum des Bistums Linz von voraussichtlich 1 .205 m2 j e 
zum Preis von S 350, - pro m2 zugestimmt. Für die restliche benötigte Grundfläche 
von rund 480 m2 w ird dem Bistum Linz voraussichtlich eine F läche im se lben A usmaß 
aus dem Eigentum der Stadtgemeinde Stey r übereigne t we rden. 80 % der geschätzten 
Grundei nlösen we rden sofort nach Vertragsunterfertigung, der Rest nach Endve r ­
messung an die bisherigen Eigentümer angewiesen we rden. 
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Gleichzeitig werden die hiefür notwendigen Arbeiten an die Landesbaudirektion 

Linz zum Preise von ca. S 300,-/m2 übertragen. 
Zum genannten Zweck wird ein Betrag von 

S 500. 000, -- ( fünfhunderttausend) 

exkl. MWSt bei VSt 5/616000/002300 freigegeben und eine Kreditüberschreitung im 

Ausmaß von 
S 211.000,-- (zweihundertelftausend) 

bei der gleichen VA-Stelle bewilligt. Die Deckung dieser Kreditüberschreitung hat 

durch Darlehensaufnahme zu erfolgen. 

Wegen Dring! ichkeit wird der Magistrat gemäß § 44 Abs. 5 des Statutes für die Stadt 

Steyr zum sofortigen Vollzug dieses Beschlusses ermächtigt. 

BÜRGERMEISTER HEINRICH SCHWARZ: 

Wünscht dazu jemand zu sprechen? Herr Kollege Spöck bitte. 

GEMEINDERAT W I LHLEM SPÖCK: 
Wertes Präsidium, meine Damen und Herren des Gemeinderates! 

Mit dem vorliegenden Antrag auf Vergabe und Mittelfreigabe für den Geh- und Rad­

weg entlang der Ennser Straße nach Gleink geht nicht nur ein langgehegter Wunsch 

der Gleinker Bevölkerung, sondern auch der Taboraner in Erfüllung. Der Radweg 

nach Gleinkwürde aber für die Resthofbewohner wenig bringen, wenn nicht eine 

Verampelung der Ausfahrt Siemensstraße - Ennser Straße gleichzeitig damit ver­

bunden ist. 
Mit der vorgesehenen Errichtung eines Busbucht bei der Gleinker Kreuzung wird 

auch einer von Kollegen Strasser seit Jahren vertretenen Forderung für die Glein­

ker Bevölkerung Rechnung getragen. Bisher war ja das Aussteigen aus dem Bus 

Richtung Linz von Steyr kommend fast unmöglich, man mußte direkt vom Bus in das 

tiefergelegene Feld steigen. Das Verlassen war fast lebensgefährlich. 

Da aus dem Amtsbericht nicht hervorgeht, ob beabsichtigt ist, die Busbucht noch 

heuer im ersten Bauabschnitt zu errichten, der Bau aber aus den vorher angeführ­

ten Gründen so rasch wie möglich notwendig ist, ersuche ich auf jeden Fall um Be­

rücksichtigung beim ersten Bauabschnitt. 

BÜRGERMEISTER HEINRICH SCHWARZ: 
Danke. Kollege Treml bitte! 

GEMEINDERAT OTTO TREML: 
Werte Kolleginnen und Kollegen des Gemeinderates! 

Als Sprecher meiner Fraktion unterbreitete ich j a im Gemeinderat bei der Sitzung am 

22. Mai dieses Jahres neben notwendigen Straßenerhaltungsarbe i ten, die im Straßen­

und Asphaltierungsprogramm 1986 nicht enthalten waren, eine Reihe von zusätzlichen 

Vo rschlägen. Darunter wurde von mir vorrangig die Errichtung dieses beantragten 

Rad- und Fußgeherweges entlang der Ennser Straße vom KGM -Kaufhaus bis Gleinker 

Kreuzung verlangt. 1 eh begrüße natürlich die heutige Beschlußfassung und die be­

reits - das möchte ich ausdrück! ich feststellen - begonnene Errichtung des Geh- und 

Radweges in der Ennser Straße. Mit dieser Maßnahme wird die Sicherheit, aber 

zugleich auch die Gesundheit vieler Fußgeher und Radfahrer wesentlich erhöht, be i 

dieser Gel egenhe i t möchte ich aber auch erinnern, daß von mir bereits ein Wunsch 

vorgebracht wurde der Bewohner des Resthofes, daß der Abgang der Geh wege vom 

Wohngebiet Resthof zum Gasthof Sandma y r zur Fußgängerbrücke über die Enns nach 

Münichholz in Gang gesetzt und asphaltier t werden soll sowie für die Kinderwagen 

ehestmög l ich befahrbar gemacht werden soll. Hier wären keine großen Summen not­

wendig und ich gl aube, man könnte das noch vor Wintereinbruch machen, denn das 

wäre eine vo rdring! iche Sache. 
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1 eh möchte auch unterstützen die Anregung von Gemeinderat Spöck, der hinweist, 
daß es natürlich besonders für die Resthofbewohner, für ihre Sicherheit beim 
Überqueren der Ennser Straße zum diesem Radweg, der I inks der Ennser Straße 
iö Richtung Gleink führt, notwendig ist, die Möglichkeit zu schaffen, gefahrlos diese 
Kreuzung zu pass ieren. Dazu ist nämlich unbedingt eine Verampelung notwendig, 
aber gleichzeit i g i st diese V erampelung von mir bereits schon sehr lange gefordert 
worden im Zusammenhang mit dem von mir vorgebrachten Verkehrskonzept. Das is t 
auch eine Voraussetzung dazu. Man kann dieses Verkehrskonzept , diese Beruhigung 
des Verkehrs im Wohngebiet nur dann erreichen, wenn man auch die Ausf ahr- und 
Zufahrmöglichkeit durch eine Ampelregelung gewährleistet. Aber es ist nicht nur so, 
daß man hier sagt, was einem gerade einfällt, sondern ich bin immer ziemlich fest 
dahinter, wie schaut das eigentlich aus? Machen die Bürgermeister oder die zustän­
digen Beamten alles, um das zu erreichen? Hier muß· ich eines sagen, daß ein An­
suchen diesbezüglich bei der Bundesstraßenverwa I tung vorliegt, aber bis jetzt noch 
nicht entschieden wurde, daß die Errichtung der Ampel bewilligt wurde. Das liegt 
nicht im Bereich der Stadt, es liegt wohl im Bereich der Stadt, wenn wir, ausgehend 
auch von der heut igen Sitzung, stärkeren Nachdruck üben, daß tatsächlich diese 
Verampel ung dort erfolgt. 

BÜRGERMEISTER HEINRICH SCHWARZ: 
Danke. Kollege Ramoser bitte. 

GEMEINDERAT FRANZ RAMOSER: 
1 eh möchte mich bei der Mehrheitsfraktion, bei der SPÖ, bedanken, daß wieder ein 
Teilstück von einem Radweg er-richtet wird. Wir sehen es als sehr erfreulich an, wenn 
mehr Radwege in Steyr errichtet werden , wir wollen nämlich ein gesamtes Netz. Wir 
möchten gerne ein Radwegenetz, damit die Leute von einem Stadtteil zum anderen 
ununterbrochen auf einem Radweg fahren können. Es ist sehr wichtig für einen Rad­
fahrer, daß er nicht Straßen überqueren muß, wo sich eben Gefahrenstellen bil­
den, sondern daß er geschlossen auf einem Radweg von zu Hause zur Arbeitsstelle 
kommen kann. 
Darum mein Dank an den Herrn Bürgermeister und an die SP-Fraktion, daß dies 
vorangetrieben wird . 
Zum Kollegen Spöck muß ich sagen, ich teile seir)e Auffassung, es ist unheimlich 
gefährlich, in der Siemensstraße in die Ennser Straße einzumünden. Die Ennser 
Straße ist stark befahren und es gibt dort, we il die Straße so gerade ist, sehr 
viele Schnellfahrer. Mit einem Fahrrad ist es fast unmöglich , von der Siemens­
straße herauszukommen in die Ennser Straße. Wenn man davon ausgeht, daß vie le 
Kinder, die die Schule am Tabor besuchen, mit dem Fahrrad fahren und dabei die­
sen Radweg benützen, so werden sie die Ennser Straße überqueren müssen, sonst 
kommen sie nicht hinüber . Es wäre eine sehr gute Lösung, eine Über- oder Unter­
führung zu machen. 1 eh würde sogar noch einen Schritt weitergehen. Eine V er­
ampelung bringt auch Probleme, da der Autofahrer dazu neigt, diese Ampel zu 
übersehen. Eine Über- oder Unterführung würde den Kindern das ungefährdete 
Fahren zur Schule ermöglichen. 

VI ZEBÜRGERME I STER KARL HOLUB: 
Wenn sie diese Unterführung benützen-. 

GEMEINDERAT FRANZ RAMOSER: 
Ja , wenn sie diese benützen. 
Es wä re auch noch anzuführen, das ist ein großes Anliegen vi eler Münichholzer, 
wenn wir gerade von Radwegen sprechen, genau den Radweg zu verlängern, der 
entlang der Enns füh rt umd beim Pumpwerk herauf auf die Haratzmül lerstraße führt. 
Dort muß man die Straße überqueren, das ist eine sehr sehr gefährliche Stel le. 
1 m Zuge d ieser Bauarbeiten wäre es doch möglich, daß man den Radweg weiter­
führt bis zum Münichholzweg und da kann man einbiegen hinauf zur Punzerstraße. 
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Nochmals darf ich sagen, daß ich diesen Radweg sehr unterstütze. Danke. 

BÜRGERMEISTER HEINRICH SCHWARZ: 
Danke. Kollege Eichhübl bitte. 

GEMEINDERAT ROMAN EI CHHÜBL: 
Meine Damen und Herren des Gemeinderates, werte Herren Bürgermeister! 
Obwohl die Sache an und für sich bereits gelaufen ist, denn es handelt sich um 
einen Dringlichkeitsantrag, möchte ich doch auch noch ein paar Worte sagen, bevor 
dieser A ntrag vo r diesem Gremium zur Abstimmung kommt. Selbstverständl ich b in 
ich auch dafür, daß Geh- und Radwege im Bereich der angesprochenen Ennser 
Straße errichtet werden, um vor allen Dingen der Bevölkerung von Gleink aber 
auch der Bevölkerung des Resthofgebietes die Möglichkeit zu geben, auf diesen 
Wegen zur Stadt zu kommen oder von der Stadt wieder i n ihr Wohngebiet zurück­
zukommen. 
Ich möchte aber auch die Gelegenheit nützen und wieder an das Radwegekonzept 
erinnern, nämlich an jenes Radwegekonzept, das im Rohentwurf seinerzeit von 
der freiheitlichen Gemeinderatsfraktion eingebracht wurde und wofür 1984 1 Mill. S 
im Vo ranschlag bereitgestellt wurde. Dieses Radwegekonzept geht von Zwischen­
brücken aus, um dann in weiterer Folge alle inneren Stadtteile erreichen zu können. 
1 eh habe mehrmals auch im Verkehrsausschuß darauf hingewiesen und die Anfrage 
gestellt, Ko llege Pimsl kann sich daran erinnern, daß diese Situation im Bereich 
Zwischenbrücken geprüft wurde oder wird. Wir haben aber l e ider noch kein Prü­
fungsergebnis und ich möchte nochmals daran erinnern, auch daran zu denken, 
tatsächlich nach diesem vorgelegten Radwegekonzept vorzugehen. 

BÜRGERMEISTER HEINRICH SCHWARZ: 
Danke. Kollege Enöckl bitte. 

GEMEINDERAT FRANZ ENÖCKL: 
Mei ne Damen und Herren, es ist schon sehr viel zu diesem für uns Gleinker äußerst 
w ichtigen Beschluß heute gesagt worden. Mit der heutigen Beschlußfassung zur 
Errichtung eines li nksse itig der Ennser Straße zu bauenden Radweges in Richtung 
Glei nk wi rd ein l anggehegter Wunsch rea li siert. Die Bewohner aus den Bereichen 
Tabor und Resthof und natürlich im besonderen die von Gleink we rden sicher 
diesen Radweg nach Fertigstellung rasch in ihr Benützungsrecht überleiten. 
De r erste Bauabschnit t mit einer Länge von 590 m reicht von der Gleinker Kreuzung 
bis zur Fischbraterei und bef i ndet sich derzeit im Bau. Es soll eine zweite Bau­
etappe folgen, die bis zum bereits vorhandenen Gehweg beim KGM führt. Dazu 
möchte ich heute den Herrn Bürgermeister ersuchen, die Bauabwicklung für 1987 
vo rzusehen und auch durchzuführen, um einen kont inuier I ichen Übergang aus dem 
Raum G leink in die Stadt und umgekehrt zu gewährleisten. War es bisher für Fuß­
gänger und Radfahrer eine gefährliches Unternehmen , die Bundesstraße zu be­
nützen, so bringt die neue Trassierung in Zukunft eine rela tiv gefahrlose Sicher­
heit und Benützung, noch dazu im Schatten der herrlichen Birnbaumallee, die sich 
entlang de r Bundesstraße befindet. Dem PI aner, Herrn Ing. Grassn igg, möchte 
ich auch von dieser Stelle aus ein Dankeschön sagen, daß er unkonventionel I so 
ei ne umweltfreundliche Lösung gefunden hat. Somit wi rd wiede r ein Beitrag zum 
immer wiede r geforderten weite ren Ausbau des Radwegenetzes geleistet. Gefah rlos 
gehen, gefahrl os radfahren - ein Beitrag zur Sicherheit, zur Hebung de r Ve rkehrs­
sicherheit in unserem Bereich. 

BÜRGERMEISTER HEINRICH SCHWARZ: 
Ich danke auch Kollegen Enöckl für seinen Beitrag . Wünscht noch j emand zu spre-
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chen? Das ist nicht der Fall, ich ersuche daher den Berichterstatter um sein S chluß ­

wort. 

STADTRAT RUDOLF PI MSL: 

Meine Damen und Herren, ich freue mich natürlich über die hohe Übereinstimmung 

der Diskussionsbeiträge -z u diesem Projekt. Haben S i e aber b i tte Verständnis dafür , 

daß ich hier die Vaterschaft, die jeder für sich reklamiert, nicht entscheide . 1 eh 

betone die hohe Übereinstimmung , da wi r hier ein Stück Arbeit leisten, welches von 

der Bevölkerung sehr wohl anerkannt , gewunschen und hoffentlich auch benütz t wird . 

Das ist mir das Wichtigste. 
Zu den anderen Beiträgen, die im Z usammenhang mit der Errichtung dieses Rad-

und Gehweges vorgetragen wurden , dar f i ch nur verweisen , daß Kollege Treml schon 

hingewiesen hat , daß ein en tsprechender Ant r ag der Verampelung der Kreuzung 

Ennser Straße - Siemensstraße gestellt wurde. 

A uch hier noch ein Wor t von meiner Seite. E in gleicher Antrag wurde in der S ier­

ninger Straße gestellt von uns und de r wurde vom Bauamt der OÖ. Landesreg ier ung 

abgelehnt. 1 eh habe heute Herrn Bürgermeister einen Brief vorgelegt , in dem w ir 

die OÖ. Landesreg ierung für den B er e ich S i erninger Straße, wei I es zu diesem Be­

reich dazugehör t zum gefahrlosen Überqueren von Bundes- , Landes- oder Gemeinde­

straßen,ersuchen um die Erlaubnis , daß die Stadt Stey r auf ihre Kosten eine solche 

Fußgängerampel errichte t. We i I mir , meine D amen und Herren des Gemeinderates, 

und auch Ihnen sicher d ie Gesundheit der Menschen wichtiger ist als Paragraphen. 

Daher glaube ich, daß wir auch dor t entsprechende Maßnahmen setzen werden müs­

sen, wenn hier durch das Bauamt , das den Bund in dieser Angelegenheit vertritt, das 

n'icht entsprechend behandelt oder gar abgelehnt werden sollte. 1 eh meine nach wie 

vor, so kann man Probleme nicht lösen . Das ist das eine. 

Zum Radwegenetz darf i ch von dieser Stelle aus sagen, daß sehr wohl diesbezüglich 

entsprechende fvl aßnahmen gesetzt werden und wir werden nach Fertigste! lung des 

Bauloses Bad 1 ,die Haratzmül lerstraße i s t sehr wohl vorgesehen, daß das Verbin­

dungsstück vom Pump werk bis zum Mün ichholz weg mit einbezogen wird, und es wi rd 

spätestens im Frühjahr über Wunsch de r Münichholzer Bevölkerung daran gegangen 

. werden - aus verständl i chen Gründen nicht während des Winters - ein geschlossenes 

Rad wegenetz zu markieren z u beschilde r n , damit j eder Or tsunkundige auch d i eses Rad­

wegenetz befahren k ann. 1 eh glaube , daß wir sehr wohl auf dem Gebiet der Errichtung 

eines geschlossenen Radwegenetzes mit diesem Teilstück ein beträchtliches Stück 

we i terkommen und daß w i r darüber hinaus die entsprechenden Verbindungswege aus­

findig machen müssen, damit sie n icht unbedingt auf verkehrsreichen Straßen erfol­

gen. Damit müssen wir auch eine Unterstützung geben , um umzusteigen auf das Fahr­

rad, und um sich gesundheitlich, sportl i ch in der Fre i zeit betät i gen zu können. 

Zu Zwischenbrücken darf ich um Nachsicht b i tten, daß das noch nicht geschehen ist, 

weil der Zeitraum zu kurz war. Koll. E ichhübl,wenn Du Dich er innerst, es wurde 

mit den A rbeiten, die dort notwendig waren , sehr spät begonnen. Es ist vernünftiger, 

d ie Radsaison abzuwarten und dann eine Bilanz zu ziehen, wie weit hier von den Ver­

kehrsteilnehmern davon Gebrauch gemacht w ird. 

BÜRGERMEISTER HEINRICH SCHWARZ: 
Danke fü r das Schluß wort. Wir kommen zur A bstimmung . 'Ner dafür i st , den bitte 

i ch um ei n Zeichen r:ii t der Hand? Danke. Wer ist dagegen ? Enthaltungen ? Der A ntrag 

ist einstimmig angenommen. 
1 eh danke K ol legen P imsl für seinen V ortrag. 
tlevo r i ch Kol legen Sabl ik das Wo r t erte i le , unterbreche - i ch d i e S i tzung f ür ca . 

15 Minuten zum Z wecke einer Lüftungspause. 

P ause von 16 . 45 - 17 Uhr. 
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BÜRGERMEISTER HEINRICH SCHWARZ: 
1 eh eröffne die Sitzung wieder und ertei Je als nächstem Berichterstatter Herrn 
Stadtrat Sabl ik das Wort. 

BERICHTERSTATTER STADTRAT ERICH SABLIK: 
Mei ne Damen und Herren des Gemeinderates, ich habe Ihnen 4 Anträge vorzulegen 
und ersuche um Zustimmung. 
Der erste lautet: 

10) Bau3-3982/86 
Straßenbau Wehrgrabengasse und Fabr ik­
straße - 1. Teilabschnitt. 

Der Gemei nderat wol le beschließen: 
Mit GR -Beschluß vom 26. 6. 1986 wurde der Auftrag zur Durchführung der Unter­
bauarbeiten für den Straßenbau in der Wehrgrabengasse von der Elbabrücke bis 
zur Schlagerbrücke und die Zufahrt zur Inneren Reiterbrücke an die ARGE Kanal 
Wehrgraben 11 (Negrelli, Beer & Janischofsky, Zwettl er und May r-Bau) zum Preise 
von S 26,662.998,50 übertragen. 
Aufgrund des Amtsberichtes der MA 111 vom 25. 9. 1986 wi rd nunmehr einer A uf­
tragserweiterung in der Höhe von S 1 , 201 . 789, 20 zur Durchführung von notwen­
digen Zusatzarbeiten zugestimmt. 
Zum genannten Zweck wi rd eine Kreditüberschreitung im Ausmaß von 

S 800. 000, -- (achthunderttausend) 
für die Baurate 1986 bei der VA-St. 5/ 612000/002140 bewilligt. Die Deckung dieser 
K reditüberschreitung hat durch Darlehensaufnahme zu erfolgen. 
Gemäß§ 44 Abs. 5 des Statutes für die Stadt Steyr wi rd der Magis trat infolge 
Dringlichkeit zum sofortigen Vollzug dieses Beschlusses ermächtigt. 

BÜRGERMEISTER HEINRICH SCHWARZ: 
Sie haben den Antrag gehört. Wünscht dazu jemand zu sprechen? Das ist nicht der 
Fal 1. 1 eh bitte um ein Zeichen mit der Hand wenn Sie zustimmen? Danke. Gegen­
probe? De r A ntrag ist so beschlossen. 

STADTRAT ERICH SABL I K: 
Der nächste Ak t betrifft die Ve rlegung der Winkl inger Straße infolge Kantenab­
bruchs. Er I autet: 

11) Bau3-94 l / 86 
Ve rlegung der Winklinger Straße infolge K anten­
abbruchs an der I inksufrigen Konglomeratbank. 

Der Gemei nderat wolle beschließen: 
Aufgrund des A mtsberichtes der MA 111 vom 1. 10. 1986 wird der Auftrag zur Ver ­
legung der Winklinger Straße infolge Kantenabbruches an der linksufrigen 
Konlomeratbank, 1. Bauabschnitt, an die Fa. Mayr Bau-Z wettl er zum Preise von 
S 818 .896,80 inkl . MWSt. übertragen. In einem wi rd der Einlösung von privaten 
Grundstücken im Ausmaß von S 103.590,- zugestimmt. 
Zum genannten Zweck werden 

S 300.000,-- (dreihunderttausend) 
bei de r VA - St. 5/ 612000/ 002530 freigegeben sowie eine K reditüberschreitung im 
Ausmaß von 

S 300. 000, -- (dreihunderttausend) 
be i der gleichen Vo ranschlagsstelle bewilligt. Die Deckung dieser K reditüberschrei­
tung hat durch Da rlehensaufnahme zu erfolgen . 
Wegen D r inglichkeit wi rd der Magistrat gemäß§ 44 Abs. 5 des Statutes für die 
Stadt Steyr zum sofortigen Voll zug dieses Beschlusses ermächtigt. 
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BÜRGERMEISTER HEINRICH SCHWARZ: 
Gibt es zu diesem Antrag eine Wortmeldung? Das ist nicht der Fall. Wer ist für den 
Antrag? Gegenstimmen? Enthaltungen? Einstimmige Annahme. 

STADTRAT ERICH SABUK: 
Beim nächsten Antrag geht es um die Aufschl ießung der Gewerbegründe Ennser 
Straße. Der Antrag lautet: 

12) Bau3-6277 / 85 
Bau6-6278/85 
Bau3-3858/ 86 
Bau6-3859/86 
Auf schl ießung der Gewerbegründe Ennser Straße; 
Teil 1 und 2; Straßen- und Kanalbau. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Aufgrund des Amtsberichtes der MA 111 vom 9. 10. 1986 werden im Zusammenhang 
mit der Aufschließung der Gewerbegründe Ennser Straße Teil 1 und 2 folgende 
Aufträge vergeben: 
1. Straßenbauarbeiten und Baumeisterarbeiten für die Straßenbeleuchtung: 
an die Fa. Zwettler, Steyr, zum Preise von S 1,009.766,40 inkl. USt. 
2. Kanalbauarbeiten: an die Fa. Zwettler, Steyr 
zum Preise von S 754.670,50 exkl. USt. 
3. E lektroinstal lationsarbe iten für die Straßenbeleuchtung Tei 1 1: 
an die Fa. Kammerhofer, Steyr, zum Preise von S 38.860,80 inkl. USt. 
4. Elektroinstallationsarbeiten für die Straßenbeleuchtung Teil 2: 
an die Fa. Berger, Steyr, zum Preise von S 41. 510, 82 inkl. USt. 
Zum genannten Zweck werden Mittel im Ausmaß von 

S 930.000,-- (neunhundertdreißigtausend) 
bei der VA-St. 5/612000/002080 sowie 

S 755. 000, -- (s iebenhundertfünfundfünfzi gtausend) 
bei der VA-St. 5/811000/050510 freigegeben. 

BÜRGERMEISTER HEINRICH SCHWARZ: 
Wortmeldungen dazu sehe ich keine. Wer ist für den Antrag? Wer ist dagegen? 
Der Antrag ist so beschlossen. 

STADTRAT ERICH SABL I K: 
Mein letzter A ntrag lautet: 

13) SH-4 771 /76 
Seniorenpaß; Gutscheine für kulturelle Ver­
anstaltungen; Erhöhung des Bonwertes. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Aufgrund des Amtsberichtes der MA V vom 1. 10. 1986 haben im Zusammenhang mit 
der Ausgabe des Seniorenpasses in Abänderung des Beschlusses des Gemei nde­
rates vom 28. 4. 1977 in der Fassung der Beschlüsse des Gemeinderates vom 5. 
12 . 1978 und 19. 2. 1981 im Abs. 3 die Ziffern 3 und 4 wie folgt zu lauten: 
3. 5 Gutscheine für Ermäßigung von S 50,- pro Eintrittskarte fü r Veranstaltungen 

des Kultu ramtes der Stadt Steyr bei Eintrittspreisen über S 50,- (Theater, 
Konzert usw.) 

4 . 5 Gutscheine zum kosten losen E intritt für Veranstaltungen des Kultu ramtes 
der Stadt Steyr bei Eintrittspreisen unter S 50,- (Vorträge, Dichterlesungen 
use. ) 

Diese r Beschluß wird erstmals bei der Ausgabe des Seniorenpasses für das Jahr 
1987 wirksam. 
Ich darf Ihnen noch mitteilen, daß der Aufwand dafür S 88.000,- ausmachen wird. 
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f?ÜRGERME I STER HEINRICH SCHWARZ: 
Wünscht dazu jemand zu sprechen? Kollege Treml bitte! 

GEMEINDERAT OTTO TREML: 

Werte Kolleginnen und Kai legen! 
Kollege Holub staunt darüber, aber ich möchte nur in Erinnerung rufen, daß ichmich 
als Sprecher der kommunistischen Fraktion bereits bei der Vorbereitung im zu­
ständigen gemeinderätl ichen Ausschuß für die vorgeschlagene Erhöhung des 
Bonwertes im Seniorenpaß für kulturelle Veranstaltungen ausgesprochen habe. 
1 m Auf trag me iner Partei habe ich bereits darüber hinaus mit einer schriftlichen 
Eingabe im Jul i dieses Jahres zur Erstellung des Budgets für das kommende Jahr 
1987 die erhöhte Mittelbereitstellung für die Erweiterung der Leistung des Se­
niorenpasses vorgeschlagen. Es soll nach unserer Auffassung der Seniorenpaß 
der Stadt Steyr allen Pensionisten und Pensionistinnen unserer Stadt, unabhängig 
vom Alter ab 1987 gewährt werden. Aufgrund der heutigen wirtschaftlichen Situa­
tion in unserer Stadt kommt es, wie Sie ja wissen, zu zwangsweisen Frühpensio- . 
nierungen von Arbeitern und Angestellten und dadurch entstehen natürlich soziale 
Härten für die Betreff enen, die mit der vorgeschlagenen Maßnahme meiner Meinung 
nach gemildert werden sollen. 

BÜRGERMEISTER HEINRICH SCHWARZ: 
Danke. Wünscht noch jemand zu sprechen? Das ist nicht der Fall. Ich bitte den 
Berichterstatter um sein Schlußwort. 

ST AD TRAT ERICH SABL I K: 
Die Anregung des Kollegen Treml haben wir bereits im Wohlfahrtsausschuß ge­
hört. Das ist eine finanzielle Frage, ob zu den 6.500 ausgestellten Seniorenpässen 
noch eine weitere Anzahl aufgrund der Herabsetzung der Altersgrenze - darauf 
läuft das ja hinaus - kommen kann. Nach meiner Ansicht kann man dem zustim­
men, allerdings ist es eine finanzielle Frage, die durch das Budget geklärt wer­
den müßte. Wenn bei der Budgeterstei lung die notwendigen Mittel vorgesehen sind, 
könnte man darüber sprechen. Ich kann aber, so leid es mir tut, als Wohlfahrts­
referent und Funktionär eines Pensionistenverbandes in Steyr sagen, daß wir 
ad hoc ab 1987 uns das nicht vorstellen können. Und zwar aus Gründen, die eben 
in der finanzie l len Bedeckbarkeit dieses Antrages liegen. Wir kennen die Statistik 
in Steyr und es gibt auch andere Anträge, die im Wohlfahrtsausschuß besprochen 
worden sind und auch mit dem Seniorenrat der Stadt Steyr besprochen wurden. 
Es ist ja kein Geheimnis und wir können auch hier in diesem Kreis darüber spre­
chen, daß es Pensionisten gibt, sogenannte Frühpensionisten, die eine sehr hohe 
Pension erhalten und es gibt Pensionisten, die schon aus früheren Zeiten mit 
niederen Bemessungsgrundlagen ihre Pension beziehen, die also sehr niedere 
Pensionen haben. Vonseiten der Mitglieder des Seniorenrates gibt es im Gespräch 
schon eine gewisse Staffelung bei der Ausgabe des Seniorenpasses, es würde aber 
einen großen bürokratischen Aufwand erfordern bzw. ein nicht sehr gustiöses 
Herumschnüffeln in den persönlichen Fällen des Einzelnen. Es gibt heute Pensio­
nen mit S 15.000,- und es gibt solche, die mit Ausgleichszulage über den Mindest­
sätzen liegen. Das ist ein Bereich, der sicherlich nicht hier und auch nicht in ei­
ner Sitzung des Wohlfahrtsausschusses ohne statistische Unterlagen besprochen 
werden kann. 
Es ist auch in unserer Frakt ion schon darüber gesprochen worden und wi r werden 
für die zukünft i ge soz iale A rbeit in unserem städtischen Bereich sicher darüber 
nachdenken müssen. Ich v erspreche Ihnen, da ß wir das mit Nachdruck und in 
vo l ler humanitärer Gesinnung machen werden. 
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BÜRGERMEISTER HEINRICH SCHWARZ : 
Danke. 1 eh bitte um e in Zeichen mit der Hand, wenn S i e zustimmen? Danke . Gegen­
stimmen ? Der Antrag i st e instimmig beschlossen~ 
1 eh danke Kollegen Sabl ik fü r se ine Berichte . Nächster Sprecher ist Kollege 
Schloßgangl . 

BERICHTERSTATTER STA DTRAT ING. OTHMAR SCHLOSSGANGL : 
Sehr geeh r te Herren Bürgerme ister , meine Damen und Herr en des Gemeinderates! 
Bei meinem Antrag geht es um eine Straßenbenennung im Bereich des Dachsberges. 
Der Antrag I autet: 

14) Ges- 15/ 86 
Zufah rt zu den Neubauten der E r sten Gemeinnützigen Wohnungsgenossen­
schaft "Am Dachsberg" ; Straßenbenennung. 

Der Gemeinderat wolle beschließen : 
A uf grund des Amtsberichtes der MA X I vom 18. September 1986 erhält die Zufahrt 
zu den Neubauten de r Ersten Gemeinn . Wohnungsgenossenschaft, im Lageplan des 
Stadtbauamtes gelb las iert, die Bezeichnung "Am Dachsberg" . 

1 eh darf um Annahme dieses Antrages ersuchen. 

BÜRGERMEISTER HEINRICH SCHWARZ: 
Gibt es dazu eine Wor tmeldung? Das ist nicht der Fal 1. Wer ist für den Antrag? 
Gibt es Gegenstimmen? De r Antr ag ist so beschlossen. 
1 eh danke für den Bericht. Nächster Ber ichte r statter ist Kollege Steinmaß 1. 

BERICHTERSTATTER STADTRAT RUDOLF STE I NMASSL : 
Sehr geehrte Herren Bürgermeister, meine Damen und Herren des Gemeinderates! 
1 eh darf Ihnen heute einen A ntrag des Stadtsenates vorbringen, der folgenden Wort­
laut hat: 

15) ÖAG-6209/ 86 
Bundesstraßenbaulos B ad 1 - Haratzmüllerstraße; Verlegung einer Gashoch-
druckle i tung und Neuverlegung des Trinkwasserversorgungsstranges im 
Bereich Pumpwerkberg. 

Der Gemeinderat wolle beschließen : 
A ufgrund des A mtsberichtes der Betriebsleitung der Stadtwerke vom 1. 10. 1986 
werden im Zusammenhang m i t der Verlegung e iner Gashochdruckleitung und Neu­
verlegung des Tr ink wasserversorgungsstranges im Bereich des Pumpwerkberges 
folgende A ufträge vergeben : 
1 . T i efbauarbeiten: an die Fa . Negre 11 i, Ste y r, 

zum Preise von S 611 . 250,- exkl . USt. 
2. Rohrmaterialien für Hausanschlüsse Trinkwasser­

versorgung: an die Fa . ÖAG K onti , Wels , zum 
Preise v on S 208. 000 , - exkl. USt. 

3 . Rohrv er legung: an das s tädtisc he Wasser werk 
zum Preise von S 60.000 , - exkl. USt. 

4 . Rohrverlegung: an das s t ädt. Gas werk zum 
Preise von S 165 . 000 , - exkl . USt. 

D ie hiefür erforderlichen Mittel sind von den Stadt werken aufzubringen. 
Wegen Dring! ichke i t w ird der Magistrat gemäß § 44 A bs. 5 des S tatutes für die 
S tadt Ste y r zum sof ortigen Vol lzug dieses Beschlusses erm ächtigt. 
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BÜRGERMEISTER HEINRICH SCHWARZ: 
Gibt es dazu Wortmeldungen? Keine. Wer ist für den Antrag, den bitte ich um ein 
Zeichen mit der Hand? Gegenstimmen? Enthaltungen? Der Antrag ist so beschlossen. 
Ich danke Kollegen Steinmaßl für seinen Bericht. Nächster Berichterstatter ist 
Stadtrat Zöchl ing. 

BERICHTERSTATTER STADTRAT JOHANN ZÖCHL ING: 
Werte Damen und Herren des Gemeinderates! 
1 eh habe Ihnen zwei Anträge des Stadtsenates zum Vortrag zu bringen. 
Der erste Antrag lautet: 

16) Bau2-3950/63 
1 nfangsiedlung; Übernahme der Auf-
schl ießungsstraßen i n das äff entl iche Gut. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Der Übernahme der im Eigentum der Stadt Steyr stehenden Grundparze II e 1264/ 3 
(Bienenweg) wi rd nach Maßgabe des Amtsberichtes der Magistratsdirektion vom 
7 . 10. 1986 in das äff entl iche Gut als Ortschaf tsweg zugestimmt. 

1 eh bitte um Annahme . 

BÜRGERMEISTER HEINRICH SCHWARZ : 
Wortmeldungen dazu sehe ich keine. 1 st jemand gegen den Antrag? Gibt es Stimm­
enthaltungen? Der Antrag i st angenommen. 

STADTRAT JOHANN ZÖCHL ING: 
Der letzte Antrag lautet: 

17) 8au3-3956/8 l 
Übernahme der A ufschl ieß ungsstraße F el I in­
gersiedlung in das öffentliche Gut. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Der Übernahme der Aufschließungsstraße Fellinger-Siedlung, Grundstück 231 / 1 
KG Jägerberg in das öffentliche Gut als Gemeindestraße wird zugestimmt. 

1 eh bitte um Annahme. 

BÜRGERMEISTER HEINRICH SCHWARZ: 
Werden dazu Wortmeldungen gewünscht? Das ist nicht der F al 1. Wer ist für den 
Antrag? Gegenprobe? Danke. Der Antrag ist angenommen. 
Wir sind damit am Ende der Tagesordnung. 
Zur Aktuellen Stunde kommend darf ich die sozialistische Fraktion fragen, ob ein 
Beitrag gewünscht wi rd? Stadtrat Pimsl bitte. 

ST AD TRAT RUDOLF PI MSL: 
Beginn der Ak tuellen Stunde: 17. 15 Uhr 

STAD T RA T RUDOLF PI MSL: 
Sehr geehrten Herren Bürgermeister, meine Damen und Herren des Gemeinde rates! 
Am ve rgangenen Montag, 27 . Oktober, hat der Aufs ichts rat der Steyr-Daimler­
Puch AG eine Strukturveränderung bes eh lassen, die darin besteht, daß nunmehr 
anstelle einer Aktiengesel lschaft eine Führungs-Holding beschlossen wu r de, die 
mehrere Tochterbetriebe umfaßt. Das hat zur Folge, daß in Steyr zukünft i g vie r 
eige ne rechtlich selbständige Gese llschaften im Rahmen einer AG und einer dazu­
gehörigen Führungs-Holding firmieren. Die enge Verfl echtung der Stadtgemeinde 
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mit der Steyr-Daimler-Puch AG aufgrund der hohen Beschäftigung und vor al lern 

auch der entsprechenden A bgaben aus diesem Betr ieb läßt es not wendig erscheinen, 

d ieses Thema namens me iner Fraktion wieder zur D iskussion zu stellen. Gleich-

zeitig werden morgen im Zuge e iner großen Abbaumaßnahme die ersten Mit-

arbeiter den blauen Brief bekommen und gekündigt werden. Weitere einschneidende 

Maßnahmen, wie hier schon mehrmals ber ich tet und diskut iert, stehen aus . 1 eh 

glaube, daß trotz der Information der Verantwortlichen unseres Unternehmens und vor 

allem auch der Eigentümer, die Stadt, aber insbesondere die Mitarbeiter des Unter­

nehmens, aber vor al lern die Wirtschaft in unserer Region, durch diese recht! ich 

neue Situation und durch die wirtschaftlichen Maßnahmen , die mit dieser Kündigung 

fortgesetzt und auch weiter fortgeführt werden, zu einer sehr starken Bee inträch­

ti gung des Zusammenlebens in unserer Stadt geführt haben. Die Mitarbeiter 

sind' heute · in einem Ausmaß verunsichert, da& bereits an Gleichgüktigkeit 

heranreicht, über das, was auf jeden Einzelnen unter uns zukommt. Es soll 

durch diese nun bereits seh r schwerwiegende Verstimmung unserer Bevölkerung 

und vor allem der Mitarbeiter versucht werden, daß zumindest die Stadt, ihre Man­

datare, sich von den Absichten der Steyr-Daimler-Puch AG informieren lassen. 

Wir sind , und insbesondere ich als Mitarbeiter dieses Unternehmens, sehr wohl über 

die Zukunft dieses Unternehmens in einem Ausmaß beunruhigt, wie es kaum jemals 

zuvor der F al I war. 
1 eh bin daher der Meinung, daß es notwendig und richtig ist, daß wir uns dieser An­

gelegenheit mehr als bisher annehmen, und vor al lern unsere Maßnahmen, Entschei­

dungen und Hilfestellungen danach richten können und müssen, inwieweit wir davon 

Kenntnis haben , wie denn in Wirklichkeit die gegenwärtige und weitere Situation in 

diesem Unternehmen beabsichtigt ist durchzuführen oder wie sie sich gezwungener­

weise in der nächsten Zukunft darste-1 lt . 1 eh meine, meine Damen und Herren, daß 

dies nich t nur im Interesse der betroffenen Mitarbeiter geschehen soll und muß , son­

dern daß wir hier als Stadt und Mandatare und Funktionäre die Pflicht haben , uns in 

dieser Angelegenheit sehr wohl zu informieren, sehr wohl aber auch entsprechende 

Hilfestellung zu gewähren. 
Ich stelle daher an Dich, Herr Bürgermeister, die Bitte, und auch an Sie, meine Da­

men und Herren und Kolleginnen und Kollegen des Gemeinderates, daß wir den Vor­

stand unseres Unternehmens einladen, in einer Informationssitzung des Gemeinde­

rates uns über den Zustand und über die Zukunft dieses Unternehmens von erster 

Hand informieren zu lassen, indem er uns hier seine Absichten erläutert und seine 

Interessen uns sagt. Wir glauben, daß wir damit erst in der Lage sind, zweckdienliche 

Schritte für die Beschäftigten des Unternehmens und für die Stadt Steyr unternehmen 

zu können. 

BÜRGERMEISTER HEINRICH SCHWARZ: 
Ich danke Kollegen Pimsl recht herzlich für seinen Vorschlag. Ich darf dazu als 

Bürgermeister Stellung nehmen zu diesem Vorschlag, der jetzt ad hoc gekommen 

ist. 1 eh habe eingangs der Sitzung bereits darüber ber ichte t, daß wi r seitens der 

Gemeinde alle Möglichkeiten bisher, die wir in diesem Zusammenhang haben, aus­

geschöpft haben. Unsere Einflußnahme geht aber im wesentlichen auf flankierende 

Maßnahmen hinaus, die Herbeischaffung neuer Arbeitsmöglichkeiten nach Steyr. 

Ich glaube aber, daß es gut wäre, wenn wir uns alle aus erster H and , so wie es 

Kollege Pimsl angeführt hat, von Mitgliedern des Vorstandes in den nächsten 

Wochen informieren ließen. I ch glaube, es ist sinnvoll, weil doch eine wesentliche 

recht! iche neue Situation im Werk eingetreten ist, die nicht unerhebliche A usw i r­

kungen auf die Stadt Steyr haben dürfte. Das kann man so ohne weiteres gar nicht 

ab wägen und es scheint mir sinnvoll, wenn wi r hier eine Information aus erster 

Hand bekommen. Kollege Pimsl, ich glaube, ich darf im Namen aller sprechen, 

ich werde Ve rhandlungen in dieser Richtung auf nehmen. 1 eh kann natür lich je tzt 
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noch keinen Termin sagen, ich werde mich aber diesbezüglich bemühen, mit dem 
Vo rstand der Steyr-Werke Kontakt aufzunehmen. Das wi rd sicher in den nächsten 
Tagen sein. Dor t we rde ich diesen Vo rschlag unterbreiten und ich hoffe, daß 
eine solche Informationss itzung dazu beiträgt, daß einerseits wi r entsprechend 
informiert werden, aber auch andererseits der Vorstand unsere Interessen erfährt 
über die weitere Entwicklung des Werkes. 
Soweit meine Stellungnahme dazu. 

Ich frage jetzt die ÖVP, ob sie dazu Stellung nehmen wi ll ? Kollege Holub bitte. 

VI ZEBÜRGERME I STER KARL HOLUB: 
Werte Damen und Herren des Gemeinderates, zweifel los ist es r ichtig , was 
Kollege Stadtrat Pimsl in seiner Stellungnahme als Sprecher der sozialistischen 
Fraktion hier über die Lage in den Steyr-Werken gesagt hat . Zweifel los ist es 
richtig, daß w ir vor e iner völlig neuen Szenerie stehen , unter dem Druck der 
zu gewärtigenden Arbeitslosen zahlen haben wir vö l I ig außer A ugen verloren, 
daß die Umstrukturierung des Unternehmens nicht nur auf B.etriebsräteebene eine 
Rolle spielt, nicht nur auf die innerbetrieblichen A bläufe eine Rolle spielt, son­
dern sehr wohl auch die öffentliche Hand t'angiert. Es wi rd das Einschätzen der 
Erträgnisse, soweit sie steuerseitlich überhaupt zu erwarten sind, und ein Teil 
wird ja nicht ve rloren gehen können, das Einschätzen selbst wird durch die 
Divisionierung bzw. die Aufteilung des Unternehmens ein Einzelgesellschaften 
sehr sch wi erig werden. Die Informat ionssitzung, die jetzt durch den Herrn Bür­
germeister schon in A ussicht gestellt ist, i st durchaus zu begrüßen, we i I mir 
der Eindruck nicht erspart bleiben kann, genau so wi e uns allen - so ve rmute ich -
daß der neue Vo rstand der Steyr-Daimler-Puch AG-- publ i zrtätsge i I würde i eh 
ihn nicht nennen - in seiner Ak t iv ität, die Öffent li chkeit zu informieren, scheint 
e r mir ja auch ein wenig sparsam zu sein, wenn ich mir nur vor A ugen führe, daß 
der Herr Generaldirektor es bis je tzt nicht der Mühe wert gefunden hat, den 
Landeshauptmann oder Landesrat Le ibenfrost mit einem Term in zu ve rsorgen , um 
den Entscheidungsträgern, die die Wirtschaftshebel im Land bedienen müssen, di e 
nötigen Informationen zu geben. 1 eh wa r selbst Ohrenzeuge eines Telefonates, 
wie Landesrat Leibenfrost ve rsucht hat, einen T e rm in beim Herrn Generaldirektor 
zu bekommen. So einfach war es dann auch nicht, aber man hat ihm in A ussich t ge­
stellt, daß er wieder einmal mit Aussicht auf Erfolg anrufen darf. So ganz locker 
sollte auch die notleidende Steyr-Daimler-Puch AG das nicht spie len. Ich glaube, 
da rede ich den hier anwesenden Betriebsräten durchaus aus der Seele. 
Die Situation v ielleicht noch umrißartig dargestellt über den weiteren Stand der 
Dinge, soweit er mir bekannt ist mit der Regional- bz w. der Schwerpunktförderung 
für Stey r. Über unser Gespräch am 30. 9., wo ich mit dem Herrn Bürgermeister 
und dem Herrn 1'v'\agistratsdirektor bei Landesrat Leibenfrost sein konnte, hinaus 
wa ren wi r in der Kennt_nis der Tatsache, daß Beamtengespräche zu dem Thema 
geführt we rden sollen. Diese Beamtengespräche sind bedauerlicher weise te rminlich 
konkret nicht z ustandegekommen, aber - jetzt kommt das Erfreul iche - die Initiative 
des Landesrat Leibenfros t - ich mache jetzt nicht Propaganda für Landesrat Leiben­
frost , das hat er gar nicht notwendig , dazu braucht er mich nicht - wurde dahin­
gehend ei nstimmig in der OÖ . Landesregierung zur Kenntnis genommen, daß ein 
Ministergespräch zum direkten Aushande ln der Förderungsmaßnahmen stattfinden 
soll. Minister Streicher hat j a schon ein Paket in den Raum gestellt. 1 n d iesem 
Streicher-Paket wa ren aber die Vo rschläge des Landes überhaupt nicht be inhaltet. 
D ie Instrumentarien sind j a soweit abgeklärt, die Beamten wüßten ja schon, w ie 
man es machen kann, es fehlt nur mehr die Akkordierung zwischen den politischen 
Entscheidungsträgern. Es ist sehr erfreulich, daß wir erfahren konnten , daß 
am 4 . Novembe r , a lso kommenden Dienstag , schon das Gesp r äch zwischen 
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Landesrat Leibenfrost und Minister Streicher stattfinden wird. Ich glaube, ich 
spreche wirk I ich im Namen jedes einzelnen Mitgliedes des Gemeinderates und 
auch im Namen jedes einzelnen Steyrers, daß wir al Je miteinander hoffen, daß 
dieses Gespräch möglichst unproblematisch sein kann, auch in Zeiten wie diesen 
vor den Wahlen , daß man auch vor den Wahlterminen schon konkrete Maßnahmen vor­
beschließen kann, auch wenn man nicht weiß, wer es dann exekutieren muß ad 
personam. Aber jedenf al I s daß das Instrumentarium vorgeschnürt wird, das glaube 
ich, kann uns zu sehr großer Hoffnung Anlaß geben. 
Meine persönliche Hoffnung auf den 4. November ist keine geringe. 1 eh glaube, 
daß zwei Menschen dort einander begegnen werden, die die Situation der Region 
Steyr und auch des Zentralraumes·- in Oberösterreich sehr sehr gut kennen und ich 
weiß vom Gespräch mit Herrn Landesrat Leibenfrost, das erst gestern stattgefunden 
hat, daß er sehr wohl weiß , daß die Situat_ion in Steyr e ine außerordentlich 
schlimme ist. Halten wir uns doch nur vor Augen die 600 Kündigungen, die 
jetzt über uns hereinbrechen - über uns a I s Stadtverwa I tung brechen sie ja n icht 
herein, wir sind ja nur in Sorge darüber, aber über die 600 Leute br i cht es herein. 
Denen gilt unser ganzes Mitgefühl. Aber wenn nächstes Jahr noch einmal die graus-
1 iche Zahl von zumindes t 400 nachkommen soll, so werden wir als Stey rer Gemein­
schaft damit fertig werden müssen, daß etwa ein Sechstel der Belegschaft der Steyr­
Daimler-Puch AG nicht mehr Belegschaftsmitglieder sind . Was das für alle bedeutet, 
brauche ich jetzt nicht mehr zu wiederholen, darüber sind wir uns im klaren. Das 
geht nicht nur in die Haut der betroffenen 1 .000 Mitarbeiter - das ist eine furcht­
bare Zahl, wenn man sich das vor Augen hält - das geht auch in die Haut der ganzen 
Ertragskraft der Region. Das geht bis hinein in das Budgetieren. 1 eh möchte nicht 
Budget machen müssen in der Situation, wenn ich nicht weiß, wieviel Lohnsummen­
steuer zu gewärtigen sein wird. 
Liebe Kollegen haltet Euch bitte vor Augen, daß ~·nicht ganz, weil es ja nicht 
nur die hohen Einkommen sind, es wird etwas weniger sein, ein Sechstel des Lohn­
steueraufkommens der Steyr-Daimler-Puch AG werden wir im nächsten Jahr nicht 
miteinkalkulieren können. Wer nicht arbeitet bekommt keinen Lohn und es wird auch 
keine Lohnsummensteuer bezahlt. Das ist diepekuniäreSeite für die Gemeinde. Auf 
der anderen Seite ist die soziale Komponente in eine Dimension geraten, die nahez u 
nicht zu beschreiben ist. 1 eh hoffe, daß der Herr B ürgermeister Erfolg haben wird 
und uns der Vorstand der Steyr-Daimler-Puch AG in möglichst absehbarer Zeit 
möglichst Konkretes über seine Vorhaben in die Zukunft unterbreiten wird. Daß dann 
daraus die nötigen Konsequenzen für die Gerne indeführung überhaupt zu treffen sind, 
hast Du, Herr Stadtrat, ganz richtig gesagt, momentan agiert man staunend in den 
leeren Raum , weil man noch nicht genau weiß, wohin die verbleibende Kompanie nach 
dem ersten Scharmützel weitermarschiert. 
In tiefer Sorge um die Zukunft wünsche ich allen Beteiligten der Steyr-Daimler­
Puch AG viel Glück, viel Kraft und der Belegschaft in der Steyr-Daimler-Puch AG 
viel Einigkeit. Nicht alles, was man so in Interviews hört , klingt ganz so einig 
und solidarisch. Es ist wirklich sehr sehr kritisch, laßt Euch bitte nicht auseinander­
dividieren. Das sagt Euch einer, der die Legitimation dazu nicht hat, weil er nicht im 
Werk ist, der aber tiefe Sorge hat, die Dinge könnten allzu leicht in falsche Bahnen 
geraten. Das wollen wir alle nicht. Allen Kollegen in der Steyr-Daimler-Puch­
Personalvertretung wünsche ich viel Erfolg und noch einmal viel Einigkeit. 

BÜRGERMEISTER HEINRICH SCHWARZ: 
Danke. Namens der GAL zu diesem Problem hat sich Kollege Ramoser gemeldet, bitte. 
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GEMEINDERAT FRANZ RAMOSER: 

1 eh begrüße sehr stark die Initiative des Kollegen Pimsl, den Vorstand der Steyr­

Werke in dieses Haus zu bringen, damit man Informationen aus erster Hand bekommt. 

1 eh glaube aber nicht, daß der Steyr-Werke-Vorstand alle in entscheiden kann. 1 eh 

habe das tiefe Mitgefühl von Kollegen Holub mitbekommen, 600 Arbeiter heuer, 400 

Arbeiter nächstes Jahr. Ich wünsche Ihnen viel Glück. Wir wollen alle nicht, daß 

Arbeiter entlassen werden, wir bestimmen aber nur darüber, daß Arbeiter entlassen 

werden. Es gibt auch andere Maßnahmen, damit man Betriebe wieder gesunden kann. 

Wenn man hier schon ganz eindeutig von Entlassungen spricht, ganz eindeutig davon, 

daß es ja gar nicht mehr anders geht, dann möchte ich dazusagen, die Analysen wur­

den hauptsächlich von Leuten erstellt, die den Führungsschichten der einzelnen Par­

teien der einzelnen Betriebe angehören. Was wäre, wenn die Arbeiterschaft anal y ­

siert? Wenn sich Leute zusammenfinden, wie eben die sozialistische Bewegung ent­

standen ist, in Betriebsversammlungen, und hier ganz entscheidend mitsprechen. 

Hier werden, das glaube ich sehr wohl, von gewählten Leuten Entscheidungen ge­

troffen. Man muß auch sehen, daß viele Arbeiter aus Angst um ihren Beruf, aus Angst 

um ihren Arbeitsplatz sich totschweigen. Diese Welle der Empörung kommt immer 

nach den Entlassungen, jeder glaubt, er ist nicht dabei. Diese Isolation, die eben 

auch von den Sozialisten mitverantwortet worden ist, die trifft jetzt hart zu. Jeder 

Arbeiter sieht sein eigenes Hemd und nur das. Ich vermute, so lange sich diese Si­

tuation nicht ändern wird, so lange man nicht versucht, die Solidaritätsbewegung, 

die die sozialistische Partei so groß gemacht hat, wieder hervorzurufen, so lange 

wird es keine Lösungen geben. Es wird Arbeitslose geben, Arbeitslose in großem 

Ausmaß. Es könnte durchaus möglich sein, ich habe vor kurzem gelesen in einer 

deutschen Zeitung, Steyr könnte Liverpool von Österreich werden. Es ist meines 

Erachtens nach möglich. Die Situation, die dann entsteht, die wird alle treffen. 1 eh 

glaube auch, daß ein Teil meiner Kollegen hier schon Angst davor hat, was da 

auf sie zukommt. Darum wäre es doch sinnvoll, Analysen anzustellen mit den Arbei­

tern, ihnen die Angst zu nehmen, daß sie der nächste sind, der entlassen wird. 

Ohne Angst kann man sprechen, ohne Angst kann man versuchen, die Probleme der 

Arbeiterschaft klar darzustellen. Wenn wir nicht versuchen, denen die Angst zu neh­

men, so we rden immer Entscheidungen über die Köpfe der Arbeiter hinweg f allen. 

Bis es so weit kommt, daß sich die Arbeiter nicht mehr helfen können und Entsche i ­

dungen treffen, die auch uns belasten können, die die Arbeiter selbst belasten V\ erden. 

Darum wäre es sehr gut, einmal zu v ersuchen , auf j ene Gründe einzugehen, 
die die j etzige Situation hervorgerufen haben. 

Ich glaube, daß mit gutem Gewissen ich sagen kann, daß die Arbeiter noch immer 

in der Lage waren, ihre eigenen Betriebe, wenn es ganz schlecht kommt, selbst zu 

führen. Es gibt sogar Leute, die heute schon sagen, wir müssen Umschulungen ma­

chen, damit vvir mitsprechen können, damit der A,rbeiter mitsprechen kann bei Ent­

scheidungen, die er heute über sich ergehen lassen muß. Es ist schon besonders 

arg, daß der Arbeiter in den Steyr-Werken entmachtet wurde bis zum Letzten. 

Er hat nur die Chance, zu einem seiner Ve rtreter zu gehen, um dort eventue ll einen 

kleinen Beitrag für sich herauszuholen. Aber diese Isolation, dieses getrennte V or­

gehen, wird die S i tuation in den Steyr-Werken momentan nicht bereinigen. 

Ich wäre noch gerne eingegangen auf einige Gründe, warum so viele Le_ute zu den ei­

genen Parteikol legen anscheinend nichts sagen, aber außen über ihre Probleme spre­

chen, nach außen hin zu Leuten, die ihr Ve rtrauen besitzen oder eben einmal Freunde 

wa ren. Viele sagen, daß das Management der Ste y r-Werke sch we re Fehler gemacht 

hat. Vo r einem Monat war ich auf einer Reise durch Europa und ich muß hier· ganz 

deutlich sagen, in Frankreich in der EG gibt es fast ke ine Ste y r-N utzfahrzeuge. In 

Spanien gibt es fast keine Ste y r-Fahrzeuge. Das ist ein Mark t, der Potenz hat, de r 

K raft hat, und h i er haben d ie Stey r-Werke, die Manager der Ste y r-Werke , versagt. 

Sie haben sich auf die Länder der Dritten Welt spez ialisiert. Das war eine Über legung 

vor Jah ren, doch de r Ma r kt in ..... . 
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BÜRGERMEISTER HEINRICH SCHWARZ: 

Die fünf Minuten s ind abgelaufen. 

GEMEINDERAT FRANZ RAMOSER: 

Ich möchte nur sagen, sie haben vor Jahren auf die Länder cer Dritten Welt ge­

setzt. Vor Jahren war das richtig, d0ch heute ist es durch Umstände, die Öster­

reich nicht beeinflussen kann, ein schwieriger Markt geworden, ein Zusammen­

bruch des Marktes. Diese Länder. fallen heute aus, diese Länder können nichts 

mehr kaufen, weil die Rohstoffe so zurückgegangen sind, daß sie kein Geld mehr 

bes itzen. 

BÜRGERMEISTER HEINRICH SCHWARZ: 

Danke. Namens der KPÖ b itte ich nun Herrn Gemeinderat Treml. 

GEMEINDERAT OTTO TREML: 
Sehr geehrte Herren Bürgermeister, meine Damen und Herren des Gemeinderates! 

Kollege Pimsl hat heute wieder das aktuellste Problem .angeschnitten und hat wieder 

einen sehr unqualifizierten Zwischenruf gemacht. Normal ist ja dieses Thema, das 

so entscheidend verbunden ist mit unserer Stadt, und viel menschliche Tragödie be­

inha ltet, so wichtig, daß es auf die Tagesordnung gesetzt hätte gehört. Bürger­

meister Schwarz hat die Sitzung ja heute eingeleitet damit, daß er uns in Erinnerung 

gerufen hat die schwierige Situation in den Steyr-Werken und hat dies unterstrichen 

mit der hohen Arbeitslosigke it in unserer Stadt und der gesamten Umlandregion. 1 ns­

besondere die j ungen Menschen, die zwischen 15 und 25 Jahren, sind davon betrof­

fen. Es sind j a in diesem Raum ca. 700, die keinen Arbeitsplatz haben. Diese 

drückende Situati0n wird, wie Kollege Pimsl gesagt hat, durch die neuer! ichen Kün­

digungen im Steyrer Hauptwerk drastisch verschärft und es sollen nicht nur morgen 

die Kündigungen ausgesprochen werden, sondern man wi 11 durchziehen, daß man bis 

Jahresende - darüber hast Du Dich ja nicht klar ausgedrückt - ungefähr insgesamt 

600 Ar.beitern und Angestellten den blauen Brief zustellen wi II. Wie bekannt ist, 

stellt dies nur eine we itere Etappe in einem größeren Kündigungs- und Schrumpfungs­

plan der Steyr-Werke, vor al I em des Konzerns, dar. Wenn heute von öffentl ichen 

Mandataren immer wieder die Tatsache hervorgehoben wird, daß es be ispielsweise 

gut ist, daß man BMW hat, daß man Millionen dorthin gefördert hat, daß bei BMW 

1.500 Leute beschäftigt sind, so .sollten, glaube ich, diese Mandatare nicht verges­

sen, daß in den Steyr-Werken seit 1980, also in den letzten 6 Jahren, die doppelte 

Anzahl von Arbeitsplätzen abgebaut wurde, nämlich 3.000. In allen diesen öffent­

lichen A ussagen zeigt sich, daß man sich mit den bereits ausgesprochenen und mit 

den geplanten Kündigungen weitgehend abgefunden hat. Es wird nicht viel helfen, 

jetzt im Nachzugverf ahren eine I nf ormat ion zu erhalten von einem f Uhrenden Mana­

ger. Das wi rd kaum eine Hilfe sein für Kollegen Pimsl als Betriebsratsobmann, und 

es wird kaum eine Hilfe sein für Kollegen Tatzreiter. Es stünde vor allen den Man­

dataren, die im Nationalrat vertreten sind, besser zu Gesicht, würden sie sich offen 

gegen diese Schrumpfungspläne der Hauptai<;tionäre der CA, mit Androsch als Gene­

raldirektor an der Spitze, entgegenstellen. Obwohl die Steyr-Werke immer als der 

entscheidende Betrieb bezeichnet wird, scheint das in der politischen Praxis auch 

in diesen Parte ien anders auszusehen. Die Pläne der Manager, der Hauptaktionäre 

und der Regierung waren seit langem vo rauszusehen , darüber haben wir in diesem 

Raum schon öfter gesprochen. Als Ve r treter der KPÖ habe ich immer wiede r die 

Ursachen und Hintergr ünde dieser Vo rgangs weise aufgedeckt und auch ve rlan gt, daß 

rechtzeitig Vorsorge getroffen wird. Wir haben auch immer wieder betont, daß es 

notwendig ist, das Sonderförderungsprogramm auch f(.;r 1986 zu realisieren. 

Nun sp ielen s i ch vor den Wahlen manche Politiker auf, weil sie angeblich die Zusage 

von Landeshauptman Ratzenböck und Landesrat Le ibenfrost für ein neues, sogenann­

tes Sonderförderungsprogramm in der Tasche hätten. Es drängt sich allerdings dabei 
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die Frage auf , warum dieses Programm nicht längs t gewährt worden i s t, wenn der 
Wille und das Gel d da fü r vo rhanden sind. Die bereits gekündigten Kol leginnen und 
Kollegen sind in jeder Hinsicht sch we r betroffen , und at:Jf den Arbeitern und A n­
gestellten im Werk lastet, wi e Sie w issen, ein schw.ePer. Druck • . Umso trauriger 
ist "!S, · wenn Politiker, w ie der Spitzenkandidat der sozialis ti schen Par tei hier 
in unserem Raum, und er w ird wahrscheinlich wieder gewählt aufgrund der iv.ehr­
heitsverhältnisse im Nationalrat und Zentralbetriebsratsobmann Leithenmay r eine 
Betriebsrätekonferenz ungefähr vor 8 Tagen in Marchtrenk benützt hat , um einen 
Kei I zwischen die A rbeiter und Angestellten zu treiben. Die SP sollte wissen, daß 
das alte Unternehmerprinzip - teile und herrsche - ihr selbst zuletzt zum Verhäng­
nis werden kann . Wenn man der wirtschaftlichen und menschlichen Tragödie der 
beispiellosen A rbeitsplatzvernichtungspolitik bei Steyr-Daimler-Puch gerecht wer­
den wi 11, dann muß man tatsächlich Solidarität üben und den Kampf gegen die 
Schrumpfungs- und Zerschlagungspläne aufnehmen und auch hier als Mandatar, als 
öffentlicher Mandatar der Stadt Steyr in dieser Richtung wirken. Daran, meine 
Damen und Herren, führt kein Weg vorbei . 
1 eh möchte abschließend noch sagen, es wäre Aufgabe des gesamten Gemeinde rates , 
gemeinsam mit den Betroffenen, den Arbeitern und Angeste llten und auch jenen Funk­
tionären der Gewerkschaft und des Betriebsrates, die gewillt sind, entschieden gegen 
die Kündigungen und die K onzernzertrümmerung der Steyr-Daimler-Puch AG zu 
kämpfen. Das Sanierungskonzept mit den Massenkünd igungen der Herren Vois ard 
und Androsch trifft einen entscheidenden Lebensnerv unserer Stadt, trifft aber 
auch gleichzeitig und greift besonders stark in das Lebensschicksal vieler Steyrerin­
nen und Steyrer und auch der we-iteren Umgebung. Der V er I ust von hunderten Arbeits­
plätzen in den Steyr-Werken bedeutet nicht nur ve rmehrte Arbeitslosigkeit in unserer 
Region, sondern zugleich auch eine Verringerung der Steuereinnahmen für die Stadt, 
eine Verringerung vo r al lern auch der Kaufkraft, die den Handel und die Kle in- und 
Mittelbetriebe in der Stadt Steyr und, wie ich schon gesagt habe, im weiten Umkreis 
schwer tr ifft und dort auch, rr,einer Meinung nach, A rbeitsplätze gefährdet. Daher 
gilt es in erster Lin ie, daß wi r gemeinsam mit den Betroffenen einen Kampf gegen 
diese Massenkündigungen, die durchgezogen we rden, führen. 1 eh glaube, ich habe 
kein Gehe imn is in den letzten Gemeinderatsitzungen ausgesprochen, daß man ver­
sucht, nicht nur das Unternehmerkonzept 90, das von der Belegschaftsvertretung 
abgelehnt wurde, durchzuziehen, sondern noch v iel drastischere Maßnahmen durch­
zuziehen,wieKollege Pimsl erwähnte, nämlich die Zertrümmerung des einheitlichen 
Gebildes unseres Werkes. Nachdem Le ithenmay r schon erklärte, die Unternehmer 
gewähren zumindest, daß wi r einen einheitlichen Betriebsrat haben, aber ohne Rech ­
te . Wo steht denn das, wo ist das verb rieft ? Oder daß die sozialen Rechte erhalten 
bleiben. Ja unmittelbar bleiben sie erhalten, aber bei der Zergliederung sieht das 
anders aus und wirkt gleichzeitig, daß vor al lern v ie le Menschen der Armut pre isge­
geben werden zu dem Preis, daß man wiede r Gewinne macht. Daß der Mensch ge­
genüber dem K apital zurückgestellt wird . Dagegen, glaube ich, müssen wi r an­
kämpfen. 

BÜRGERMEISTER H EINRICH SCHWARZ: 
Ich danke Kol l egen Treml. Für die FPÖ bitte Herr Kollege Eichhübl. 

GEM EI NDER AT ROMAN EI CHHÜBL: 
Meine Damen und Herren des Gemeinderates, es ist wirklich sehr bedauer l ich, daß 
auch heute wiede r Koll ege Pims l auf die ve rschärfte Situation in den Ste y r-Werken 
hi n weisen mußte, die aufgrund der geplanten Umstrukturierung entsteht. A m be ­
dauernswertesten sind, das ist heute auch schon einige Male angek l ungen , jene , die 
es heuer noch treffen wi rd, nämlich jene, die die Kündigung bekommen . Es sind 
se lbstve rständlich auch j ene zu bedauern, die im nächsten Jahr eine Kündigung zu 
erwarten haben. Nicht genug damit, daß h ierm it persönliche Schicksale verbunden 
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sind durch die Aussprache sokher Kündigungen, leidet auch die Gesamtwirtschaft 
sehr darunter. Ich habe das bereits das letzte Mal zum Ausdruck gebracht, daß 
solche Maßnahmen in den Steyr-Werken in wirtschaftlicher Hinsicht im Großraum 
Steyr eine Kettenreaktion auslösen. Es führt zu E inbußen der Kaufkraft, es führt 
dazu , daß auch andere kleinere Gewerbebetriebe darunter leiden, und zwar durch 
geringere Auf träge und durch die Zurückhaltung,-wei I niemand weiß, ob es nicht 
ihn selbst trifft,-seines Geldes, das normal in die Wirtschaft fließen müßte. Das 
betrifft alle Bereiche. Das hat auch ein Berufener als ich, nämlich Kollege 
Schloßgangl in seiner Eigenschaft als Kammerfunktionär bereits erwähnt in seiner 
Berichterstattung in der Steyrer Zeitung. 
Nur, me ine Damen und Herren , eines muß uns doch allen klar sein, daß halt die 
direkte E influßnahme des Gemeinderates auf die Entscheidungen der Steyr-Werke 
sehr gering ist. 1 eh begrüße, daß eine Informationssitzung stattfinden sol 1, aber 
ich glaube, daß die Stadtverwaltung und damit die Gemeindemandatare, sich auf 
die indirekten Maßnahmen stützen müßten. 1 eh denke da verschärft an die Mög-
1 ichkeit der Fortführung des Sonderförderungspaketes auch unter geänderten Vor­
aussetzungen, wie sich Kollege Holub heute ausgedrückt hat, daß wir ·darauf 
drängen sollten, um zu helfen, daß hier das Problem des Abrutschens in den wirt­
schaftlichen Notstand vermieden wird. 
iv1eine Damen und Herren, ich stehe aber nicht an, im Gegensatz zur Meinung des 
Kollegen Treml, zu erklären, daß ich froh bin, daß die Stadtgemeinde Steyr mit 
Unterstützung dieses Gremiums hier den BMW-Werken eine entsprechende Förde­
rung gegeben hat, um Arbeitsplätze neu zu schaffen. Ich bekenne mich dazu und 
bin froh, daß auch ich dazu die Zustimmung gegeben habe. 1 eh glaube nochmals, 
das sage ich abschließend, daß man eines an die Spitze stellen sollte, daß die 
Stadtgemeinde Steyr nicht nur das Sonderförderungspaket ins Auge faßt und darauf 
drängt, sondern auch Maßnahmen trifft, um neue Betriebe nach Steyr zu bekommen, 
vor allen Dingen aber eines zu verhindern, daß bestehende Betriebe aus Steyr ab­
wandern. Danke. 

BÜRGERMEISTER HEINRICH SCHWARZ: 
Ich danke Kollegen Eichhübl für seinen Beitrag. Ich glaube, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, --das Thema ist überaus ernst und ich bin sicher, daß wir uns in diesem 
Gremium noch mehrmals mit diesem Problem eingehend auseinanderzusetzen haben. 
Ich glaube, daß die vorgeschlagene Informationssitzung des Gemeinderates aus 
sogenannter- erster Hand doch sinnvoll erscheint. 1 eh darf noch einmal versichern, 
daß ich alles tun werde, um diese Informationssitzung zustande zu bringen. Daß 
ich aber darüber hinaus als Bürgermeister im Einvernehmen mit allen Fraktionen, 
das ist heute zum Ausdruck gekommen, alle Maßnahmen ergreife, die unsererseits 
denkbar sind, um Erleichterungen, so weit es möglich ist, zu erreichen. 
Wir kommen zur nächsten Runde. 1 eh darf fragen, ob die ÖVP heute ein Thema 
vorbereitet hat? 

VI ZEBÜRGERME I STER KARL HOLUB: 
Wir hätten an sich das gleiche Thema vorgenommen, glauben daß man aber im 
derzeitigen Stand der Entwicklung außer Prestigeaussagen nichts zuwege bringen 
kann und ziehen unsere Wortmeldung zurück. ' 

BÜRGERMEISTER HEINRICH SCHWARZ: 
Danke. GAL? Bitte. 

GEMEINDERAT FRANZ RAMOSER: 
Ich möchte auf ein für uns sehr wichtiges Thema eingehen. Ich wollte zuerst auch über 
die Arbeitslosigkeit in Ste y r sprechen, denn das ist vordring! ich, doch es ist 
auch vordring/ ich, was mit unserem Wald passiert. Alle reden vom Waldsterben, 

- 359 -



doch keiner wi 11 dafür bezahlen .. Schon vor Jahren wußte man um die Schadstoffe 
aller Art Bescheid. Es wurden ries i ge Schornsteine errichtet, um den A usstoß 
gerecht zu v ertei len. Diese weiträumige V erdünnung und Verteilung begann aber 
mit der vermehr t en Ausstoßtätigkeit von Industrie, Gewerbe und der Hausbrände 
problematisch zu werden. Heute stehen wir vor der Tatsache , daß zahl lose 
luftfremde Verb indungen in die Atmosphäre abgeleitet werden und daß damit unsere 
A temluft zur Sondermülldeponie verkommt. Bei der Erforschung der pflanzengif­
tigen Luftstoffe machten wi r einen verständlichen aber gefährlichen Fehler. In 
oft kompliz ierten Begasungsversuchen wurden j ene Schadstoffkonzentrationen er­
mittelt, bei denen erste Schädigungen nach weisbar waren . Diese Grenz werte wur­
den Grundlage von Rechtsvorschriften, nach denen umwel tentl astende A uflagen zu 
erteilen sind . Vi el zu lange aber hat man übersehen, daß unsere A tmosphäre 
nicht von einem Schadstoff allein , sondern von einer Vi elzahl zugleich belastet ist. 
Erst später gelang die Be weisführung, daß es auch in d i esem Bereich so et was 
w ie ein Bandenverbrechen gibt. Daß also das Zusammenw i rken mehrerer Schadstoffe 
ungleich gef ährlicher ist und daß in einem solchen Fall schon geringe Einzelkon­
zentrationen uner wart et sch were Folgen haben k önnen. Ger inge S O2 und N O 2- f<'.on­
zentrationen werden heute auch in v ielen sogenannten Reinluf t geb ieten erre icht und 
häufig sogar überschritten . Durch diese K ombinati onswirkung aus v erschiedenen 
Schadstoffen er leiden al l e in die Waldbestände in weiten Teilen E ur opas eine per­
manente Grundschädigung . Es bedarf nur geringer zusätzlicher Ent wi ckl ungen, um 
den Baum ernsthaf t erkranken z u lassen. V on allen V egetationsformen ist der Wald 
am stärksten betroffen.Das hängt einmal mit seiner Langlebigkeit zusammen. E ine 
gesunde Fichte besitzt Nadeln, d i e oft mehr als 7 Jahre am Baum funktionieren. 
K eine andere V egetationsform akkumuliert Schadstoffe so intensiv w ie der Wald. 
Das gewaltige starke K ronendach eines Waldes w irkt w ie ein Filter, der G ifte aus 
der Luft herausholt. Ein ha Wald kann bis zu 68 Tonnen Staub auskeimen und r ein 
rechnerisch irr. V erlauf seines Lebens 75 k g Blei aus der Luft ge w innen. Diese E i ­
genschaft macht einen Wald als Um weltfakto r so bedeutsam, sie w ird aber für ihn 
tödlich, wenn di e Schads toffr acht weiter so hoch bl eibt. 
Unsere e inz i ge Mögl ichke i t, diesen Wa ld zu retten, gibt Prof. 

V I ZEB ÜR GER ME I STER KARL H OL UB: 
R eden w ir über Ste y r auch w ieder e inmal ! 

GEMEINDER A T FRANZ R AMOSER: 
Schirchberger an - Tempolimit! Der motorisier t e Straßenv erkehr i s t einer der 
Hauptverursacher der Umweltbelastung. V on der gesamten A bgasmenge entfa ll en 
auf den Straßenverkehr von der C O 2 und CO 65 %, Kohlenwasserstof 86 % und 
Stockstoff 71 %. Es wäre daher dringend erforderlich, ein Tempolimit auf Straßen 
im Ortsgeb iet , auf der Landstraße und auch auf A utobahnen einzuführen. E i ne R e­
duzierung des Tempos auf 80 und 100, auf Lands t ra ß en 80, auf A utobahnen 100 , 
würde e ine 30 b is 40o/oige Herabsetzung dieser Schadstoffemissi onen he r vo rbringen. 
Es gibt eine Menge von Möglichkeiten , die Tempoüberprüfung durchzuführen. Nur 
l e ider gibt es sehr v ie le Leute, die das A uto a ls Symbol unserer Gese ll schaft an­
sehen und es auch so benutzen. 

GE MEI N DE RA T ROMANE I CH H ÜBL : 
75 % der arb e itenden B evölkerun g lebt in Europa davon. 

GE MEI N DE RA T F RANZ RAMO SE R: 
Es g ibt Maß nahmen, ohne da ß man das A uto ve r b ie te t , und es wü r den genau so 
v ie le A utos produz ier t , wenn man auf der St r a ß e 80 oder 100 fähr t . 
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BÜRGERMEISTER HEINRICH SCHWAR Z : 
Die 5 Minuten s ind um ! 

GEMEINDERAT FRAN Z RAMOSER: 
1 eh würde daher noch ein ige unserer Punkte f ür eine E rha l tung des Waldes gerne 
bekanntgeben . Und z war Verlegung des Schwerverkehrs auf die Schiene . Eine 
Werbung für den Waid •••• 

VI ZEBÜRGERME I STER KARL HOLUB : 
Sollen wir das als Stey rer Gemeinderat machen ? 

GEMEINDERAT FRAN Z RAMOSER : 
Man kann auch in Steyr seinen Beitrag dazu leisten. Sie leben ja auch auf dieser 
Welt und nicht irgendwo. 

B ÜRGERMEISTER HEINRICH SCHWARZ: 
Danke. Namens der SPÖ hat sich zu diesem Thema der zuständige Referent gemeldet. 
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STADTRAT RUDOLF PIMSL: 

Geschätzte Herren Bürgermeister, meine- Damen und Herren des Gemeinderates! 
Selbstverständl ich i s t das Waldsterben in Europa und auch in Österre ich eine 
besorgn i serregende Sache. Daß wir dem Entgegenwirken müssen durch gezielte 
Maßnahmen, ist jedem von uns , der sich hier in diesem Raum aufhält, mehr als 
deutl i eh bewußt. Der Beitrag der GAL gibt mir Gelegenheit, Ste l I ung zu nehmen, ""ei 1 

ich gerade heute in einer Presse information sehr beach tli che Fortschritte be-
züglich der Luftreinigung in unserer Stadt berichten konnte. Das Umweltschutz­
referat hat die Maßnahmen, die es i n den Industriebetrieben der Stadt zum Teil 
durch Ve rordnung, zum Te il durch Mitarbeit und freiwillige Mitarbeit der I ndustr ie­
betriebe erzielt hat, h eute mi t Stol z vorzeigen können. Ich sage das bewußt, mit 
Stolz vorzeigen können. Es i st gelungen, daß durch die ständ igen Luftmessungen 
bei BMW erstens die Ursachen für die Luftverunreinigung in diesem Bereich fest­
gestel I t werden konnten durch mehrma lige Messungen der OÖ . Landesregierung, 
und es konnten heute V ertreter von BMW uns mitteilen, daß durch gezielte Maßnah­
men ihrerseits alle Normen, die wir in Österreich haben, und die we sen tlich stren­
ger sind a l s i n den westeuropäischen Ländern, erreicht und überw iegend mit be­
achtlichen Prozentsätzen unterschritten V\ urden .Das gl ei ehe gi I t für die Steyr -Daim-
! er-Puch AG, die Mitte November mit ih rer neuen K upolofenanlage eine wesentliche 
V erbesserung erzielt hat und zukünftig weitaus weniger A bgase aus dem Bereich 
des Gußwerkes abgegeben werden und die betroffenen Wohngebiete, vo r allem der 
Waldrandsiedlung, zukünftig t atsäch li ch reinere Luft haben werden. Damit gel ingt 
aber auch durch andere :v1aßnahmen, daß ein wei terer Verursacher der Luftverun­
reinigung in Stey r, das Gußwerk 11 , trotz Einbaues einer F ilteran lage, dieses mit 
.J ahresende 1987 st ill gelegt wird, und damit ein weiterer Herd zum Sti ll stand kommt. 
Der dr i tte Luftverunreiniger in unserer Stadt, die WAG mit ihrem Fernheizwerk in 
'"1ünichho l z, wom it sie ih re fe rngeheiz ten Wohnungen mit Wä rme versorgt; wurde brs­
her mit HeitöJ· schwer betr ieben. ,'vlit September wu rde es durch di e I nitiative der 
Stadt und unserer Betriebe m it mehr als 4 lvl ill . Sauf Erdgasbetrieb umges tellt. 
Gleichzeitig wu r de die ivlögl ichkeit der .Abnahme und Beheizung dieses Heizhauses ge­
schaffen. Es wird in Zukunft weder e in Blockheizwerk mit Heizöl in de r Sebekstraße 
in Betrieb genommen werden , und auch die A n l age im Wohnhaus am P lenke lberg 
w ird damit st ill ge legt. Wie man j a weiß , i st Erdgas we sent l ich umwe itfreundlicher. 
Der vie r t e posit iv e Beitrag stammt vom Landeskrankenhaus Steyr, wo wir be'Außt auf 
den !Jbelstand aufmerksam gemacht haben , d aß hi er durch den zuständigen Referenten 
der OÖ. Landesregierung - das sei anerkennend gesagt - reagiert wurde und veran­
laßt wurde, daß zukünftig eine Mülltrenn ung erfo lgt, dam it wegen der technischen 
Unzul änglichkeit a ll e dort gelagerten Abfäl /e zu verbrennen, und z war einwand-
frei zuverbrennen,dem zukünft ig ,,icht mehr Folge geleistet wi rd. üi eserSondermüllmuß 
gelagert werden ,nur jener Abfal I wird verbrannt, der kei ne V erunreinigung der Luft 
nach s ich zieht. 
Meine Damen und H erren, i ch glaube, daß wir d am it unter Beweis ste l l en , daß es 
sehr wohl durch die Zusammenarbeit de r Wi r tschaft, de r I ndustr iege l ingt , entspre­
chende Ei-fo l ge zu erz i e l en. Wir dürfen nur n icht dabei h a l t machen und uns zufr ie­
den geben, 
Zum Ve r keh r auf den Straßen durch Lkw und Pk w bitte :eh zu beachten, daß die 
Ös terr . Bundesregierung durch die E in füh rung de s K ata lysators e inen ganz wesent-
1 i chen Beitrag l e istet , und zwar i n dem Fa ll der Gese tzgeber, so d aß künf t i gh in 
die ,.~bgase der !.l,utos sehr in G_renzen geh a 1ten "" erden Kbnnen.Da (3 dies aber m it 
beträcht l ichen vleh r k osten fü r den Autobes i tzer verbunden ist, i st bekannt und des­
wegen w i rd auch sehr zögernd von dieser .vl aßnanme Geb rauch gemacht. 1 eh bi n 
aber „be rzeugt , c aß die 1v1aßnahmen und noch e inige andere meh r dazu be i t ragen 
werd en, um da s heure au fgeze igt e , uns a ll e ber üh rende 'Na ldscerben -11i c S ich erhe i t 
abz us ,e ll en und e ine gegentei I ige E ncwick l ung wi eder e inzu1 e i ten. 
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BÜRGERMEISTER HEINRICH SCHWARZ: 
Ich danke Kollegen P imsl für seinen Be i trag. Namens der ÖVP hat sich Kollege 
Holub gemeldet. 

VI ZEBÜRGERME I STER KARL HOLUB: 
Damit nicht in uns bekannten Flugschriften dann steht, die ÖVP hat zum Umwelt ­
thema nichts gesagt , s ie hat dazu nichts zu sagen, melde ich mich als Debatten­
redne r meiner Frakt i on zum Be i trag des Kollegen Ramoser. 1 eh habe bedauer t, 
daß an sich nur al !gemein bekannte Schlagworte ver breitet worden sind und d i e 

,C,.ktuel le Stunde keinen aktuellen Anlaß konkret in Steyr gefunden hat . Selbstver ­
ständl ich wäre es gut, über konkret Auftretendes zu d i skutieren. So wie Kollege 
Pimsl den Anlaßfall des Krankenhauses als er l edigt beispielhaft erwähnt hat, so 
würde ich die Aktuelle Stunde ganz gerne verstehen , wei I wir hier nicht nur Thea­
terdonner aufführen sollten, der mehr oder wen iger gekonnt ist - ich danke übri­
gens für den Hinweis, ich weiß, wo ich lebe - und nicht nur für die Galerie, wenn 
wir eine hätten , gesprochen werden sollte. Wir sind hier als Arbeitsgremium bei­
sammen und wir so 11 ten die Ak tue.11 e Stunde, das möchte i eh sehr betonen, nicht 
fortwährend für Allgemeinplätze mißbrauchen. 

BÜRGERMEISTER HEINRICH SCHWARZ: 
Danke. Namens der KPÖ zu diesem Thema? 

GEMEINDERAT OTTO TREML: 
Ich verzichte. 

BÜRGERMEISTER HEINRICH SCHWARZ: 
FPÖ? bitte. 

GEMEINDERAT ROMAN EI CHHÜBL: 
Meine Damen und Herren des Gemeinderates , wertes Präsidium! 
Obwohl Herr Ramoser offenbar über Vorsorgemaßnahmen für die Stadt Stey r ge­
sprochen hat, obwohl er das Wort Steyr nie erwähnt hat , und obwohl im Statut ja 
verankert ist, daß auch die Aktuelle Stunde dazu benützt werden soll, um Probleme 
aufzuzeigen, die die Stadtverwaltung betreffen, möchte ich ein paar Worte sagen . 
Selbstverständl ich interessieren uns .als freiheitliche Fraktion die Probleme des 
Umweltschutzes besonders und das haben wir auch immer wieder zum Ausdruck ge­
bracht ... 

GEMEINDERAT FRANZ RAMOSER: 
Sie sollen auf den Wald eingehen. 

GEMEINDERAT ROMAN EI CHHÜBL: 
Ich soll also auf den Wald eingehen, danke für den Hinweis. Ich habe mich nach 
dem Statut gehalten und von der Stadt Steyr gesprochen, was sie nicht gemacht 
haben, aber es ist nicht meine Aufgabe, Sie darauf hinzuweisen. Uns liegen sicher 
auch d i e Probleme des Umweltschutzes am Herzen . Kollege Pimsl hat darauf hin­
ge w iesen, daß gerade im Bereich des K fz-Baues im Bezug auf d i e Maßnahmen der 
Bundesregierung nicht nur ein i ges geschehen ist , sondern auch in Z ukunft geschehen 
wi rd. Daß vor al len D ingen die Benützer der Autos dazu einen Be i trag le isten müs­
sen in Form der höheren K osten. Es ist s icher li ch so , daß man nicht nur davon 
spr echen kann, sondern auch seinen Beitrag dazu leisten muß. 
1 eh k ann absch l ießend nur bitten, den zuständigen Referenten bitten , daß er d i e 
Maßnahmen, die er angekündigt hat, weiter for tführt, damit wir auch in Zukunft 
in Stey r eine gesunde Luft haben und leben können. 
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BÜRGERMEISTER HEINRICH SCHWARZ: 
Ich danke Kollegen Eichhübl für seinen Beitrag. 
Wünscht die KPÖ einen Beitrag? Kollege Treml bitte! 

GEMEINDERAT OTTO TREML: 
Werte Herren Bürgermeister, meine Damen und Herren des Gemeinderates! 
Der Umweltschutz ist in aller Munde und manche haben es meiner Meinung nach 
gut verstanden, aus diesem Problemkreis politisches Kapital zu schlagen. Dabei 
wi rd viel Allgemeines ausgesagt, ohne daß die konkreten Probleme zur Sprache 
kommen. Ein klassisches Beispiel dafür ist j a auch unsere Stadt. Es ist j a nicht 
so, daß alles in Ordnung ist. Auf den ersten Blick scheint alles in Ordnung zu sein, 
aber sieht man genau h in , dann gibt es doch viele Beanstandungen, natürl i ch nicht 
so wie im Zentralgebiet Linz, daß unsere Luft schon so schlecht ist wie dort. 
Aber auch in Steyr wird die Umwelt belastet und damit auch die Gesundheit der Men­
schen. Und zwar treten bis heute noch immer die Abgase des Gußwerkes der Steyr­
we rke ungefil tert aus, auch wenn Kollege P i msl erklärt hat, ab November wi rd der 
neue K upolofen im Zuge der Rationalisierungsmaßnahmen in Betrieb gehen .. 

STADTRAT RUDOLF PI MSL: 
Nicht im Zuge der Rationalisierungsmaßnahmen, das st immt nicht. 

GE MEINDER AT OTTO TREML: 
Jedenfalls wa r jahrelang d ie Bevölkerung der Waldrandsiedlung diesen giftigen Gasen, 
Ruß und Gestank ausgesetzt und ist es bis heute noch. Wir we rden sehen, wenn der 
neue Ofen in Betrieb ist, wi e es dann auss ieht. A ber so ist der Fakt. Die Ste yr­
Werke haben sicher nicht in erster Linie diese technische Neuerung dort eingeführt, 
we il w ir es wollten, sondern sie haben es lange Zeit ve rhindert, daß dort die not­
wend i gen F i lteranlagen eingebaut wurden. Ein weite res Indiz ist auch - da sollte 
man auch weggehen von den allgemeinen Reden , die hier gehalten wu rden - daß die 
Bevölkerung nach wie vo r Belästigungen durch das BMW-Motorenwerk ausgesetzt 
ist. Es ist mir neu, und vo r allem auch der betroffenen Bevölke r ung, wie Umwe lt ­
stadtrat Pimsl je tzt berichtete, daß seitens BMW alles unternommen wurde, daß 
die Belästigung hintangehalten wurde. Ich habe vo r einem Jahr beim Bürgermeister 
beauftragt, prüfen zu lassen, Messungen durchführen zu lassen und das sofor t ab­
zustellen. Man hat sehr lange gewartet und ich bin felsenfest überzeugt, daß es 
ohne weitere Kontrolle nicht gehen wi rd. Das zeigen alle diese Probleme, die 
zwar Kollege Pimsl aufzeigte, aber in Wirklichkeit ist es so, daß immer wi eder bei 
Luftmessungen andere Werte festgeste 11 t we rden. 

BÜRGERMEISTER H EINRICH SCHWARZ : 
Darf ich nur eine k urze Richtigstellung machen. 
Die Beauftragung des Bürgermeisters stimmt nicht, Du hast mich gebeten, das zu 
machen. 

GEMEINDERAT OTT O TREML: 
Ja, aber unternommen wur de in dieser Richtung von BMW ni chts, es wu rde ges agt , 
es i st alles in Ordnung, es gibt keine Umweltbelästigung. So schaut es doch aus. 
Darum ist es erfreulich, wenn heute berichtet we rden kann, die Umweltbelästigung 
der Bevölkerung von Mün ichholz ist damit beseitigt worden. 
Meine Damen und Herren, es ist immer wieder nur dann, wenn aus der Öffentlich­
kei t die Meinungen komm en, dann werden Sch r itte gesetzt. Z. B . haben Mieter in 
Münichho lz, im Abschnitt 1 11, Beschwerde geführt, daß ein Gewerbebetrieb im 
Gebiet H aager St ra ße d i e Ummante l ung von A l tkabel n abbrennt, wodur ch giftige 
Abgase an die Umgebung abgegeben werden . Und diese giftigen Abga se sind natür-
1 ich auch mit ei ner entsprechenden Ge ruchsbelästigung verbunden, die bei un -
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günstiger Witterung sogar nicht nur das Münichholz betrifft, sondern auch die 
Waldrandsiedlung. H ie r wird also ebenso ungestört die Umwelt belastet, wie 
d i e Gesundheit der Bevölkerung gefährdet w ird . Trotzdem sind keine konkreten 
Maßnahmen gesetzt worden .Es. ist auch amtsbekannt hier . Weiters die Frage der 
Verbrennungsan I age des Landesk r ankenhauses Steyr , das wurde doch schon ver -
1 angt vor 1 1/2 Jahren . Ich weiß, daß es dort eine verhältnismäßig moderne 
Verbrennungsanlage gibt, die aber übe r 1 1/2 Jahre giftige Abgase freigesetzt hat. 
Sie verheimlichen bewußt offenbar, daß z. B. durch diese Verbrennungsanlage 
über Jahre hindurch Salzsäure weit über den zulässigen Grenzwert hinausgeblasen 
wurde. Die Ö-Norm beträgt 100 mg/m3 Luft , und hat das Zehnfache überschrit ten. 
Durch diese Säurekonzentrationen kommt es, wie Sie wissen, zu Re i zungen und in 
der Folge zu Entzündungen der Schleimhäute und Atemorgane. Dafür , daß dieser 
unhaltbare Z ustand seit langem aufrecht war , drängt sicn auf , daß hier•de·rVer­
antwortliche in dieser Landesanstalt zur Verantwortung ·gezogen wird. So geht es 
doch nicht, daß dort auf Init iative der Bevölkerung und nicht nur Politiker , 
sondern hier auch Personen auftreten, und durchsetzen, daß endlich e inmal Mes­
sungen dort durchgeführt werden .,..Und-, ol;}wohh €las -bekannt war, wurde von der 
Stadt n ichts unternommen . Es ist eine Verpflichtung, daß wir nicht nur warten, 
bis die Bevölkerung oder Politiker hier auf treten und Umweltschäden aufzeigen, 
sondern wir müssen hier Vorsorge treffen von Amts wegen, daß bestimmte Betriebe -
ich könnte noch eine Reihe Betriebe auf zeigen, die sind auch amtsbekannt, aber 
man unternimmt aus bestimmten Gründen nichts. Es wird dort z. B. alles mögliche 
verfeuert und dam i t wird die Umwelt durch Giftgase verseucht. 

BÜRGERMEISTER HEINRICH SCHWARZ: 
Danke. Zur Geschäftsordnung Ko II ege Zagl er. 

GEMEINDERAT DIR. DKFM. HELMUT ZAGLER: 
1 eh möchte den Antrag stel Jen , daß die Bestimmungen bezüglich der Aktuel Jen Stun­
de besser eingehalten werden. Ich glaube , es ist nicht einzusehen, daß man die 
Sitzungen dadurch verlängert , daß ein- und dasselbe Thema wieder von Neuem 
aufgegriffen wird und man jetzt wieder jeder Fraktion die Möglichkeit gibt, darauf 
neuerlich einzugehen, obwohl wir z. B. dieses Thema durch Gemeinderat Ramoser 
bereits abgehandelt haben. Die kommunist i sche Partei hat dabei ja auf einen Beitrag 
ve rzichtet. 

BÜRGERMEISTER HEINRICH SCHWARZ : 
Es liegt natürlich beim Sprecher einer Partei, welches Thema er sich auswählt. 
Kollege Treml hat das Thema Luftverschmutzung ausgesucht. 

GEME I NOERA T OTTO TREML: 
Das Thema der GAL waren die Bäume, mein Thema betrifft die Luftverunreinigung. 

BÜRGERMEISTER HEINRICH SCHWARZ: 
Ko llege Pimsl bitte! 
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STADTRAT RUDOLF PI MSL: 
Meine Damen und Herren des Gemeinderates, 1 iebe Herren Bürgermeis ter ! 

Der Beitrag von Kollegen Treml gibt mir Gelegenheit, noch einmal dieses Thema 
zu s t reifen, we il Wald und Luft ja zusamrr:engehören und weil die Ursachen und Aus­
wi rkungen damit untrennbar verbunden sind. 
Ich muß Dir lieber Otto, eines entgegenhalten , d as fi nde ich wesentlich und sehr 
wi chtig. Es wi rd von den Organen der Stadt, wenn uns Übe lstände bekannt werden, 

sofort reagiert. Es ist einfach unrichtig, um es nicht anders auszudrücken, daß, wenn 
Beschwerden an uns h erangetragen werden, diesen nicht nachgegangen wird und daß 

dagegen unsererseits nichts unternommen wi rd . Da muß ich die Beamtenschaft, Für 
die ich in der entsprechenden A btei l ung ressor tzus tändig bin, ver te idigen, daß so l ­
che Ve rdächt igungen ausgesprochen werden. 

GEME l 1\JDERA T OTTO TREML : 
1 1/ 2 Jahre i st nichts unternommen worden bei der V erbrennungsanlage im Landes­
k rankenhaus. 

ST A DTRAT RUDOLF PI MSL: 
Das i st unricht ig, ich würde Dich b i tten, i n d ie Akten einzusehen, wei I hier tatsäch-
1 ich seit l angem - Koll ege Sturmberger i s t dafür Zeuge - mehrmals von uns auf diese 
Problemat ik hingewiesen wurde. Es I i egt aber nicht im Ermessen der S tadtgemeinde 

und vor al l em auch nich t der zuständigen A btei l ung , weil die notwendigen Geräte dafür 
nicht vorhanden sind, eigenständig Messungen vorzunehmen. Das dürfte Dir j a be­
kannt sein. Wir h aben an die OÖ. Landesregierung, so wie beim BM W-Werk,mehrma l s 
nicht nur mit Erfolg, sondern auch begründet und tatsächl ich erreicht , daß dort 
Messungen vorgenommen werden, die manche d ieser Erscheinungen und gefühlsmäßi­
gen Behauptungen entweder un terstr i chen oder als unr ichtig widerlegt haben. Wenn 
man aber, meine D amen und H er r en , bez we if e l t , da ß hier korrekt vorgegangen wi rd, 
sowohl be i den ·"1essungen oder beim V erh a lten des Amt es gegenüber b est imm ten ne­

gativen Erschei_nungen, dann fehlt mir daf ür einfach di e ·"1ö g li chke it, ser iös und 
ko rrekt dazu zu ber ichten. 
1 eh k ann im Zusammenhang mi t der V erl::>rennung von K abe ln be i der !'\J achfoigef i rma 
Gebeshuber nu r sagen, dem wurde schon vor J ahren nachgegangen und es wurde ein 
neuer Ofen gekauft und es wurden auch neue Auflagen ertei l t. Du, mit D e inem Schmäh , 
Herr R amoser , daß Du zu einem Altöl betreiber gehst und ihm 1 . 000 L iter A l töi ab­
kaufen will st, obwohl Du weißt, da(3 Uu di ese nicht bekommst, und dann etw as ande­
res behauptest, kannst bei uns nicht l anden. Hie r wi rd ehr li che und saubere !l. rbeit 

gemacht. i eh möchte eines sagen 

GE ME INDER AT OT T O TREML: 
1 s t das Umweltverschmutzung oder n i cht? 

ST AOTRAT RUDOLF P I MSL: 
Es i st eine. L ieber Freund Otto, wi r haben heute in Ste y r e in Prob lem, d as i st 1..Jnsere 

Luft . Wi r haben versucht , in vi er Betr i eben und Bereichen , die mit V er u rs acher s ind 
einer sch lechlen , zugegebenerwe i se nur oft loka l bedingten schlechten Luft, ,!l.bhi!fe 
zu schaffen und das abzus tell en. Wen n e iner se its behaupte t wi r d, BMW hätte nichts 
getan , dann mu ß i ch jetz t in alle r D eu t li chke it sagen, heute Vo rm ittag wa r Ge legen­

hei t , durch die Presse, in A nwesenhe it veran twor t li cher H erren von BMW, c:i e von un s 

vo r ge l e<c=gen •'v1aßnahmen anzuz we i fe ln. 0as i s l auch dur ch Deinen Parte i freund 
nichl ges chehen , wei l er ,glaube ich , -ser iöser wei se erst wenn er etwas G egentei : i ges 

b e wei sen kann, da s anzweife lt . S o k ann man nic!-lt hergehen , da (3 man a il e .Vlaßnahm en 
nur anzweife l t, negie r t und a l s un r icht i g hi nste i ! t . Ctto, es i st in der Rege l nicht 
Dein Sei l , hie r so zu ar ;iumenr ieren. I ch schätze Oich a l s Kol i egen, de r nicht mit 
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solchen Methoden hier versucht, eine Schärfe hineinzubringen. 1 eh kann Dir ver­

s ichern a- es war auch da Gelegenheit in einem Pressegespräch mit den Vertretern 

der Steyr-Daimler-Puch AG- daß die Maßnahmen, die· dort getroffen werden be­

züglich der Abgase vom Gußwerk , nicht ein Rational isierungsprozeß s ind, sondern 

eine echte Maßnahme zur Verbesserung der Luft. Diese Möglichkeit bietet sich. 

Sowei t hast Du recht,. daß durch die Installierung einer modernen Kupolofenanl age 

- ein Kupolofen ist ja nicht für die Abgase gebaut worden, sondern um qualitat i v 

besser schmelzen zukönnen.Es ist damit aber ein weser,tlich höherer Aufwand ver­

bunden , als ansonsten die Anlage notwendig wäre . 

Ich möchte noch einmal betonen, wir haben die Schwierigkeiten beim Landeskranken­

haus aufgezeigt, aber in Ermangelung eines Nachweises der tatsächlichen Verunrei­

nigung hat es lange gedauert. Wenn Du meins t , daß dies viel leicht vom Land als Be­

s itzer dieser Anlage etwas nachlässig gesehen wurde, so kann ich sagen, es wäre 

möglich. Aber zu behaupten, es se i in Steyr nichts geschehen, das muß ich mit aller 

Schärfe zurückweisen, weil tatsächlich durch unsere Aktivitäten dieser Übelstand 

abgestellt wurde und so etwas zukünftlich hoffentlich nicht mehr passiert. 

BÜRGERMEISTER HEINRICH SCHWARZ: 

Danke. Seitens der ÖVP eine Wortmeldung? Keine. GAL? Bitte, Kollege Ramoser. 

GEME I NOERA T FRANZ RAMOSER: 

Kollege Pimsl, es gibt sehr wohl eine Anlage in diesem eisenverarbeitenden Gewerbe­

betrieb, wo Aluminium durch Verbrennung von Altöl in überschaubare Formenge­

preßt wird. Ich habe mir diese Anlage selbst angesehen. Es gibt schon lange einen 

Bericht am Magistrat, daß dies dort passiert, daß Altöl verbrannt wird. Auf meine 

Frage hin, ob Altöl an diese Firma geliefert worden ist, wurde dies bejaht. Wenn 

ich genügend Beweise dafür habe, werde ich mich selbstverständlich dafür einsetzen, 

daß man solche Sachen abschafft. Daß einfach Leute Altöl ankaufen und dieses dann 

wieder verkaufen, riesige Gewinne machen und Zentrifugen einfach nicht einsetzen, 

weil es eben Geld kostet. Dies is t mit Rechnungen belegt, hoffentlich scheinen dann 

diese Rechnungen auch beim Magistrat auf. Das sind Beweise genug, daß Altöl ver­

kauft wird und verbrannt wird. 

BÜRGERMEISTER HEINRICH SCHWARZ: 

Danke. Seitens der FPÖ? Keine Wortmeldung. 

1 eh frage jetzt die FPÖ, ob sei ein Thema vorbereitet hat? Die FPÖ verzichtet, danke. 

Meine Damen und Herren des Gemeinderates, damit sind wir am Ende der heutigen 

Sitzung ange I angt. 1 eh darf Ihnen noch bekanntgeben, daß gemäß § 51 Abs. 3 des 

Stadtstatutes Bes chi üsse im Ausmaß von S 1 , 777. 700, - zur Kenntnis genommen 

wurden und daß bei den Verhandlungsgegenständen Beschlüsse im Gesamtausmaß von 

S 91,699.00,- gefaßt wurden. Insgesamt also ein Betrag von S 93,476.700,- heute 

behandelt bzw. zur Kenntnis genommen oder beschlossen wurde . . 

1 eh danke Ihnen herzlich für die Mitarbeit, die Sitzung ist geschlossen. 

Ende der Sitzung: 18.30 Uhr 
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DIE PROTOKOLLFÜHRER: 

Präs idi aldi rektor MOK. 

DER VORS! TZENDE: 

Bürgermeister Heinrich Schwarz 
e. h. 

DIE PROTOKOLLPRÜFER: 

Hermann Bachner e. h. 
Dr. Gerhard A lphasamer e. h. 

Roman Eichhübl e. h. 
Gerda Gugenberger e. h. 
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